Heft 38 


22. September 1928, 


57. Jahrgang.] 2305 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Herausgegeben vom Deutſchen Anwaltverein. 
Schriftleiter: 
Juſtizrat Dr. Julius Magnus, Berlin, Rechtsanwalt Dr. Heinrich Dittenberger, Leipzig 
unter Mitwirkung von Rechtsanwalt Dr. Max Hachenburg, Mannheim. 


m ——1¼ —?TT.. —vęͤ—) 4 «QIz . ͤ ů ———— 
Verlag: W. Moeſer Buchhandlung, Inh.: Oscar Branöftetter, Leipzig C, Dresdner Straße 11/15. 


Fernſprecher Sammel⸗ Nr. 72566 / Drahtanſchrift: Imprimatur / poſtſchecklonto Leipzig Nr. 63673. 


Die JW. erſcheint wöchentlich. Bezugspreis monatlich M. 4.50; Einzelhefte koſten den halben Monatsbetrag. 


Für Studenten, 


Referendare und Aſſeſſoren im Dorbereitungsdienft iſt ein Vorzugspreis von monatlich M. 3.— feſtgeſetzt; Auskunft hierüber erteilt 


der Verlag. — Der Bezug 
Beſtellungen an. 


1 die 6 geſpaltene millimeterhöhe 23 pf. für den Stellenmarkt 17 Pf. 
Anzeigen der Höhe von Trennungsſtrich zu Trennungsftrid; gerechnet. Bei Eh 


erfolgt am zweckmäßigſten durch die die N 
Beſchwerden über mangelhafte Zuſtellung find bei Poſtbezug ausſchließlich bei der Poſt anzubringen. 


½ Seite M. 325.—, ½ͤ Seite M. 170.—, ½ Seite m. 90.—. Der Anzeigenraum wird in 
iffreanzeigen kommen noch 75 Pf. Gebühren hinzu. Zahlungen ausnahmslos 


Poſt, doch nehmen auch die Buchhandlungen und der Derlag 


auf Poſtſcheckkonko W. Moeſer Buchhandlung, Leipzig 63673, erbeten. 
Für den Deutſchen Anwaltverein find Zuſchriften nach Leipzig € 1, Mikiſchplatz 5, Sahlungen auf Poſtſcheckkonto Leipzig 10 102 zu richten. 


— — — — ————— — p —— 


Die neue deutſche Eiſenbahnverkehrsordnung. 


Von Regierungsrat im Reichsverkehrsminiſterium Dr. Kurt Friebe, Berlin. 


Das Handelsgeſetzbuch regelt im 7. Abſchnitt (88 453 
bis 473) mit der Überſchrift „Beförderung von Gütern und 
Perſonen auf den Eiſenbahnen“ das Eiſenbahnfracht⸗ 
recht nicht erſchöpfend, ſondern überläßt die nähere Regelung 
der Eiſenbahnverkehrsordnung. Dieſe darf aller⸗ 
dings im Güterverkehr nach 8 471 gewiſſe nach einzelnen 
Vorſchriften des Handelsgeſetzbuchs (88 432 Abſ. 1 u. 2, 438, 
439, 453, 455—470) begründete Verpflichtungen der Eiſen⸗ 
bahn weder ausſchließen noch beſchränken. Für die Regelung 
des Perſonenverkehrs auf der Eiſenbahn gilt dagegen 
nach 8 472 HGB. dieſe Beſchränkung nicht. Hier genießt die 
Eiſenbahnverkehrsordnung volle Handlungsfreiheit. 

Die bisher geltende deutſche Eiſenbahnverkehrsordnung 
iſt bereits ſeit dem 1. April 1909 in Kraft. Schon aus dieſem 
Grunde lag es nahe, ſie mit Rückſicht auf die inzwiſchen 
völlig veränderten Verhältniſſe einer Durchſicht zu unter⸗ 
ziehen. Hierzu kommt, daß ſich die Eiſenbahnverkehrsordnung, 
die das innerdeutſche Eiſenbahnverkehrsrecht enthält, bisher 
eng an das Internationale Übereinkommen über 
den Eiſenbahnfrachtverkehr v. 14. Okt. 1890 an⸗ 
lehnte. Dieſes Übereinkommen iſt inzwiſchen durch ein neues 
Übereinkommen über den Eiſenbahnfrachtverkehr v. 23. Okt. 
1924 (Jul.) erſetzt worden. Am gleichen Tage iſt in Bern 
ein neues Internationales Übereinkommen über 
den Eiſenbahnperſonen⸗ und ⸗gepäckverkehr 
(JI P.) geſchaffen worden. Beide Übereinkommen werden auch 
in Deutſchland am 1. Okt. 1928 in Kraft treten. Da es ge⸗ 
boten erſcheint, das deutſche Eiſenbahnverkehrsrecht auch in 
Zukunft möglichſt in Übereinſtimmung mit den internationalen 
Übereinkommen zu halten, iſt die Eifenbahnverkehrsordnung 
neu bearbeitet worden. Der vom Reichsverkehrsminiſterium 
aufgeſtellte Entwurf iſt von den Spitzenverbänden der Wirt⸗ 
ſchaft und dem Ständigen Ausſchuß des Reichseiſen⸗ 
bahnrats begutachtet und ſodann vom Reichskabinett dem 
Reichsrat vorgelegt worden. Nach deſſen Zuſtimmung hat 
die Reichsregierung die neue Eiſenbahnverkehrsordnung auf 
Grund von Art. 91 RVerf. v. 19. Aug. 1919 am 16. Mai 
1928 erlaſſen (vgl. RGBl. 1928, II, 401485). 


Hierbei iſt auch die ſeit dem Jahre 1873 beſtehende an⸗ 
nähernde Übereinftimmung mit der öſterreichiſchen 
Eiſenbahnverkehrsordnung gewahrt worden. Dieſe 
iſt als Bundesgeſetz am 23. Mai 1928 vom Bundesrat 
erlaſſen worden (vgl. BGBl. für die Republik Hfterreich 
1928, 815 ff.). Die Verkehrsorduungen beider Länder unter- 
ſcheiden ſich nur in einigen Stellen voneinander, was haupt⸗ 


ſächlich auf den Verſchiedenheiten der innerſtaatlichen Geſetz⸗ 
gebung (z. B. des Handelsgeſetzbuchs) und den beſonderen 
Verkehrsverhältniſſen beruht. 

Die neue deutſche Eiſenbahnverkehrsordnung 
(EBD) (RGBl. II, 403) weiſt zunächſt äußerlich betrachtet 
gegenüber der bisherigen keine weſentlichen Unterſchiede auf. 
Sie enthält zwar nur 96 Paragraphen gegenüber 100 der frü⸗ 
heren EVO., was durch Zuſammenfaſſung von Paragraphen 
erreicht worden iſt, iſt aber in der Stoffanordnung und 
Stoffeinteilung unverändert geblieben im Gegenſatz zu 
den neuen internationalen Übereinkommen, die den Stoff völlig 
neu eingeteilt haben. Die neue Anordnung iſt insbeſ. deshalb 
nicht in die neue EVO. übergegangen, weil die Abſicht be⸗ 
ſteht, auf einer der nächſten Reviſionskonferenzen das Ill P. 
und das Jul. zu einem Übereinkommen zu vereinigen, was 
eine Anderung der augenblicklichen Einteilung des ZUG. und 
SUP. zur Folge haben wird. Um nicht auch die Einteilung 
der EVO. mehrfach ändern zu müſſen, erſchien vorerſt die 
Beibehaltung der bisherigen Einteilung zweckmäßig. 

Ein großer Teil der Vorſchriften der EVO. iſt in An⸗ 
paſſung an die heutige Geſetzesſprache in der Faſſung ver⸗ 
einfacht worden. Fremdworte ſind möglichſt vermieden und 
durch entſprechende deutſche Ausdrücke erſetzt worden (z. B. 
Bahnhof an Stelle von Station, Frachtbriefdoppel an Stelle 
von Frachtbriefduplikat, Rinnverluſt ſtatt Leckage, Lieferwert 
an Stelle von Intereſſe an der Lieferung). Was die ſach⸗ 
lichen Anderungen betrifft, fo hat die neue EVO. diejenigen 
Anderungen der internat. Übereinkommen nicht übernommen: 

1. bei denen es zweifelhaft iſt, ob ſie dauernd bei⸗ 
behalten werden, 

2. die den Eigentümlichkeiten des internationalen 
Verkehrs Rechnung tragen, 

3. deren Übernahme die bisherige Rechtsſtellung der 
deutſchen Verfrachter oder Reiſenden in der EVO. 
verſchlechtern würde. 

Im einzelnen handelt es ſich um folgende Hauptfragen !): 

1. Allgemeiner Entſchädigungshöchſtbetrag 

Zu den Neuerungen der internationalen Übereinkommen, 
deren dauernde Beibehaltung noch nicht feſtſteht, gehört vor 
allem die Einführung eines allgemeinen Höchſtbetrags für 
die von der Eiſenbahn für Verluſt, Minderung, Beſchädigung 
oder Lieferfriſtüberſchreitungen von Gütern und Reiſegepäck zu 


1) Vgl. des näheren Fritſch: Arch. f. Eiſenbahnweſen 1924, 
587 ff.; Schmid: Ztg. d. Ver. Dtſch. Eiſenbahuverw. 1927, 1201ff. 
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leiftenden Entſchädigungen. Dieſe Maßnahme ift haupt 
ſächlich darauf zurückzuführen, daß während der Beratungen 
zu den neuen Übereinkommen (Mai und Juni 1923) in faſt 
allen europäiſchen Ländern die Geldentwertung die Ent⸗ 
ſchädigungsbeträge der Eiſenbahnen ſtändig wachſen ließ, und 
ſich dementſprechend die Eiſenbahnen gezwungen ſahen, Güter 
zu den Koſtbarkeiten zu rechnen, die nach dem allge⸗ 
meinen Sprachgebrauch hierzu nicht gehören, bei denen aber 
die Entſchädigungsbeträge durch die Geldentwertung ſo hoch 
geworden waren, daß ſie in keinem Verhältnis mehr zu den 
Frachtſätzen ſtanden. Zahlreiche Rechtsſtreitigkeiten über den 
Koſtbarkeitsbegriff waren die notwendige Folge. Dieſe waren 
im internationalen Verkehr beſonders dadurch unerfreulich, 
daß der Begriff in den verſchiedenen europätſchen Ländern 
verſchieden ausgelegt wurde. Dieſen unerquicklichen Verhält⸗ 
niſſen wollten die neuen internationalen Übereinkommen durch 
die Einführung eines allgemeinen Entſchädigungshöchſtbetrags 
abhelfen, der auch bei Koſtbarkeiten zur Anwendung kommt. 
Abgeſehen davon, daß dieſe Gründe für das Binnenfrachtrecht 
zum Teil nicht ausſchlaggebend find (z. B. verſchiedenartige 
Auslegung des Koſtbarkeitsbegriffs), iſt inzwiſchen ſowohl in 
Deutſchland wie in den anderen europäiſchen Ländern eine 
Feſtigung der Währungen eingetreten, der Hauptgrund für 
die Veſchränkung der Entſchädigungsbeträge auf einen Höchſt⸗ 
betrag alſo weggefallen. Deshalb hat die neue deutſche EVO. 
davon abgeſehen, dieſe Neuerung der internationalen Über⸗ 
einkommen, die auch eine Anderung des Handelsgeſetzbuchs 
bedingt hätte, zu übernehmen, und ſtimmt darin mit der 
neuen öſterreichiſchen und, was den Güterverkehr betrifft, z. B. 
auch mit der neuen ſchwediſchen EVO. überein. Die Eiſenbahn 
haftet alſo auch fernerhin im allgemeinen für den ge⸗ 
meinen Handelswert bzw. gemeinen Wert der in 
Verluſt geratenen, beſchädigten uſw. Gegenſtände, wenn Vor⸗ 
ſatz oder grobe Fahrläſſigkeit der Eiſenbahn vorliegt, für den 
vollen Schaden, und zwar ohne Rückſicht auf einen Höchſt⸗ 
betrag. Ein ſolcher (bei Koſtbarkeiten 150 K [in Hfterreich 
150 S.] für das Kilogramm Reingewicht des unverpackten 
Gegenſtands) iſt auf Grund von 8462 HGB. nur für die 
bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſenen Gegenſtände 
durch den Tarif eingeführt, zu denen auch die Koſtbarkeiten 
gehören. Was als „Koſtbarkeit“ anzuſehen iſt, bleibt nach wie 
vor Auslegungsfrage. 

Um Streitfragen bei der Auslegung des Begriffs „Koſt⸗ 
barkeit“ überhaupt auszuſchließen, ohne einen allgemeinen 
Enkſchädigungshöchſtbetrag einzuführen, hat die öſter⸗ 
reichiſche EVO. eine Beſtimmung aufgenommen, nach der 
Gegenſtände als Koſtbarkeiten anzuſehen find, wenn ihr Wert 
150 S. für 1 Kilogramm Rohgewicht überſteigt. Die Auf⸗ 
nahme einer derartigen Wertfeſtſetzung in die deutſche EVO. 
würde im Widerſpruch zu den zwingenden Vorſchriften des 
Handelsgeſetzbuchs, das eine Definition des Koſtbarkeits⸗ 
begriffs nicht enthält, ſtehen, wie es bereits einmal das RG. 
entſchieden hat (vgl. RG. 101, 84 JW. 1921, 631). Es 
wäre allerdings zu begrüßen, wenn es auch in der deutſchen 
EVO. möglich wäre, durch eine feſte Wertgrenze den Begriff 
der Koſtbarkeit zu beſtimmen und ihn damit der Auslegung 
durch die Rechtſprechung zu entziehen. Sollte ſich die in dem 
öſterreichiſchen Entwurf enthaltene Begriffsbeſtimmung be⸗ 
währen, ſo wäre zu wünſchen, wenn eine entſprechende Ande⸗ 
rung des Handelsgeſetzbuchs die EVO. zu der gleichen Rege⸗ 
lung ermächtigen würde. Vorerſt iſt eine Anpaſſung an den 
öſterr. Entwurf in dieſer Beziehung leider nicht möglich. 

2. Gleichſtellung der Verpackungsmängel. 

Eine weitere weſentliche Neuerung des IllG. bezieht ſich 
auf die Haftausſchließungsgründe der Eiſenbahn und 
betrifft den Wegfall der Unterſcheidung zwiſchen den äußerlich 
erkennbaren und den äußerlich nicht erkennbaren; den an⸗ 
erkannten und den nicht anerkannten Verpackungs⸗ 
mängeln. Das ZUG. beſtimmt lediglich, daß die Eiſenbahn 
nicht für Schäden haftet, die aus der mit dem Fehlen einer 
Verpackung oder mit der mangelhaften Beſchaffenheit der 
Verpackung verbundenen Gefahr für Güter entſtehen, die ohne 
Verpackung nach ihrer Natur Verluſten oder Beſchädigungen 
ausgeſetzt ſind. Es ſtellt damit die Eiſenbahn inſofern gün⸗ 
ſtiger, als nach dem bisherigen internationalen (Art. 31 
Ju.) und innerdeutſchen Eiſenbahnfrachtrecht (§S 456 HGB.) 
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die Eiſenbahn im allgemeinen nur von der Haftung für 
äußerlich nicht erkennbare Mängel der Verpackung 
befreit war und ſich auf den bevorrechtigten Haftausſchließungs⸗ 
grund des § 459 (2) HGB. (Art. 31 [2] SUG.) nur dann 
berufen konnte, wenn der Abſender den Mangel der Ver⸗ 
packung im Frachtbrief anerkannt hatte („nach der Er⸗ 
klärung des Abſenders im Frachtbrief“). Die neue EVD. hat 
die Gleichſtellung der Verpackungsmängel nicht übernommen, 
ſondern das bisherige Recht unverändert übernommen, da 
ſonſt die bisherige Rechtsſtellung der Verfrachter beeinträch⸗ 
tigt worden wäre, wozu es wegen § 471 HGB. auch einer 
Anderung des Handelsgeſetzbuchs bedurft hätte. 
3. Haftungsausſchluß des 8 467 HG B. 

Dagegen hat die neue EVO. (vgl. § 83 (1) e) aus dem 
SUG. die anderweite Regelung der Haftbefreiung der Eiſen⸗ 
bahn für den Fall übernommen, daß Gegenſtände, die von 
der Beförderung ausgeſchloſſen oder nur bedingungsweiſe zur 
Beförderung zugelaſſen find, unter unrichtiger, ungenauer 
oder unvollſtändiger Bezeichnung oder unter Außerachtlaſſung 
der vorgeſchriebenen Vorſichtsmaßregeln aufgegeben werden. 
Hier war nach dem bisherigen 8 96 EVO. (§ 467 HGB.) die 
Haftung der Eiſenbahn völlig ausgeſchloſſen, auch wenn nach⸗ 
gewieſen wurde, daß der Schaden nicht aus der erwähnten Ur⸗ 
ſache entſtanden iſt. Die neue EVO. hat dieſen Fall nach dem 
Vorbild des JüG. in den Kreis der bevorrechtigten 
Haftausſchließungsgründe des 883 (§ 459 HGB.) 
aufgenommen, was zur Folge hat, daß die Haftung der Eiſen⸗ 
bahn in einem ſolchen Falle nicht wie bisher unbedingt aus⸗ 
geſchloſſen iſt, ſondern trotzdem eintritt, wenn der Geſchädigte 
beweiſt, daß der Schaden nicht aus der bezeichneten Urſache 
oder durch Verſchulden oder durch Vorſatz oder grobe Fahr⸗ 
läſſigkeit der Eiſenbahn entſtanden iſt; im letzteren Falle haftet 
die Eiſenbahn für den vollen Schaden. 


4. Höhere Gewalt. 

Bei den Ausnahmen von der Beförderungspflicht der 
Eiſenbahn vermeidet Art. 5 Sic Ju. den Begriff der 
höheren Gewalt und erſetzt ihn durch „Umſtände, welche 
die Eiſenbahn nicht abzuwenden, denen ſie auch nicht abzu⸗ 
helfen vermochte“. Hierdurch wollte das Ill G. hauptſächlich 
die erheblichen Schwierigkeiten bei der Auslegung des Begriffs 
höhere Gewalt“ in der Rechtſprechung der verſchiedenen 
Staaten beſeitigen. Für das innerdeutſche Recht kommt dieſer 
Geſichtspunkt kaum in Frage. Deshalb iſt auch von der Um⸗ 
ſchreibung dieſes Begriffs, die auch eine Anderung des Han⸗ 
delsgeſetzbuchs (§ 453) erfordert hätte, ſowohl in 8 30 wie 
in § 82 (1) der EVO. abgeſehen worden. Hierzu kommt, daß 
auch das JüG. den Ausdruck der höheren Gewalt nicht völlig 
beſeitigt, ſondern ihn in Art. 27 82 IllG. bei den Haft⸗ 
befreiungsgründen der Eiſenbahn beibehält. 


5. Sogenanntes erweitertes Verfügungsrecht 
des Empfängers. 

Bisher galt nach der herrſchenden Meinung in Recht⸗ 
ſprechung und Schrifttum im innerdeutſchen und internatio⸗ 
nalen Recht uneingeſchräukt der Grundſatz, daß bis zur An⸗ 
kunft des Gutes am Beſtimmungsbahnhof nur der Abſender 
über das Gut verfügen darf und der Übergang ſeines Ver⸗ 
fügungsrechts auf den Empfänger nur dann in Frage kommt, 
wenn das Gut tatſächlich am Beſtimmungsbahnhof ange⸗ 
kommen iſt. Nach dem neuen Art. 16 83 JG. kann dagegen 
der Empfänger das Verfügungsrecht über das Gut bereits 
dann geltend machen, wenn es innerhalb 30 Tagen nach Ab⸗ 
lauf der Lieferfriſt am Beſtimmungsbahnhof nicht ange⸗ 
kommen iſt. Da nach Art. 42 8 3 ZUG. künftig die Emp⸗ 
fangsbahn auch dann verklagt werden kann, wenn ſie das Gut 
gar nicht erhalten hat, kann der Empfänger mithin auch gegen 
die Empfangsbahn Entſchädigungsanſprüche gerichtlich geltend 
machen, wenn das Gut überhaupt nicht angekommen iſt und 
er auch den Frachtbrief nicht eingelöſt hat. Das Ill G. will 
damit dem kaufmänniſchen Brauch Rechnung tragen, wonach 
das Gut zumeiſt auf Gefahr und Koſten des Empfängers be⸗ 
fördert wird und dieſer in einer beſonders ſchwierigen Lage 
iſt, wenn er das Gut im Ausland gekauft und bezahlt hat, es 
aber nicht erhält. Für den Binnenverkehr iſt es bei den ge⸗ 
ringeren Entfernungen dem Empfänger leichter möglich, vom 
Abſender in verhältnismäßig kurzer Zeit eine Abtretungs⸗ 
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urkunde zu erlangen, um Anſprüche aus dem Frachtvertrag 
geltend machen zu können. Auch beſteht die Gefahr, daß bei 
mangelhafter gegenſeitiger Verſtändigung zwiſchen Verſand⸗ 
und Beſtimmungsbahnhof die Entſchädigung für das in Ver⸗ 
luſt geratene Gut ſowohl an den Empfänger wie an den Ab⸗ 
ſender, alſo doppelt, gezahlt wird, oder daß der Empfänger 
über das Gut verfügt, obwohl der Abſender inzwiſchen durch 
nachträgliche Verfügung einen anderen als Empfänger be⸗ 
zeichnet hat. Es erſchien daher zweckmäßig, zum mindeſten 
abzuwarten, wie ſich dieſe neue Beſtimmung im internationalen 
Verkehr bewährt. Deshalb iſt ſie in die deutſche EVO. nicht 
übernommen worden. Die öſterreichiſche EVO. hat ſich da⸗ 
gegen in Diefer Frage dem Jüch. angeſchloſſen, weil dort im 
Gegenſatz zu Deutſchland der internationale Verkehr ſtärker 
iſt als der Binnenvertehr. 

Schließlich ſei noch eine wichtige neue Vorſchrift er⸗ 
wähnt, die ſich nicht im ZUG. findet, und die einem dringen⸗ 
den Wunſche der Wirtſchaftskreiſe und einem Beſchluſſe des 
Reichseiſenbahnrats entſprechend aufgenommen worden iſt. 
Während bisher für die Frachtberechnung, die Erhebung des 
Frachtzuſchlags uſw. allein die Angaben des Abſen⸗ 
ders im Frachtbrief maßgebend waren, und eine Be⸗ 
freiung von der Nachzahlung von Fracht, Nebengebühren oder 
ſonſtigen Koſten oder von der Zahlung oder Nachzahlung von 
Frachtzuſchlägen von der Eiſenbahn nur aus Billigkeit im 
Einzelfalle gewährt wurde, enthält die neue deutſche und 
öſterreichiſche EVO. folgende neue Beſtimmungen: 

8 60 (3) a: Ein Frachtzuſchlag darf nicht erhoben wer⸗ 
den, wenn der Abſender nachweiſt, daß ſeine Angaben auf 
Irrtum beruhen.“ 

„3 70 (2): Weiſt der Abſender nach, daß feine Angaben 
oder Erklärungen im Frachtbrief auf Irrtum beruhen, ſo 
kann die Rückzahlung der dadurch erwachſenen Mehrfracht 
verlangt werden.“ 

Dieſe neuen Beſtimmungen bezwecken eine Milderung der 
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bisherigen ſtrengen Haftung der Verfrachter für ihre Fracht⸗ 
briefangaben in den Fällen, wo die Unrichtigkeit der An⸗ 
gaben auf Umſtänden beruht, die als entſchuldbar anzuſehen 
ſind. Es wird jedoch darauf hingewieſen, daß dieſe Beſtim⸗ 
mungen nicht bei jedem Verſehen anzuwenden ſind, ſondern 
nur dann, wenn es ſich um Irrtum i. S. von 88 119 ff. 
B G B. handelt, und der Abſender feine Erklärung unverzüg⸗ 
lich angefochten hat (vgl. des näheren 88 119 ff. BGB.). Aus 
der Faſſung dieſer neuen Beſtimmungen ſoll zum Ausdruck 
kommen, daß auch dem Empfänger aus einem Irrtum des 
Abſenders kein Nachteil erwachſen ſoll. Auch der Empfänger 
iſt ſowohl nach 8 60 (3) a von der Zahlung eines Fracht⸗ 
zuſchlages befreit und kann nach 8 70 (2) einen zuviel ge 
zahlten Frachtbetrag zurückverlangen. 

Es konnten im Rahmen dieſer Ausführungen nur die 
wichtigſten Grundzüge der neuen EBD. geſtreift werden ). 

Aus ihnen iſt zu erſehen, daß das innerdeutſche Eiſen⸗ 
bahnverkehrsrecht künftig von dem internationalen Recht mehr 
als bisher abweichen wird. Daß die Unterſchiede innerlich 
begründet ſind, und daß künftig Reiſende und Verfrachter im 
Binnenverkehr der Eiſenbahn gegenüber rechtlich beſſer geſtellt 
ſind als im internationalen Verkehr, iſt in den vorſtehenden 
Ausführungen darzulegen verſucht worden. Bei der prak⸗ 
tiſchen Handhabung werden ſie nur in Einzelfällen fühlbar 
werden. Nach alledem kann wohl geſagt werden, daß die neue 
deutſche EVO. eine brauchbare Grundlage für eine zeitgemäße 
verkehrsfreundliche Ausgeſtaltung des deutſchen Eiſenbahn⸗ 
verkehrsrechts bildet. Daß es gelungen iſt, auf dieſem Wege 
eine faſt völlige Angleichung an die neue öſterreichiſche 
EVO. zu erzielen, iſt ein beſonders erfreuliches Vorzeichen 
für eine künftige Angleichung des deutſchen und öſterreichiſchen 
Rechts auch auf anderen Gebieten. 


2) Vgl. des näheren Friebe: Ztg. d. Ver. Dtſch. Eiſenbahn⸗ 


verw. 1928, 142 ff. u. 554 ff., Loening: Die Wirtſchaft und das 
Recht 1928, 137 ff. 


Das internationale Abereinkommen über den Eiſenbahn⸗perſonen⸗ und 
Gepäckverkehr. 
Zum J. Oktober 1928. 


I. 
Von Geheimrat E. E. Schmid, Bern. 


Am 1. Okt. 1928 tritt das internationale Übereinkommen 
über den Eiſenbahn⸗Perſonen⸗ und Gepäckverkehr v. 23. Okt. 
1924 in Kraft. Es iſt zwiſchen allen Staaten Europas mit 
Ausnahme von England, Rußland und der Türkei abge⸗ 
ſchloſſen (Albanien hat noch keine Eiſenbahnen) und iſt von 
allen Vertragsſtaaten außer Jugoſlawien, Griechenland, Por⸗ 
tugal und Litauen ratifiziert. 

Schon i. J. 1911 hatte ſich eine Konferenz mit der 
Materie beſchäftigt und den Eutwurf eines Übereinkommens 
aufgeſtellt. Dieſer wurde jedoch infolge der politiſchen Ereig⸗ 
niſſe zunächſt nicht mehr weiter behandelt. Das jetzige Über⸗ 
einkommen iſt das Ergebnis einer i. J. 1923 in Bern ab⸗ 
gehaltenen internationalen Konferenz, auf welcher der aus dem 
Jahre 1911 ſtammende Entwurf, vor allem in ſeiner äußeren 
Einteilung, ſtark umgearbeitet wurde. 

Das J. U. P., wie die amtliche deutſche Abkürzung für 
das Übereinkommen lautet, iſt in Gliederung und Ausdrucks⸗ 
weiſe und ſoweit möglich auch in ſachlicher Hinſicht dem 
internationalen Übereinkommen über den Eiſenbahnfracht⸗ 
verkehr (J. U. G.), das ebenfalls am 1. Okt. 1928 in Kraft 
tritt, angepaßt. 

Es hat vier Unterabteilungen: Titel I; Gegenſtand und 
Geltungsbereich; Titel II: Beförderungsvertrag; Titel III: 
Haftung der Eiſenbahnen, Klagen; Titel IV: Verſchiedene 
Vorſchriften. In einer Anlage J find die Gepäckſcheinmuſter, 
in einer Anlage II tft das Reglement des Zentralamtes für 
die internationale Eiſenbahnbeförderung (= Anlage VI des 
J. U. G.) enthalten. 


Im Art. 1 des Titels J iſt ein weſentlicher Unterſchied 
gegenüber dem J. U. G. enthalten. Das J. U. G. gilt für alle 
Sendungen von Gütern, die mit durchgehendem Frachtbrief 
von einer Station eines Vertragsſtaates zu einer anderen 
Station eines Vertragsſtaates aufgegeben werden (ſoweit die 
Strecken dem Übereinkommen unterſtellt ſind). Dagegen gilt 
das J. U. P. für alle Beförderungen von Perſonen und Ge⸗ 
päck, die auf Grund internationaler Fahrausweiſe und Gepäck⸗ 
ſcheine befördert werden; die Tarife haben aber zu be⸗ 
ſtimmen, in welchen Verbindungen internationale Fahraus⸗ 
weiſe und Gepäckſcheine verabfolgt werden. Es iſt alſo die 
Anwendung des J. U. P. eine begrenzte und (abgeſehen von 
einer ſog. Anſchlußabfertigung [Art. 3]) von der Tarif⸗ 
geſtaltung abhängig. 

Damit kommt man überhaupt zu einem grundſätzlichen 
Unterſchied im Aufbau des im J. U. P. enthaltenen inter⸗ 
nationalen Rechts zu dem des J. U. G. Beim J. U. G. lag 
ſchon eine größere Erfahrung und eine längere Vertrags⸗ 
bindung der Vertragsſtaaten vor. Es behandelt daher die 
Materie, zu deren Regelung es beſtimmt iſt, eingehender und 
ausſchließender. Dagegen läßt das J. U. P. den Verwaltungen 
noch einen viel größeren Spielraum; es verweiſt in vieler 
Hinſicht auf eine Regelung der Einzelheiten durch die Tarife 
und durch die Beſtimmungen der Verwaltungen, geſtattet auch 
reichlich Ausnahmen. 

Das kommt namentlich bei Titel II, Beförderungsver⸗ 
trag, in Betracht. Es iſt dort in Kap. I die Beförderung von 
Reiſenden, kleinen Tieren und Handgepäck, in Kap. II die 
von Gepäck behandelt und es ſind in Kap. III gemeinſame 
Beſtimmungen für die Beförderung von Reiſenden und Ge⸗ 
päck gegeben. Häufig wird hierbei auf noch zu treffende Ver⸗ 
einbarungen oder zu erlaſſende Beſtimmungen der Eiſen⸗ 
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bahnen oder auf die Tarife verwieſen. So bei Art. 6 (Sprache, 
in der die Fahrausweiſe abzufaſſen ſind, Übertragbarkeits⸗ 
frage), Art. 8 (Geltungsdauer der Fahrausweiſe, für die 
aber Mindeſtgrenzen angegeben ſind), Art. 9 (Plätzebeſtel⸗ 
lung und ⸗anweiſung), Art. 10 (Fahrtunterbrechung), Art. 11 
(Übergang in eine höhere Wagenklaſſe), Art. 12 Guſchlag bei 
Reiſenden ohne gültigen Fahrausweis), Art. 17 (Erweite⸗ 
rungsmöglichkeit des Begriffes Gepäck), Art. 20 (Reiſegepäck 
ohne Fahrausweis). Es iſt aber doch überall ein gewiſſer 
Rahmen von Rechtsvorſchriften gegeben, innerhalb deſſen ſich 
die Beförderung von Perſonen und Gepäck im internationalen 
Verkehr Europas zu vollziehen hat. Darin liegt zweifellos, 
bei der Größe des Verkehrsgebietes, ein erheblicher Fortſchritt 
auf dem Gebiete internationaler Rechtsangleichung. 

Solche feſte Rechtsnormen ſind gegeben hinſichtlich des 
Inhalts der Fahrausweiſe (Art. 6), der Fahrpreisermäßi⸗ 
gungen für Kinder (Art. 7), der Mindeſtgeltungsdauer der 
Fahrausweiſe (Art. 8), der von der Mitfahrt bzw. Mitnahme 
in die Perſonenwagen ausgeſchloſſenen Reiſenden und Gegen⸗ 
ſtände (Art. 14) und der Anſprüche der Reiſenden bei Ver⸗ 
ſpätung von Zügen, bei Anſchlußverſäumungen und bei 
Zugausfall (Art. 16). Es gibt hier keine verſchiedene Behand⸗ 
lung mehr je nach den Beſtimmungen der einzelnen Staaten, 
ſondern die Rechte des Reiſenden ſind feſt umſchrieben. Auch 
in Art. 17 iſt eine wichtige Vorſchrift gegeben. Der Begriff 
des Reiſegepäcks iſt dort genau erläutert (Erweiterungen, 
aber nicht Erſchwerungen, durch die Tarife ſind zuläſſig), ſo 
daß der Reiſende in den einzelnen Staaten keinerlei Schwierig⸗ 
keiten haben kann. Von praktiſcher Bedeutung iſt auch Art. 26 
der gemeinſamen Beſtimmungen für die Perſonen⸗ und Ge⸗ 
päckbeförderung (Rückerſtattungen). Hier wird dem Reiſenden 
ein Recht gegeben, bei Nichtausnützung ſeines Fahrausweiſes 
den bezahlten Fahrpreis zurückzuverlangen. 

Im Titel III, Haftung der Eiſenbahnen, Klagen, iſt im 
weſentlichen nur die Frage der Haftung der Eiſenbahnen für 
Reiſegepäck einheitlich und materiell geregelt. Es beſteht da⸗ 
bei, wie für Güterſendungen nach dem J. U. G., eine Haf⸗ 
tungsgemeinſchaft der Eiſenbahnen. 

Die wichtige Frage der Haftung bei Tötung und Ver⸗ 
letzung von Reiſenden infolge von Zugsunfällen (es iſt nur 
von accidents de train, alſo merkwürdigerweiſe nicht von Be⸗ 
triebsunfällen allgemein geſprochen) iſt nicht einheitlich ge⸗ 
regelt. Ihre Behandlung richtet ſich vielmehr nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Staates, in dem das ſchädigende Ereignis 
eingetreten iſt (Art. 28).Dieſe Materie iſt, worauf in den 
Kommiſſions⸗ und Vollſitzungen des Jahres 1923 hinge⸗ 
wieſen wurde, in den einzelnen Staaten ſo verſchieden ge⸗ 
ſetzlich geregelt und wird ſo mannigfaltig beurteilt, daß es 
nicht möglich war und auch nicht zweckmäßig erſchien, ein 
einheitliches internationales Recht auf dieſem Gebiete zu 
ſchaffen. Der Richtigkeit dieſer Anſchauung wird man ſich 
nicht verſchließen können. So gelten alſo hier z. B. für Deutſch⸗ 
land die Beſtimmungen des BGB. bzw. des Haftpflichtgeſetzes, 
für Frankreich die Beſtimmungen des Art. 1782 code civil 
in der Auslegung des Urt. des Kaſſationshofes v. 21. Nov. 
1911, für die Schweiz die Beſtimmungen des Bundesgeſetzes 
betreffend die Haftpflicht der Eiſenbahnen uſw., je nach dem 
Ort des Unfalls. 

Wie ſchon erwähnt, ſind viele Beſtimmungen materieller 
Art des J. U. P. denen des J. U. G. gleich, ſo diejenigen über 
die Beförderungspflicht (Art. 4), über die Beteiligung an⸗ 
derer Unternehmungen als Eiſenbahnen an dem Überein⸗ 
kommen (Art. 2), über das Verfahren bei Rechtsſtreitigkeiten 
(Art. 40 ff), über das Zentralamt für die internationale 
Eiſenbahnbeförderung (Art. 57), über die Aufſtellung der 
Liſten der dem J. U. P. unterſtellten Strecken (Art. 58), über 
die Zulaſſung neuer Staaten (Art. 59), Reviſion des Über⸗ 
einkommens (Art. 60) und die Sprachenfrage (Art. 63, der 
franzöfiſche Text iſt in Zweifelsfragen ausjchlaggebend). 

Über die Brauchbarkeit des J. U. P., das eine abſolute 
Neuerung auf dem Gebiete des internationalen Transport⸗ 
rechts bedeutet, wird die Praxis zu entſcheiden haben. 

Eine Rechtſprechung zu ihm kann natürlich noch nicht 
vorliegen, aber auch im Schrifttum iſt es noch nicht ſehr oft 
behandelt. Über die Motive gibt der Band „J. U. P. Kon⸗ 
ferenz vom Mai— Juni 1923“, herausgegeben dom Zentral⸗ 
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amt für die internationale Eiſenbahnbeförderung in Bern, 
Auskunft. Von franzöſiſcher Literatur wäre zu nennen: 
Joſſerand, Les Transports, Paris 1926 (mehr ein all⸗ 
gemeines Lehrbuch), und Brunet, Durand et de Four⸗ 
cauld, Les Transports internationaux par chemins de fer 
(ein Lehrbuch zum J. U. G. und J. U. P.). 

Ein deutſcher Kommentar zum J. U. P. von Dr. Loe⸗ 
ning iſt in Vorbereitung. 


II. 
v 
Von Landgerichtsdirektor Dr. O. Loening, Berlin. 


Mit dem 1. Okt. 1928 tritt das neue internationale 
Eiſenbahnfrachtübereinkommen v. 23. Okt. 1924 (J. U. G.) 
in Kraft. Wenn auch das J. U. G. von den altbewährten 
Grundſätzen des bisherigen Rechtes im allgemeinen nicht ab⸗ 
weicht, einige grundſätzliche Anderungen enthält es doch. Zu⸗ 
nächſt iſt es ſyſtematiſch ganz anders aufgebaut als das J. U. 
von 1890. Das kommt indirekt auch der Auslegung und der 
Erfaſſung des neuen Rechtes zuſtatten. Neu iſt auch, daß die 
bisherige Zweiteilung in Text und Ausführungsbeſtimmungen 
gefallen iſt. Die letzteren ſind in das J. U. G. mit aufgenom⸗ 
men, ſo daß zu ihrer Anderung innerſtaatlich ein Geſetz er⸗ 
forderlich iſt. Zum großen Teil find auch die bisherigen ſog. 
einheitlichen Zuſatzbeſtimmungen in das J. U. G. verarbeitet. 
Allerdings können die Vertragsſtaaten und auch die Eiſen⸗ 
bahnen, ſoweit ihnen ihr Landesrecht dies geſtattet, in Zu⸗ 
kunft Ausführungsbeſtimmungen erlaſſen, dieſe gelten dann 
aber nicht allgemein, ſondern nur für Beförderungen über das 
Gebiet, für die ſolche Vorſchriften erlaſſen ſind. Ebenſo können 
von Tarifverbänden wieder Zuſatzbeſtimmungen herausgegeben 
werden, wie denn auch das Internationale Transportkomitee 
ſolche in Oslo 1924 aufgeſtellt hat. Dieſe Zuſatzbeſtimmungen 
haben aber nur ſoweit Gültigkeit, als ſie dem J. U. G. nicht 
widerſprechen (Art. 61 § 2) und ſoweit fie in den Vertrags⸗ 
ſtaaten in gehöriger Form als Recht oder Tarifbedingung an⸗ 
erkannt ſind. 

Die Bedeutung des J. U. G. iſt gegenüber dem J. U. 
von 1890 dadurch ſehr vergrößert, als jetzt faſt alle europä⸗ 
iſchen Kontinentalſtaaten der Eiſenbahnunion angehören, nur 
Rußland und die Türkei find keine Vertragsstaaten. Dadurch 
iſt aus dem mitteleuropäiſchen ein europäiſches Geſetzbuch ge⸗ 
worden. Es iſt ſogar die Möglichkeit gegeben, daß ſich der 
Geltungsbereich des J. U. G. noch über den Kontinent hinaus 
ausdehnt. Nach Art. 2 können jetzt auch regelmäßig betrie⸗ 
bene Kraftwagen⸗ und Schiffahrtslinien im Anſchluß an eine 
Eiſenbahn unter beſtimmten Vorausſetzungen in die Strecken⸗ 
liſte des J. U. G. aufgenommen und die Beförderungen auf 
ihnen dem J. U. G. unterſtellt werden (Art. 2). Für die Zu⸗ 
kunft ergeben ſich dadurch weite Ausblicke. 

Mit die bedeutendſte Anderung im J. U. G. hängt mit 
der ſog. Koſtbarkeitsfrage zuſammen. Nach dem J. U. waren 
Güter von größerem Wert entweder nur nach Maßgabe ſtaat⸗ 
licher Vereinbarung oder nur auf Grund beſonderer Tarif⸗ 
bedingungen zur internationalen Beförderung zugelaſſen. 
Ebenſo wie im inneren deutſchen Recht ſpielte die Koſtbar⸗ 
keitsfrage auch im internationalen Recht nach dem Weltkriege 
eine beſondere Rolle. Zahlreiche Entſcheidungen waren über 
den Koſtbarkeitsbegriff ergangen, eine ganze Literatur entſtand 
über ihn. Das J. U. G. hat den Begriff aus dem internatio⸗ 
nalen Recht vollſtändig entfernt und auch Koſtbarkeiten ohne 
weiteres zur Beförderung zugelaſſen. Damit ſteht in Verbin⸗ 
dung, daß das J. U. G. allgemein eine Beſchränkung der Haf⸗ 
tung der Eiſenbahn bei Verluſt und Beſchädigung auf einen 
Höchſtbetrag eingeführt hat und damit zu dem Rechtszuſtand 
zurückgekehrt iſt, der im Deutſchen Reich bis 1893 gegolten 
hat. Allerdings mit einer bedeutſamen Anderung. Der Höchſt⸗ 
betrag iſt im J. U. G. derartig hoch — 50 Goldfranken für jedes 
fehlende Kilogramm des Rohgewichtes (Art. 29) —, daß in 
der Regel der Höchſtbetrag nicht unter dem wirklichen Wert 
des Gutes bleibt. Bei hochwertigen Gütern kann außerdem 
durch die Intereſſenangabe die Entſchädigung bis zu dem 
Intereſſenbetrag erhöht werden. So wird vorausſichtlich die 
allgemeine Haftungsbeſchränkung zu einem tatſächlichen Zwang 
zur Intereſſenangabe bei Koſtbarkeiten führen, was durchaus 
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gerechtfertigt erſcheint. Übrigens beträgt nach Art. 36 bei 
Vorſatz oder grober Fahrläſſigkeit auf ſeiten der Eiſenbahn 
der Höchſtbetrag das Doppelte des Regelfallbetrages. Voller 
Schadenserſatz kann dagegen rechtlich niemals gefordert wer⸗ 
den. Durch die Faſſung von Art. 36 iſt jetzt klar zum Aus⸗ 
druck gebracht, daß dieſe Vorſchrift nur für die Fälle des Ver⸗ 
luſtes, der Beſchädigung und der Lieferfriſtüberſchreitung gilt; 
damit iſt eine alte Streitfrage auf Anregung der Schweiz be⸗ 
ſeitigt. Hinſichtlich des Haftungsbetrages iſt aber neu noch 
hervorzuheben, daß nach Art. 29 nicht mehr in erſter Linie der 
gemeine Handelswert des Gutes, ſondern der Börſen⸗ oder 
Marktpreis maßgebend iſt, und daß weiter entſprechend der 
Anſicht des deutſchen Reichsgerichts (RG. 105, 312: JW. 
1923, 507) bei ausländiſcher Währung der Kurs des Ortes 
und des Tages der Zahlung maßgebend ift (Art. 29 Abi. 3). 

Mit der Beſeitigung des Koſtbarkeitsbegriffes ſteht in 
Zuſammenhang die Beſeitigung der ſog. Verwirkung der Er⸗ 
ſatzanſprüche bei Verletzung der Beförderungsbedingungen 
durch den Abſender. Die Aufgabe von ausgefchloffenen oder 
nur bedingungsweiſe zur Beförderung zugelaſſenen Gütern 
unter unrichtiger Deklaration oder unter Außerachtlaſſung 
der vorgeſehenen Sicherheitsvorſchriften bildet jetzt nach Art. 28 
81 lit. e lediglich einen bevorrechtigten Haftbefreiungsgrund, 
und zwar nur für den Verluſt⸗ und Beſchädigungsfall, nicht 
auch bei Lieferfriſtüberſchreitung. Es ift jetzt daher der Gegen⸗ 
beweis zugelaſſen, daß ein urſächlicher Zuſammenhang zwi⸗ 
ſchen Schaden und der unzuläſſigen Beförderung nicht beſteht 
(Art. 28 § 2). Sowohl aus dieſer Beſtimmung wie aus Art. 7 
8 5 (Frachtzuſchlag) ergibt ſich, daß das J. U. G. entgegen 
einer weitverbreiteten Meinung den Vertrag über ausgeſchloſ⸗ 
ſene Güter als einen gültigen Frachtvertrag anſieht. 

Als wichtige Neuerung iſt zu beachten, daß das J. U. G. 
hinſichtlich der Verluſt⸗ und Beſchädigungshaftung der Eiſen⸗ 
bahn keinen Unterſchied mehr zwiſchen äußerlich erkennbaren, 
im Frachtbrief anerkannten und äußerlich nicht erkennbaren 
Verpackungsmängeln macht. Die Eiſenbahn haftet niemals für 
Verluſt oder Beſchädigung, die aus dem Fehlen oder einem 
Mangel der Verpackung entſtanden ſind, wobei vermutet wird, 
daß der Verlust und die Beſchädigung hieraus entſtanden ſind, 
wenn dieſe Gefahren im konkreten Falle aus dem Verpackungs⸗ 
mangel entſtehen konnten. Der Abſender hat nach Art. 12 
§ 2 ſtets für eine ſichere Verpackung Sorge zu tragen und 
haftet grundſätzlich für jeden Verpackungsmangel unter Haft⸗ 
befreiung der Eiſenbahn. Das J. U. G. kennt zwar auch noch 
das Anerkenntnis der mangelhaften Verpackung, zwar nur 
noch im Frachtbrief, aber dies Anerkenntnis hat nur Be⸗ 
deutung für die Beweislaſt. Beim Vorliegen eines Anerkennt⸗ 
niſſes ergibt ſich der Verpackungsmangel ohne weiteres, aller⸗ 
dings mit der Möglichkeit des Gegenbeweiſes; beim Fehlen 
des Anerkenntniſſes hat die Eiſenbahn den Verpackungsmangel 
darzutun. Neu iſt im Art. 12 8 1 auch das Recht der Eiſen⸗ 
bahn, bei offenſichtlichen Spuren von Beſchädigung des Gutes 
ſelbſt bei der Annahme des Gutes einen Vermerk im Fracht⸗ 
brief verlangen und bei Verweigerung des Vermerkes die 
Gutsannahme ablehnen zu können (vgl. dazu Loening, 
Verkehrsrechtliche Rundſchau 1928 Sp. 197ff.). 

Tief eingreifend iſt die Neuordnung des Verfügungs⸗ 
rechtes und damit auch des Klagerechtes des Abſenders bzw. 
des Anweiſungsrechtes des Empfängers unter gleichzeitiger 
Erweiterung der Haftung der Empfangsbahn. Bisher war bis 
zur Ankunft des Gutes auf der Beſtimmungsſtation nur der 
Abſender verfügungs⸗ und klageberechtigt, nach der Ankunft 
bis zur Annahme des Frachtbriefes oder der Erhebung der 
Klage auf Vertragserfüllung oder auf Schadenserſatz durch 
den Empfänger waren ſowohl Abſender als Empfänger, nach 
der Annahme des Frachtbriefes war nur der Empfänger aktiv⸗ 
legitimiert; dabei war es jedoch ſtreitig, ob die tatſächliche 
Ankunft des Gutes erforderlich war oder ob auch der Ablauf 
der Lieferfriſt genügte. Die Neuerung des J. U. G. beſteht 
darin, daß das Erlöſchen des Verfügungsrechtes des Ab⸗ 
ſenders nicht die Ankunft des Gutes zur Vorausſetzung hat, 
ſondern auch dann eintritt, wenn dem Empfänger der Fracht⸗ 
brief übergeben iſt oder er nach Ablauf von 30 Tagen nach 
Beendigung der Lieferfriſt die Rechte aus dem Frachtvertrage 
geltend macht, wobei ſchon die Reklamation, nicht wie bisher 
nur Klagerhebung, genügt. Dadurch ändert ſich auch die Aktiv⸗ 
legitimation für Erſatzanſprüche, da dieſe ſich nach dem Ver⸗ 
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fügungsrecht richtet (vgl. Art. 21 § 4, 16 8 3, 41 8 3). Nach 
Art. 42 83 iſt die Empfangsbahn auch dann paſſivlegiti⸗ 
miert, wenn ſie das Gut nicht in Empfang genommen hat, ab⸗ 
geſehen von Anſprüchen wegen Rückerſtattung von Zahlungen 
und wegen Nachnahme. Bei erſteren iſt nur die Bahn paſſiv⸗ 
legitimiert, die den Betrag erhoben hat (Art. 42 8 1), bei 
letzteren nur die Verſandbahn (Art. 42 8 2). 

Eine ſehr unklare Neuerung enthält Art. 38. Nach ihm 
ift jede zu Unrecht empfangene Entſchädigung zurückzuerſtatten, 
außerdem hat die Eiſenbahn bei Betrug einen Anſpruch auf 
Zahlung einer Summe, die dem zu Unrecht bezahlten Be⸗ 
trage gleichkommt. Das J. U. G. behandelt dieſe Anſprüche 
als vertragliche, jo daß § 818 Abſ. 3 BGB. nicht anwend⸗ 
bar iſt. 

In Art. 9 83 werden eingehende Vorſchriften über den 
Beförderungsweg und die anzuwendenden Tarife gegeben. 
Der Abſender kann jedenfalls beides im Frachtbrief angeben, 
die Eiſenbahn hat dieſe Angaben, von Ausnahmen abgeſehen, 
ſtets zu berückſichtigen. Fehlen die einen oder die anderen 
Angaben, ſo hat die Bahn den Weg und den Tarif zu wählen, 
die für den Abſender am vorteilhafteſten ſind, falls nicht 
internationale Tarife beſtehen. Stets ſind die Friſten nach 
dem vorgeſchriebenen oder von der Eiſenbahn gewählten Lei⸗ 
kungswege zu berechnen. Auf die Einzelheiten des Art. 9 8 3 
kann hier nicht eingegangen werden. 

Neu iſt auch das Frachtbriefmuſter, ſowie die Teilung 
der Frachtbriefangaben in Muß⸗ und Kannangaben (Art. 6 
8 6), was zur Folge hat, daß beim Fehlen von erſteren ein 
internationaler Frachtvertrag nicht zuſtande gekommen iſt, 
da dieſer auch Formalvertrag iſt. Neu iſt, daß nach Art. 6 
$2 die internationalen Tarife oder Vereinbarungen die 
Sprache der Frachtbriefformulare beſtimmen und beim Fehlen 
ſolcher Beſtimmungen die amtliche Sprache des Verſand⸗ 
ſtaates maßgebend iſt, daneben müſſen die Formulare dann 
einen franzöſiſchen, deutſchen oder italieniſchen Text erhalten, 
andere Überſetzungen können beigefügt werden. Der Abſender 
muß ſeine Angaben in der amtlichen Sprache des Verſand⸗ 
ſtaates machen, in Ermangelung von Tarif⸗ oder ſonſtigen 
Vereinbarungen muß eine franzöſiſche, deutſche oder italie⸗ 
niſche Überfegung beigefügt werden. Hinſichtlich der viel um⸗ 
ſtrittenen Sprachenfrage iſt auch von Bedeutung, daß nach 
Art. 63 lediglich der franzöſiſche Text des J. U. G. maß⸗ 
gebend iſt, der deutſche iſt nur eine amtliche Überſetzung und 
kann daher für die Auslegung des J. U. G. nicht herangezogen 
werden. 

Auch die Beſtimmungen über den Frachtzuſchlag (Art. 7 
SS Off.) find neu gefaßt, und zwar nicht gerade zum Vorteil 
des Abſenders. Das J. II. G. ſpezialiſiert die Fälle der Er⸗ 
hebung des Frachtzuſchlages und fügt als neuen Fall die 
Nichtbeachtung der Sicherheitsvorſchriften der Anlage hinzu. 
Wenn auch nicht jede unrichtige Inhaltsangabe zum Fracht⸗ 
zuſchlag führt, ſo können unter beſtimmten Vorausſetzungen 
aber auch lediglich ungenaue oder unvollſtändige Angaben 
dieſen Erfolg haben (vgl. des Näheren meinen Komm. z. 
J. U. G. S. 152 ff.). Außerſt unklar ift die Beſtimmung in 
Art. 7 8 6, wonach, wenn der Wert des Gutes den Betrag 
der Frachtzuſchläge nicht deckt oder der Empfänger die An⸗ 
nahme verweigert, der Abſender den Mehrbetrag des Fracht⸗ 
zuſchlages zu bezahlen hat. Über die Auslegung dieſer ſchwer 
verſtändlichen Vorſchrift vgl. O. Loening, J. U. G. S. 169f. 

Im weſentlichen im Anſchluß an das deutſche Recht ord⸗ 
net Art. 23 die Vorſchriften über Beförderungshinderniſſe 
(vgl. dazu eingehend O. Loening, Verkehrsrechtliche Rund⸗ 
ſchau 1927 Sp. 119 ff., 170 ff.). Zu beachten iſt namentlich, 
daß der Abſender ſtets bei Benachrichtigung von dem Beför⸗ 
derungshindernis von dem Vertrage zurücktreten kann. 

In Art. 40 ſind eingehende Beſtimmungen über die 
Reklamation enthalten. Schriftliche Form iſt feſtgelegt, die 
Beweisſtücke können in Abſchrift vorgelegt werden, müſſen 
aber auf Verlangen beglaubigt werden. Die Urſchriften ſind 
bei Erledigung der Reklamation auf Verlangen vorzulegen. 
Die Aktiv⸗ und Paſſivlegitimation iſt dieſelbe, wie bei Klagen 
(Art. 40 SS 1 und 2). 

Beachtlich iſt auch, daß das Erlöſchen der Rechte aus 
dem Frachtpertrag lediglich an die Abnahme, gemeint iſt die 
Annahme des Gutes, nicht mehr auch an die Zahlung der 
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Fracht geknüpft iſt (Art. 44 $ 1), wodurch eine alte Streit⸗ 
frage beſeitigt iſt. 

Von weniger bedeutſamen Anderungen ſei erwähnt, daß 
nach Art. 1 8 1 die Anwendung des J. U. G. nicht mehr von 
dem tatſächlichen Durchlaufen mehrerer Vertragsſtaaten ab⸗ 
hängig iſt, ſondern lediglich davon, daß bei Aufgabe des 
Gutes die Beförderung mehrere Staaten berühren ſoll; bleibt 
alſo das Gut durch nachträgliche Verfügung im Verſandſtaat, 
jo findet das J. U. G. trotzdem Anwendung. Hierin iſt ferner 
zu rechnen, daß die Beförderung ſchon dann abgelehnt werden 
kann, wenn ſie von Anfang an durch Umſtände verhindert 
wird, die die Bahn weder abzuwenden, noch denen ſie abzu⸗ 
helfen vermochte (Art. 5 § 1 lit. c). Das J. U. von 1890 
verlangte Vorliegen höherer Gewalt. Ferner enthält Art. 18 
$3 eine Beſtimmung über die Paſſivlegitimation des Ab⸗ 
ſenders bzw. des Empfängers für Nachzahlungen. Auch be⸗ 
ſeitigt Art. 18 § 1 eine Anzahl bisheriger Streitfragen über 
die Vorausſetzungen für Rückerſtattungsanſprüche. Art. 18 
$ 4 ſpricht die Verzinſungspflicht bei Rückerſtattungsanſprü⸗ 
chen aus. Nach Art. 17 § 1 find im Gegenſatz zu früher 
Teilfrankaturen verboten. Unter dem Einfluß des deutſchen 
Rechts ſind im Art. 33 § 3 Beſtimmungen über das Zu⸗ 
ſammentreffen von Verluſt⸗ und Beſchädigungsanſprüchen mit 
ſolchen einer Lieferfriſtüberſchreitung gegeben. Auch Art. 37, 
Verzinſung des Entſchädigungsbetrages, beſeitigt mehrere 
Streitfragen. In Art. 39 Abſ. 2 wird ausdrücklich hervor⸗ 
gehoben, daß Bahnangeſtellte, die auf Verlangen Frachtbriefe 
ausſtellen oder fonftige der Eiſenbahn nicht obliegende Ver⸗ 
richtungen ausüben, als Beauftragte deſſen gelten, für den 
ſie tätig ſind, die Eiſenbahn haftet hier nicht. Von Bedeu⸗ 
tung kann die Beſtimmung in Art. 24 § 1 werden. Das 
J. U. enthielt keine Vorſchrift darüber, was bei nachträglicher 


Annahmebereitſchaft des Empfängers nach vorheriger An⸗ 
nahmeverweigerung gelten ſoll. Jetzt iſt eine Regelung dahin 
getroffen, daß die Ablieferungsſtation dem ſich nachträglich 
zur Annahme bereitfindenden Empfänger ſo lange das Gut 
abliefern kann, bis die Beſtimmungsſtation eine entgegen⸗ 
geſetzte Anweiſung des Abſenders erhalten hat. Die Vorſchrift 
iſt nicht ganz unbedenklich, namentlich wenn man berüdfichtigt, 
daß der Abſender auf die Benachrichtigung von der Annahme⸗ 
verweigerung bereits eine Verfügung getroffen hat, die aber 
bei der Beſtimmungsſtation noch nicht eingegangen iſt. Als 
neu verdient noch erwähnt zu werden, daß nach Art. 43 dem 
Berechtigten im Verluſt⸗ und Beſchädigungsfalle auf Ver⸗ 
langen eine Abſchrift des Tatbeſtandsprotokolles auszuhän⸗ 
digen iſt, daß nach Art. 56 8 2 die Eiſenbahn ihre Annahme⸗ 
und Umrechnungskurſe durch Aushang oder ſonſtwie bekannt⸗ 
zumachen hat, und daß nach Art. 45 die Verjährungsvor⸗ 
ſchriften erweitert ſind und der Verjährungsbeginn für Ent⸗ 
ſchädigungen wegen Verſpätung geändert iſt. 

Nicht alle Neuerungen konnten hier erwähnt werden. Der 
gegebene Überblick ſoll nur zur Einführung dienen und eine 
ſchnelle Einarbeitung in das neue Recht ermöglichen. Er 
ſollte aber auch zeigen, daß an ſich das J. U. G. einen Fort⸗ 
ſchritt gegenüber dem J. U. von 1890 darſtellt. Daß es voll⸗ 
kommen iſt, werden ſelbſt die Verfaſſer nicht behaupten; daß 
es von Zeit zu Zeit geändert wird, dafür ſieht das J. U. G. 
ſelbſt in Art. 60 regelmäßige, in einem fünfjährigen Zeit⸗ 
raume ſich wiederholende Reviſionskonferenzen vor, läßt aber 
auch die Möglichkeit der früheren Einberufung einer Konferenz 
offen. Erwähnt ſei noch, daß für einen Zeitraum von läng⸗ 
ſtens vier Jahren Übergangsvorſchriften durch das Schluß⸗ 
protokoll vorgeſehen ſind, die eine mögliche Abweichung von 
den Art. 17, 19, 21, 29 und 36 zulaſſen. 


Das Problem der haftung des Halters von Luftfahrzeugen aus dem 
Beförderungsvertrage. 


Von Oberregierungsrat Dr. Alex Meyer, Verlin, Vorſitzender der Rechtskommiſſion der Wiſſenſchaftlichen Geſellſchaft für Luftfahrt. 


Im Gegenſatz zu der Frage betreffend die Haftung des 
Halters eines Luftfahrzeuges gegenüber unbeteiligten Dritten, 
über welche Meinungsverſchiedenheiten kaum beſtehen (höch⸗ 
ſtens darüber, ob es billig ſei, den Halter auch für höhere 
Gewalt haften zu laſſen), gehen die Meinungen in der Frage 
nach dem Umfange der Haftung eines Luftfahrzeughalters aus 
den von ihm abgeſchloſſenen Beförderungsverträgen ), 
alſo gegenüber Paſſagieren und ſolchen Perſonen, die ihm 
Güter zur Beförderung übergeben haben, ſtark auseinander. 

Das Problem iſt gerade in letzter Zeit wieder ſehr aktuell 
geworden, nachdem immer mehr erfaunt wird, daß auch dieſe 
Frage, wie jede die Luftfahrt betreffende, nach einer inter⸗ 
nationalen Löſung drängt). Es haben ſich daher auch ver⸗ 
ſchiedene internationale Luftrechtkongreſſe der letzten Zeit mit 
dieſem Problem beſchäftigt. So die internationale Konferenz 
über Luftprivatrecht, die vom 27. Okt. bis 6. Nov. 1925 in 
Paris tagte s); weiterhin die von dieſer Konferenz eingeſetzte 
Sachverſtändigenkommiſſion, die ſog. Citeja (comité inter- 
national technique des experts juridiques aériens), in 
ihrem Avant-projet de convention sur la responsabilité 
du transporteur dans les transports internationaux par 


) Erfüllt die Verletzung der aus dem Beförderungsvertrage 
entſpringenden obligatoriſchen Rechte durch den Halter gleichzeitig 
den Tatbeſtand einer unerlaubten Handlung, fo kann der Halter 
nach richtiger Anſicht den Paſſagieren und Warenverſendern auch 
aus dieſem Rechtsgrunde haftbar werden. Vgl. Alex Meyer, Das 
Schadenserſatzrecht der Luftfahrt nach geltendem Recht und de lege 
ferenda, 1913 (zit. Schadenserſatzrecht) S. 21; Schreiber, Haftung 
des Unternehmers bei internationalen Lufttransporten: LR. 1926 
Heft 1 S. 29 ff. Der vorl. Aufſatz befaßt ſich lediglich mit der 
Frage der Haftung aus dem obligatoriſchen Beförderungsvertrag. 

2) Vgl. Döring, Das Reichsgericht zur Enthaftungsklauſel 
im Luftverkehr: 3LR. 1928 Heft 4 S. 295 u. Alex Meyer, Die 
Erſchließung des Luftraumes in ihren rechtlichen Folgen, Frankfurt 
a. M. 1908, 8; derſelbe, Schadenserſatzrecht S. 97. 

3) 8 R. 1926 Heſt 1 Beilage S. Iff. 


asronefs et la lettre de transport aérien ), und auf ihrer 
Tagung, Mai 1928, zu Madrid, endlich der achte inter⸗ 
nationale Kongreß des Comité juridique international de 
aviation, der vom 29. Mai bis 2. Juni 1928 ebenfalls in 
Madrid ſtattfand s). 

Bei der Prüfung der Frage, in welcher Weiſe die Haf⸗ 
tung des Halters geregelt werben ſoll, muß man ſich m. E. 
zunächſt darüber klar ſein, ob man dem Halter geſtatten will, 
den Umfang ſeiner Haftpflicht durch Vereinbarung mit ſeinen 
Kontrahenten, alſo den Paſſagieren und Warenverſendern 
vertraglich zu regeln. Will man dies geſtatten, ſo bedarf es 
m. E. überhaupt nicht eines beſonderen Geſetzes oder einer 
beſonderen internationalen Vereinbarung über die Haftpflicht 
des Halters gegenüber Paſſagieren und Warenverſendern. 
Für die wenigen, dann übrigbleibenden Fälle, in denen eine 
vertragliche Vereinbarung über den Umfang der Haftung 
fehlt, würde es genügen, die allgemeinen Beſtimmungen des 
bürgerlichen Rechts des betr. Landes ergänzend eingreifen zu 
laſſen. Der alsdann nach dieſen Beſtimmungen ſich ergebende 
Umfang der Haftung wird wohl in allen Ländern immer noch 
größer ſein, als der durch die Enthaftungsklauſel vereinbarte. 

Das deutſche Luftverkehrsgeſetz läßt, wie aus der Be⸗ 
gründung einwandfrei hervorgeht), das „Recht des Halters, 
ſeine Haftpflicht in den zuläſſigen Grenzen durch beſondere 
Abmachung einzuſchränken“, unberührt. Der Abſchluß von 
Enthaftungsklauſeln findet daher im deutſchen Lufttransport⸗ 
verkehr auch allgemein ſtatt. Die übliche Enthaftungsklauſel 
lautet neuerdings“): 


4) Vgl. ZEN. 1928 Heft 4 Beilage S. 213. 

) Vgl. Alex Meyer, Frankf. Zeitung, 30. Juni 1928, 
Nr. 483; Der Luftweg 1928 Heft 12 S. 137. 

6) Vgl. Druck. des Reichstags 1920/21 Nr. 2504 zu 89 15, 16. 

7) Mit Rückſicht auf die Entſch. des RG. v. 19. Mai 1927. 
Die der International Air Traffie Association angeſchloſſenen Luft⸗ 
verkehrsgeſellſchaften haben in ihren Beförderungsbedingungen eine 
gleichlautende Beſtimmung aufgenommen. Vgl. Döring: BEN. 
1928 Heft 4 S. 294. 


57. Jahrg. 1928 Heft 38] 
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„Ein Anſpruch auf Erſatz eines Schadens — gleich, 
aus welchem Rechtsgrunde —, der ſich aus der Teilnahme 
am Fluge und der Benutzung des Zubringerdienſtes er⸗ 
gibt, beſteht weder gegenüber der Luftverkehrsgeſellſchaft, 
ihren Angeſtellten, den Unternehmungen und den Per⸗ 
ſonen, deren ſie ſich zur Erfüllung ihrer Verbindlichkeit 
bedient, noch gegenüber den Agenturen.“ 

Auch die deutſche Rechtſprechung hat bisher den Abſchluß 
von Enthaftungsklauſeln, abgeſehen von einem ſpäter auf⸗ 
gehobenen Urteil des AG. Emden v. 10. März 19265), nicht 
beanftanbet?). 

Das RG. ſagt allerdings in feiner Entſch. v. 19. Mai 
1927 ſehr vorſichtig: 

„Außerhalb der zuläſſigen Grenzen läge es, wenn 
nach der Entwicklung des Luftverkehrsweſens die All⸗ 
gemeinheit auf die Benutzung der Luftfahrtunternehmungen 
angewieſen wäre und eine Luftverkehrsgeſellſchaft ihre 
Monopolſtellung und die Zwangslage des Publikums dazu 
mißbrauchen würde, den Fahrgaſt zum Verzicht auf ein 
Schutzrecht, das ihm das Geſetz zugedacht, zu nötigen. Aber 
von einer ſolchen Zwangslage der Allgemeinheit war im 
Jahre 1925 keine Rede. Damals wurde nur wenig ge⸗ 
flogen.... Daher kann es damals nicht gegen die guten 
Sitten verſtoßen haben, wenn die junge Induſtrie die noch 
zu wenig ausgeprobten Gefahren der Luftſchiffahrt durch 
Vereinbarung mit den Fluggäſten nach Möglichkeit auf 
dieſe abzuwälzen ſuchte.“ 

Ganz abgeſehen aber von der Frage, ob Enthaftungs⸗ 
klauſeln unter Umſtänden gegen die guten Sitten verſtoßen 
können oder nicht 10), ergibt ſich aus den obigen Aus⸗ 
führungen des NG. bereits, daß der Abſchluß der Ent⸗ 
haftungsklauſel weder für den Paſſagier noch den Unter⸗ 
nehmer eine ſichere Rechtsgrundlage bildet; denn wer bürgt 
dafür, daß das NG. mit zunehmendem Flugverkehr feinen 
Standpunkt nicht plötzlich ändert. 

Ferner hat ſich wiederholt gezeigt, daß die Enthaftungs⸗ 
klauſeln wegen Unklarheit oder Unvollſtändigkeit ihrer Faſ⸗ 
ſung Anlaß zu Streitigkeiten gegeben haben. Das aus Anlaß 
eines Fluges v. 7. Sept. 1925 ergangene Urteil des LG. 1 
Berlin v. 14. Juni 192722) hat aus den damals allerdings 
noch unvollſtändig aus dem Fahrſchein erſichtlichen Beförde⸗ 
rungsbedingungen der Luftverkehrsgeſellſchaft ſogar heraus⸗ 
geleſen, daß dieſe ſich hierdurch von der Haftung für eigenes 
Verſchulden oder Verſchulden ihrer Erfüllungsgehilfen über⸗ 
haupt nicht habe befreien wollen, obgleich die vollſtändigen 
Beförderungsbedingungen gerade das Gegenteil ergeben! 

Endlich kommt noch folgendes hinzu: Manche Geſetze 
ſtatuieren eine beſonders ſcharfe Haftung des Halters, wie 
3. B. das deutſche Luftverkehrsgeſetz, das den Halter gegen⸗ 
über Paſſagieren und Warenverſendern ſogar für höhere 
Gewalt haften läßt. Welchen Sinn hat eine derartige geſetz⸗ 
liche Beſtimmung, wenn ſie in der Praxis dadurch illuſoriſch 
gemacht wird 15), daß die ein Luftverkehrsmonopol innehaben⸗ 
den Luftverkehrsgeſellſchaften Paſſagiere und Waren nur dann 
mitnehmen, wenn die Paſſagiere und Warenverſender die Be⸗ 
förderungsbedingungen anerkennen und dadurch auf jede 
Schadenserſatzforderung gegen den Halter — ausgenommen 
Vorſatz ) — verzichten. Wie Becker mit Recht hervorhebt, 
wird dadurch der Zweck des Geſetzes tatſächlich umgangen 10. 


8) Vgl. BER. 1926 Bd. 1 Heſt 1 S. 55; Heſt 2/3 S. 222. 

9) Vgl. die bei Döring, Die Luftverſicherung S. 149, zi⸗ 
tierten Urteile: LG. I Berlin v. 3. Mai 1923 u. v. 14. April 1926; 
LG. Aurich v. 28. Juli 1926; KG. v. 16. Okt. 1926; die letzten 
beiden abgedruckt in 39R. Bd. J Heft 2/3 S. 222 u. 220; RG. 
v. 19. Mai 1927: ZUR. 1928 Heft 4 S. 296. 

10) Pgl. hierzu Becker in „Recht und Handel“ 1927 Nr. 5 

247. 


11) Vgl. 39 R. 1928 Heft 4 S. 298. 

12) Ebenſo Fachinger, „Die Anderungen des bürgerlichen 
Rechts durch das Luftverkehrsgeſeg“, Diſſ., Marburg 1926, S. 49 ff. 

13) Vgl. § 276 Abſ. 2 BGB. 

14) Becker a. a. O. S. 248; ebenſo Fachinger a. a. O. 
S. 51. Wenig verſtändlich iſt es daher, wenn es in der bereits oben 
erwähnten Begründung zum Luftverkehrsgeſetz (Druckſ. d. Reichs⸗ 
tags 1920/21 Nr. 2504 S. 2474) zunächſt heißt: „Wenn die Luft⸗ 
fahrt ſich in den allgemeinen Verkehr hineinſtellt, dann müſſen 
ebenſo wie im Eiſenbahnverkehr auch diejenigen gegen die be⸗ 
ſonderen Gefahren des Luftverkehrs geſchützt werden, die ſich des 


Alle dieſe Gründe ſprechen m. E. gegen die Zulaſſung 
von Enthaftungsklauſeln. Mit Recht iſt daher auch in den 
von der Citeja ausgearbeiteten Konventionsentwürfen der Ab⸗ 
ſchluß von Enthaftungsklauſeln verboten worden 15). 

Die Einnahme dieſes Standpunktes zwingt nun natürlich 
noch nicht zu dem Schluß, daß die Haftpflicht des Luftfahr⸗ 
zeughalters gegenüber Paſſagieren und Warenverſendern durch 
eine Sondergeſetzgebung geregelt werden müßte. An ſich 
könnte man ſich vielmehr auf das Verbot des Abſchluſſes der 
Enthaftungsklauſeln beſchränken und den Luftfahrzeughalter 
im übrigen aus den von ihm abgeſchloſſenen Beförderungs⸗ 
verträgen nach den allgemeinen Beſtimmungen des bürger⸗ 
lichen Rechts haften laſſen. Dies wäre jedoch nur dann mög⸗ 
lich, falls lediglich ein einzelner Staat in Frage käme. 

Soll dagegen der Umfang der Haftpflicht des Halters 
von Luftfahrzeugen aus dem Beförderungsvertrage inter⸗ 
national geregelt werden — wie dies nach Lage der Dinge 
wünſchenswert iſt —, ſo muß eine beſondere internationale 
Sondervereinbarung in dieſer Richtung getroffen werden; 
denn die Geſetzgebungen der einzelnen Staaten über die Haft⸗ 
pflicht des Luftfahrzeughalters gegenüber ſeinen Vertrags⸗ 
gegnern weichen ſtark voneinander ab rc). 

Für eine internationale Regelung der Haftung des Hal⸗ 
ters aus dem Beförderungsvertrage gegenüber Paſſagieren 
und Warenverſendern tauchen nun folgende Fragen auf: 

Soll der Halter nur für ſein und ſeiner Gehilfen Ver⸗ 
ſchulden haften oder nicht einmal in dieſem Umfange, oder ſoll 
er endlich über das Verſchulden hinaus haften? 

Zur Beantwortung dieſer Frage iſt es in erſter Linie er⸗ 
forderlich, ſich über den Begriff „Verſchulden“ klar zu ſein 1. 
In ſtreng techniſch⸗juriſtiſchem Sinne ſpricht man von „Ver⸗ 
ſchulden“ nur dann, wenn jemand vorſätzlich oder fahrläſſig 
eine Rechtspflicht verletzt. Der Begriff „Verſchulden“ wird 
aber vom BGB. an manchen Stellen auch in einem von der 
ſtreng juriſtiſchen Terminologie abweichenden Sinne gebraucht. 
So hat z. B. der Begriff des Verſchuldens in § 254 BGB. 
nur die „laxere, moraliſche Bedeutung der Ordnungs⸗ und 
Regelwidrigkeit“ 18); denn eine Rechtspflicht, ſich und feine 
eigenen Sachen zweckmäßig zu behandeln, gibt es nicht. Im 
perſönlichen Leben endlich ſpricht man von „Verſchulden“ 
auch dann, wenn erlaubterweiſe ein Schaden mit Vor⸗ 
bedacht angerichtet wird. 

Es kann nun m. E. keinem Zweifel unterliegen, daß der 
Halter von Luftfahrzeugen jedenfalls für ſein und ſeiner Ge⸗ 
hilfen Verſchulden in techniſch⸗juriſtiſchem Sinne haften muß, 
alſo für jede vorſätzliche oder fahrläſſige Verletzung der ihm 
aus dem Vertrage mit den Paſſagieren und Warenverfendern 
obliegenden Rechtspflicht, die Beförderung ordnungsmäßig 
auszuführen und den Paſſagieren und Waren in Ausführung 
dieſer Verbindlichkeit keinen rechtswidrigen Schaden zuzu⸗ 
fügen 23). 

Fraglich kann es dagegen fein, ob es begründet ift, den 
Halter auch für diejenigen Schäden haftbar zu machen, die er 
nicht in Verletzung der ihm obliegenden Rechtspflichten, 
ſondern in Erfüllung dieſer Pflichten rechtmäßig macht, 
indem er zur Abwehr drohender Gefahr rechtlich erlaubte 
Rettungshandlungen vornimmt, bei denen er dann den Paſſa⸗ 


Luftfahrzeuges bedienen ... Der Geſichtspunkt, daß ſie die Gefahr 
freiwillig übernehmen, muß hinter der Erwägung zurücktreten, daß 
ſolche Gefahrenübernahme die im Intereſſe der Allgemeinheit lie⸗ 
gende Entwicklung des neuen Verkehrsmittels fördert“ und dann 
fortgefahren wird: „Das Recht des Halters, ſeine Haftpflicht in 
den zuläſſigen Grenzen durch beſondere Abmachung einzuſchränken, 
wird dadurch nicht berührt.“ 

15) Art. 22 des Avant-Projet der Citeja lautet: „Toute clause 
tendant à exonerer le transporteur de sa responsabilité ou à éta- 
blir une limite inferieure à celle qui est fee dans la présente 
convention, sera nulle et de nul effet“, 8 R. 1928 Heft 4 Beilage 
S. 217. 


16) Vgl. die Überſicht über die Haftpflichtgeſetzgebung im Aus⸗ 
lande bei Döring, Die Luftverſicherung, Berlin 1928, S. 150—151, 
Lin Döring, Internationales Recht der Privatluftfahrt, 1927, 
S. 33 ff. f 
Ai Vgl. hierzu Meyer, Schadenserſatzrecht S. 27 und die 
dort zitierten. 

18) Staudinger, 5./6. Aufl. II 1 S. 71. 

19) Vgl. Meyer, Schadenserſaßzrecht S. 42. 
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2 5 oder Warenverſendern abſichtlich Schaden zufügen 
mußte. 

Nach dem Avant-Projet der „Citeja“ würde der Halter 
auch in dieſen Fällen im Rahmen der Beſtimmungen der 
Konvention haften 20); denn gemäß Art. 18 des Avant-Projet 
ſoll er nur dann nicht verantwortlich fein, wenn er nachweiſt, 
daß er die zur Vermeidung des Schadens erforderliche Sorg⸗ 
falt beobachtet hat. Bei Rettungsverhandlungen wird aber 
der Schaden gerade vorſätzlich herbeigeführt. Ob dieſe Rege⸗ 
lung ſtets gerecht iſt, zumal wenn es ſich um Rettungshand⸗ 
lungen zum Zwecke der Errettung des Fahrzeuges der In⸗ 
ſaſſen und der Waren aus gemeinſamer Gefahr handelt, 
erſcheint zweifelhaft. Es iſt daher verſchiedentlich vorgeſchlagen 
worden, im Luftrecht für ſolche Fälle ähnliche Rechtsſätze zu 
ſchaffen, wie ſie das Seerecht in den Beſtimmungen über 
große Havarei (vgl. 88 700 ff. HGB.) kennt 21). Jedenfalls 
erſcheint es wünſchenswert, bei der internationalen Regelung 
der Haftpflicht des Halters dieſe ſchädigenden Handlungen be⸗ 
ſonders zu behandeln. 

Was endlich die letzte Frage anbelangt, ob der Halter 
in gewiſſem Umfange und wenn ja, in welchem Umfange, auch 
für diejenigen Schäden haftbar gemacht werden ſoll, welchen 
die Paſſagiere und beförderten Waren ohne ſein Verſchulden 
erleiden, jo iſt die Entſcheidung dieſer Frage deshalb nicht 
leicht, weil die verſchiedenſten Kriterien als maßgebend zur 
Löſung der Frage in dem einen oder anderen Sinne an⸗ 
geführt werden. 

Manche in dieſer Richtung vorgebrachten Geſichtspunkte 
können m. E. auf keinen Fall maßgebend ſein. So vor allem 
nicht der Geſichtspunkt, daß die Auferlegung der Erfolg⸗ 
haftung die Rentabilität der Luftfahrtunternehmungen be⸗ 
drohen würde. Ahnliche Einwendungen wurden von Inter⸗ 
eſſentenkreiſen ſtets erhoben, ſobald es ſich um Auferlegung 
neuer oder Vermehrung beſtehender Verbindlichkeiten han⸗ 
delte ?). Die Erfahrung hat dann ſtets gezeigt, daß die Laſten 
doch tragbar waren 23). Für die Luftfahrt kann der Einwand 
ſchon deswegen nicht maßgebend ſein, weil ſich die Luftfahrt⸗ 
unternehmungen bekanntlich, ganz unabhängig von dem Um- 
fang der dem Halter obliegenden Haftung, überhaupt nicht 
rentieren, ſondern auf Subventionen angewieſen ſind. Eine 
zu befürchtende Unrentabilität kann daher im Luftfahrtverkehr 
kaum als Grund dafür angeführt werden, daß dem Halter 
keine ſtrengere Haftung auferlegt werden dürfe. Ebenſowenig 
kann man für die Einführung der Erfolghaftung die bereits 
oben mitgeteilte amtliche Begründung zu 88 15, 16 des zwei⸗ 
ten Entwurfes zu einem Luftverkehrsgeſetz anführen, daß 
nämlich eine ſolche Gefahrenübernahme durch den Halter „die 
im Intereſſe der Allgemeinheit liegende Entwicklung des neuen 
Verkehrsmittels fördert“ 2). Die Steigerung des Luftverkehrs 
hängt hiervon wohl kaum ab. Es ergibt ſich ſchon daraus, 
daß der Luftverkehr bisher ſtändig zugenommen hat, obgleich 
die Paſſagiere vielfach, wie z. B. bei uns, durch Abſchluß von 
Enthaftungsklauſeln auf jeden Schadenserſatzanſpruch gegen 
den Unternehmer verzichten und, wie die Erfahrung gezeigt 
1 ſogar oft auf eine Verſicherung keinen entſcheidenden Wert 
egen 25). 


20) Schreiber: ZEN. 1926 Heft 1 S. 32 will dieſe Fälle 
analog Art. IV 9 3 der Haager Seerechtsregeln behandelt wiſſen. 

20 Vgl. Meyer, Schadenserſatzrecht S. 102 Note 2; Schrei⸗ 
ber, Archiv f. Rechts⸗ u. Wirtſchaftsphiloſophie Bd. 16 S. 388; 
Wüſtendörfer, Rechtsgrundlagen des überſeeiſchen Luftverkehrs. 
Gutachten f. d. Hamburg⸗Amerika⸗Linie Teil II S. 15 (Perſiehl, 
Hamburg). 

22) So bei der geſetzlichen Feſtlegung der Haftung der Eiſenbahn⸗ 
unternehmer und Automobilhalter; ebenſo natürlich bei der Ein⸗ 
führung der verſchärften Haftung des Luftfahrzeughalters gegenüber 
unbeteiligten Dritten (vgl. Brennwald, Luft und Recht, Zürich 
1910, S. 16 ff.). 

:) Pgl. Meyer, Schadenserſatzrecht S. 108/109; Verhandl. 
d. Reichstags z. Beratung d. erſten Entwurfs eines Luftverkehrs⸗ 
geſetzes 12. März 1914, 234. Sitzung, S. 8048 C. 

24) Druckſ. d. Reichstags 1920/21 Nr. 2504. 

. Bol. Schreiber, Arch f. Rechts⸗ u. Wirtſchaftsphiloſophie 
Bd. XVI S. 389. Bei uns ſind die Paſſagiere, die den tarifmäßigen 
Flugpreis entrichtet haben, auf Koſten der Luftverkehrsgeſellſchaft „für 
Unfälle mit je 25 000 3,M für den Todesfall und den Fall dauernder 
völliger Invalidität, und mit 25 AM für den Tag bei vorübergehen⸗ 
der völliger Arbeitsbehinderung verſichert“. Ob dies ein voller Aus- 


Größere Aufſätze 


[Juriſtiſche Wochenſcheift 


M. E. kann!e) man einem Verkehrsunternehmen aus 
den von ihm Ogeſchloſſenen Beförderungsverträgen nur dann 
eine über das Verſchulden hinausgehende Haftung auferlegen, 
wenn, wie insbeſondere Runkel bereits ähnlich hervorgehoben 
hat?“), die Vertragsgegner, alſo die Paſſagiere und Waren⸗ 
verſender infolge des Fehlens anderweitiger geeigneter 
Beförderungsmittel, objektiv — alſo nicht etwa aus per⸗ 
ſönlichen Gründen im Einzelfall — gezwungen ſind, ſich 
in die Gefahr zu begeben, die mit dem Abſchluß des Beförde⸗ 
rungsvertrages für ſie verbunden iſt. 

Stehen dagegen den Reiſenden und Warenverſendern 
andere geeignete Beförderungsmittel zur Verfügung und be⸗ 
nutzen ſie alsdann das mit der beſonderen Gefahr belaſtete 
Beförderungsmittel, ſo übernehmen ſie dadurch die mit dieſem 
Beförderungsmittel verbundene Gefahr freiwillig und können 
alsdann keinen Anſpruch auf einen beſonderen Schutz gegen 
dieſe Gefahr erheben. 

Im übrigen wird es, wie bereits angedeutet 26), ſelbſt in 
den Fällen, in denen es ſich um ein notwendiges Beförde⸗ 
rungsmittel handelt, nicht immer nötig ſein, den Unternehmer 
über ſein Verſchulden hinaus haften zu laſſen. 

Bei Berückſichtigung dieſer Erwägungen ergibt ſich ohne 
weiteres, daß die für die Eiſenbahn eingeführte ſcharfe Haft⸗ 
pflicht bis zur höheren Gewalt s) begründet iſt; denn auf die 
Benutzung der Eiſenbahn iſt die Allgemeinheit für die Per⸗ 
ſonen⸗ und Güterbeförderung mangels anderer gleichwertiger 
Angebote angewieſen 30). Die Allgemeinheit kann ſich alſo 
den Gefahren, die der Eiſenbahnbetrieb mit ſich bringt, nicht 
entziehen. Deshalb iſt es gerechtfertigt, daß ihr das Riſiko 
für die Gefahren, welche der Betrieb mit ſich bringt, ab⸗ 
genommen wird. 

Das Seerecht andererſeits kennt dieſe ſtrenge Haftung 
nicht, obgleich der Seeverkehr auch ein notwendiges Trans⸗ 
portmittel iſt und daher eine über das Verſchulden hinaus⸗ 
gehende ſtrengere Haftung des Unternehmers nach dem Ge⸗ 
ſagten auch dort verſtändlich wäre. 

Auch das Automobilrecht kennt eine über das Verſchulden 
hinausgehende Haftung des Halters gegenüber den Vertrags⸗ 
gegner nicht. § 8 Ziff. 1 des Gef. über den Verkehr mit Kraft⸗ 
fahrzeugen beſtimmt, daß die ſtrengen Haftvorſchriften des 87 
keine Anwendung finden, „wenn zur Zeit des Unfalls der 
Verletzte oder die beſchädigte Sache durch das Fahrzeug be⸗ 
fördert wurde“. Die Begründung führt hierzu aus: „Da die 
verſchärfte Haftung des Automobilhalters nur bezweckt, das 
Publikum von den ihm aufgedrungenen Gefahren des 
Automobilbetriebs zu ſchützen, ſn müſſen diejenigen Fälle ans⸗ 
ſcheiden, in welchen der Verletzte die Gefahr freiwillig 
übernommen hat.“ 1) Ob dies im übrigen heute noch auf 
alle Fälle der Automobilbenutzung paßt, erſcheint zweifelhaft; 
denn neben der Reichspoſtverwaltung ®2) betreiben heute zahl- 
reiche Kommunen und Privatunternehmungen in den Groß⸗ 
ſtädten und über Land fahrplanmäßig regelmäßige Autolinien, 
und die Benutzung dieſer Autolinien iſt in vielen dieſer Fälle 
für die Allgemeinheit bereits eine Notwendigkeit geworden, 
ſo daß es nicht mehr gerechtfertigt erſcheint, dieſen Automobil⸗ 
verkehr beſſer zu ſtellen, als die Eiſenbahnen und Straßen⸗ 
bahnen 22), 


gleich für den Haftungsausſchluß iſt, dürfte übrigens zweifelhaft ſein. 
A. M. Roeder, „Haftung im internationalen Luftverkehr“, Ver⸗ 
kehrsrechtliche Rundſchau 1927 Nr. 7 S. 325; Heilfron, „Die 
Haftung im Luftverkehr“ in Geſetz und Recht 1927 Heft 19 S. 291. 

26) Damit ſoll nicht geſagt ſein, daß dies ſtets geſchehen muß; 
vgl. unten S. 5. 

2?) Runkel, Die außervertragliche Haftung des Luftſchiffers, 
Berlin 1913, S. 88. 

28) Vgl. oben S. 4. 

20) § 1 NHaftpfl®. v. 7. Juni 1871; 88 456 ff. HGB. 

ze) Der Einwand, man könne überhaupt zu Hauſe bleiben, 
iſt, wie Runkel g. a. O. S. 89 mit Recht hervorhebt, abſurd. 

u) Neukirch⸗Roſenmeyer, Kommentar zu dem Geſetz 
über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen v. 3. Mai 1909, S. 80. 

32) Dieſe haftet nach den beſonderen Grundſätzen des 9 11 des 
Geſetzes über das Poſtweſen des Deutſchen Reiches v. 28. Okt. 1871. 

) Brennwald, Die Haftpflicht für Automobilſchäden S. 143 
Fachinger a. a. O. S. 40. Die Frage, ob ſich für den Eifenbahn⸗, 
Automobil⸗ und Luftverkehr die Aufſtellung einheitlicher Haftungs⸗ 
grundſätze empfiehlt, ſoll auf dem nächſten Deutſchen Juriſtentage 
im Sept. d. J. zur Erörterung kommen. 


57. Jahrg. 1928 Heft 38 


Kleinere Aufſätze Schrifttum 
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Wie ſteht es nun bezüglich des Verkehrs mit Luftfahr⸗ 
zeugen? Becker jagt’): Die Flugverkehrslinien „haben ſich 
im Laufe der letzten Jahre ſo raſch in den Verkehr eingeführt, 
daß ſie ein wichtiges Glied desſelben bilden, mit dem ſie 
durch Anſchlüſſe an Züge, Schiffe uſw. ſo eng verbunden ſind, 
daß man nicht fagen kann, es ſei niemand auf den Verkehr 
mit Flugzeugen angewieſen.“ Ich kann dieſen Ausführungen 
nicht beiſtimmen. Das Flugzeug kann ſicherlich im Einzelfalle 
dem einen oder anderen perſönlich als ein ihm unentbehrliches 
Beförderungsmittel erſcheinen. Die Unentbehrlichkeit iſt aber 
heute noch kein objektives Merkmal des Flugverkehrs. Trotz 
der Vergrößerung des Luftverkehrs iſt die Allgemeinheit, wie 
auch die bisherige Rechtſprechung übereinſtimmend an⸗ 
erkennt ®5), noch nicht auf die Benutzung der Luftfahrzeuge 
angewieſen. Ob dies bei fortſchreitender Entwicklung immer 
ſo bleiben wird, iſt ſchwer vorauszuſagen. Für die heutige 
Zeit und die nächſte Zukunft iſt die Frage aber m. E. jeden⸗ 
falls zu bejahen ze). 

Iſt dies aber der Fall, iſt alſo vorläufig die Allgemein⸗ 
heit noch nicht gezwungen, ſich in die beſonderen Gefahren, 
die mit dem Abſchluß eines Luftpaſſagevertrages verbunden 


34) a. a. O. S. 247. 

* Vgl. die bereits erwähnten Urteile des KG. v. 16. Okt. 1926: 
HER. Heft 2/3 S 220; 86. Aurich v. 28. Juli 1926; BER. 
Heft 2/3 S. 222; Rch. v. 19. Mai 1927; 39 R. 1928 Heft 4 S. 296. 

se) Vgl. auch Runkel a. a. O. S. 89. 


ſind, zu begeben, ſo folgt daraus, wie dargelegt, im Gegen 
ſatz zum RG. allerdings nicht, daß Enthaftungsklauſeln zu⸗ 
zulaſſen ſind, wohl aber folgt daraus, daß in einer zu treffen⸗ 
den internationalen Regelung die Haftung des Halters von 
Luftfahrzeugen aus dem Beförderungsvertrage gegenüber den 
Paſſagieren und Warenverſendern auf ſein und ſeiner Ge⸗ 
hilfen Verſchulden zu beſchränken iſt. Dieſen Standpunkt neh⸗ 
men grundſätzlich auch die Pariſer Konferenz über Luftprivat⸗ 
recht von 1925 und das Avant-Projet der Citeja ein 3). 
Wenn darin weiterhin Umkehrung der Beweislaſt und Be⸗ 
grenzung der Haftung auf feſte Summen vorgeſehen iſt, ſo⸗ 
wie Fortfall der Haftung für Verſchulden der Gehilfen bei 
Navigationsfehlern, ſofern der Transporteur Beobachtung 
der erforderlichen Sorgfalt nachweiſt, ſo kann man ſich auch 
hiermit durchaus einverſtanden erklären. Dagegen geht nach 
dem Geſagten der von der Citeja neuerdings in Madrid ein⸗ 
genommene Standpunkt, daß der Halter auch für alle Fehler 
des Apparates haften ſoll, gleichgültig, ob ihn ein Verſchulden 
trifft oder nicht, m. E. zu weit3®), 


97) Vgl. HER. Bd. J Heft 1 Beil. S. 1 und Heft 4 Beil. S. 216. 

88) Noch weiter ging das Comité international juridique de 
aviation auf ſeiner Madrider Tagung — Mai 1928 —. Dieſes 
läßt den Halter den Paſſagieren und Warenverſendern gegenüber 
über das Verſchulden hinaus bis zur höheren Gewalt haften und 
beſtimmt außerdem ausdrücklich, daß „atmoſphäriſche Einwirkungen“ 
im Lufttransportverkehr nicht als höhere Gewalt anzusehen ſeien (vgl. 
Alex Meyer, Frankf. Zeitung v. 30. Juni 1928 Nr. 483). 


Kleinere Aufſätze. 


Zur Haftung des Kraftfahrzeughalters bei Gerällig⸗ 
koits fahrten. 


Die in 3 7 Kraftfahrz ch. grundſätzlich vorgeſchriebene Gefährde⸗ 
haftung des Kraftfahrzeughalters iſt nach 8 8 ausgeſchloſſen, wenn 
der Verletzte durch das Fahrzeug befördert wurde; hier haftet der 
Halter nur nach dem allgemeinen Recht. Nimmt nun der Halter den 
Fahrgast unentgeltlich aus bloßer Gefälligkeit mit, ſo ſoll nach 
Zimmermann: JW. 1928, 1717 der Wille der Parteien bei der 
Vereinbarung einer ſolchen Gefälligkeitsfahrt der ſein: der Halter 
wolle gegenüber einem ſolchen Fahrgaſt keine Verpflichtung zu höherer 
Sorgfalt übernehmen, als er ſie geübt hätte, wenn er allein gefahren 
und nur für ſich ſelbſt verantwortlich geweſen wäre. Der Fahrgaſt 
aber wünſche hier, der Halter ſolle ſich durch ihn nicht ſtören laſſen, 
auf ihn keine Rückſicht nehmen, ſo fahren, als ob er allein fahre. 
Auf ein beſonderes Maß von Fürſorge könne ein ſolcher Gaſt keinen 
Anſpruch machen, und die Parteien ſeien, wie anzunehmen, darüber 
einig, daß der Halter nur für die Sorgfalt einſtehe, die er in ſeinen 
Angelegenheiten übt, alſo für dilig. quam suis. 

Dem iſt nicht beizutreten: Die Benutzung des Kraftfahrzeugs 
gilt als mit beſonderen Gefahren verbunden, und wenn der Halter 
den Fahrgaſt, der die Gefälligkeitsfahrt erbittet oder die ihm vom 
Halter angebotene Mitfahrt dankend annimmt, fragen würde, ob er 
ſich zufrieden gebe mit der Sorgſalt, die der Halter anwendet, falls er 
allein fährt, ſo würde der Befragte zumeiſt bedenklich werden; 
keinesfalls ſteht feſt, daß er jene Frage bejahen würde. Er hofft 
vielmehr, wie anzunehmen, zuverſichtlich, der Halter werde die ver⸗ 
kehrs erforderliche Sorgfalt anwenden, nicht aber den Schlen⸗ 
drian, den er bei Aleinfahrten betätigt. Alſo mit der ſtillſchweigenden 
Übereinkunft der Haftungsbeſchränkung iſt das nichts; man erinnert 
ſich hier der Worte des bekannten Pandektiſten Regelsbergers in 
Iherings Jahrb. 44, 418 von dem „Flugſand des konkreten 
Parteiwillens“, daß nämlich „von der Jurisprudenz ein Wille 
hineingeheimniſt wird, von dem die Beteiligten keine Ahnung haben“. 


Schrifttum. 


Die Eiſenbahn⸗Verkehrsordnung vom 16. Mai 1928 nebſt 
den amtlichen Allgemeinen Ausführungsbeſtimmungen 
mit Erläuterungen und Hinweiſen auf die deutſche und die 
öſterreichiſche Rechtſprechung. 2. vollſtändig umgearbeitete 
Auflage von Dr. Theodor Kittel, Miniſterialrat a. D., 
Reichsbahndirektor und Mitglied der Hauptverwaltung der 
Deutſchen Reichsbahn⸗Geſellſchaft, Dr Kurt Friebe, Re⸗ 


Ebenſo verſagt aber der von Zimmermann angezogene 
Schenkungs⸗ oder Leihvertrag. Geſetzt ich lade den . zu einem 
Mittagsmahl und zu einer ſich darau anſchließenden Autofahrt ein; 
als er ſich bei mir einfindet, weiſe ich ihm die Türe, lehne alſo die 
Erfüllung meines Verſprechens ab. Er kann gegen mich keinerlei 
Anſprüche erheben; denn unſer Übereinkommen gehört der „Sphäre 
des geſellſchaftlichen Lebens“ an, ſteht „unter der Schwelle des juriſti⸗ 
ſchen Bewußtſeins“. Daraus folgt: wenn ich unſer Abkommen er⸗ 
fülle, alſo ihm das Mittagsmahl gewähre und ihn zur Autofahrt 
mitnehme, ſo genießt er meine Speiſen und benutzt mein Auto nicht 
widerrechtlich, ſondern durchaus zu Rechte. Wenn ihn aber 
meine Speiſen geſundheitlich ſchädigen oder er durch meine un⸗ 
geſchickte Fahrt körperlich verletzt wird, fo hafte ich nur wegen 
außervertraglichen Verſchuldens nach $ 823 Abſ. 1, danach für Außer⸗ 
achtlaſſung der verkehrserforderlichen Sorgfalt (8 276); nicht aber 
kann ich mich damit entſchuldigen, daß ich bei Alleinfahrten ebenſo 
ſorglos verfahre. Denn die dil. quam svis findet nur ſtatt in Ver⸗ 
trags perhältniſſen, und ein „Schuldverhältnis“, eine „Verpflich⸗ 
tung zur Leiſtung“ lag hier nicht vor (Staudinger [9] Vorbem. 3 
Abſ. 3 vor 8 597). 

Nebenſächlich ſei noch bemerkt: Darin, daß der Halter infolge 
der Mitnahme des Gaſtes mehr Benzin verbraucht, liegt die in 8516 
verlangte „Zuwendung“ ebenſowenig, wie in dem Fall, wo ich mein 
Zimmer beſſer heize und ſtärker beleuchte, weil ich einen Beſuch 
erwarte; es liegt keine Hingabe, keine Wertſteigerung, keine Ent⸗ 
laſtung vor. Dem Fahrgaſt ift vielleicht überhaupt nichts erſpart; er 
hätte mangels unentgeltlicher Gewährung die Fahrt ganz unterlaſſen. 
Wenn ich ferner jemandem ein Zimmer unentgeltlich zur Benutzung 
überlaſſe, wohnt er bei mir nicht zur „Leihe“; und ſo liegt auch kein 
Leihvertrag vor, wenn ich ihn zu einer Autofahrt einlade. 
Meine Geſtattung hat hier nur die Bedeutung, daß die Benutzung 
der Wohnung oder des Autos für den anderen keine widerrecht⸗ 


liche iſt. 
RA. Dr. Eugen Joſef, Freiburg i. Br. 


gierungsrat im Reichsverkehrsminiſterium, und Dr. Edward 
Hah, Mitglied der Geſchäftsführung des Deutſchen Induſtrie⸗ 
und Handelstages. Berlin 1928. 

Das vorſtehende Werk kann man kaum eine neue Auflage des 
von dem an erſter Stelle genannten Verf. i. J. 1910 herausgegebenen 
Kommentars zur EVO. v. 23. Dez. 1908 nennen. Es iſt in der Tat 
ein neues Werk: Dem Verf. haben ſich zwei Mitarbeiter zugeſellt, 
die an den Vorarbeiten zur neuen EVO. weſentlich beteiligt geweſen 
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ſind, der Text ift ſprachlich umgearbeitet, eine Reihe ſachlicher Ande⸗ 
rungen ſind vorgenommen, ſo daß eigentlich nur die Einteilung die⸗ 
ſelbe geblieben iſt, und ſchließlich iſt auch ein neuer Verleger ein⸗ 
getreten. Es iſt erfreulich, daß der Kommentar gleichzeitig erſcheint 
mit dem am 1. Okt. d. J. erfolgenden Inkrafttreten der neuen EV O., 
was allerdings nur möglich war, weil den Verf. der geſamte Stoff 
der Vorarbeiten zur Verfügung ſtand. 


Den Erläuterungen der EVO. geht eine Einleitung voraus, die 
in ſieben Abſchnitten die rechtliche Bedeutung und die Entſtehung der 
EVO. ſowie ihre weſentlichen Unterſchiede von den am 1. Okt. gleich⸗ 
falls in Kraft tretenden internationalen Übereinkommen über den 
Güterverkehr, den Perſonen⸗ und Gepäckverkehr behandeln, und ferner 
die Feſtſetzungen der Reichsbahntarife, die Hauptgrundſätze der Per⸗ 
ſonen⸗ und Güterbeförderung und die Haftung der Eiſenbahn er⸗ 
örtern. Hierzu möchte ich einiges aus meinen Erfahrungen während 
meiner amtlichen Tätigkeit im Reichseiſenbahnamt und ſpäter im 
preuß. Miniſterium der öffentlichen Arbeit bemerken. Schon bei den 
erſten Beratungen über den Entwurf des Ill. wurde über das Ver⸗ 
hältnis des internationalen zum Binnenfrachtrecht der beteiligten 
Staaten verhandelt, da für den Verkehr eine tunlichfte Übereinſtimmung 
der beiden Rechte erwünſcht ſei. Als daher das Inkrafttreten des 
Ill. zum 1. Jan. 1893 feſtſtand, beſchloſſen die Regierungen des Deut⸗ 
ſchen Reiches in Gemeinſchaft mit denen von Hſterreich und Ungarn 
eine Umarbeitung der damaligen Betriebsreglements in der Richtung, 
daß die Grundſätze des Ill., insbeſ. die dem Verkehr günſtigeren, in 
die Betriebsreglements aufgenommen wurden. Die urſprüngliche Ab⸗ 
ſicht der deutſchen Zentralbehörden, auch das HGB. hiernach zu ändern 
— der Entwurf einer Novelle war ſchon ausgearbeitet —, wurde auf⸗ 
gegeben, weil eine Anderung des HGB. mit der zum 1. Jan. 1900 
bevorſtehenden Einführung des BGB. vorgeſehen war. In Oſterreich 
und Ungarn war ein beſonderes Geſetz erlaſſen, das die Regierung, 
ermächtigte, auch ſolche Anderungen des Betriebsreglements vor⸗ 
zunehmen, die mit dem HGB. nicht übereinſtimmten. In Deutſchland 
mußte man ſich darauf beſchränken, ſolche Anderungen zu machen, 
die dem HGB. (jetzt § 471) nicht widerſprachen. Bei der Reviſions⸗ 
arbeit wurde mit peinlicher Gewiſſenhaftigkeit darauf Bedacht ge⸗ 
nommen, daß die Texte der Betriebsreglements mit dem des Ju. 
wörtlich übereinſtimmten. In dem HGB. v. 10. März 1897 wurden 
— die Begründung legte darauf beſonderen Wert — alle die Be⸗ 
ſtimmungen geändert, die einer vollſtändigen Übereinſtimmung der 
beiden Rechte entgegenſtanden. Die EVO. (ſo war in Deutſchland 
das Betriebsreglement ſeit der Reviſion von 1892 bezeichnet) vom 
26. Okt. 1899 enthielt keinerlei Abweichungen vom Ill. Auf die große 
Wichtigkeit einer ſolchen Identität brauche ich nicht hinzuweiſen. Für 
die Auslegung des Frachtrechts und für den Verkehr war ſie von 
großer Bedeutung. Gleichwohl wurde in der EVO. v. 23. Dez. 1908 
aus weſentlich äußeren Gründen dieſer Grundſatz aufgegeben, be⸗ 
ſonders auf eine wörtliche Übereinſtimmung der beiden Texte und 
auf die gleiche Einteilung verzichtet, wenngleich man vermeiden wollte, 
auch die ſachliche Übereinſtimmung aufzugeben. Durch die Reviſion 
von 1923 iſt nun das ZUG. in eine ganz andere Form gegoſſen, 
eine Form, die der franzöſiſchen Geſetzgebung angepaßt iſt. Bei der 
EVO. v. 16. Mai 1920 iſt man, m. E. mit Recht, dieſem Gedanken 
nicht gefolgt, die alte Einteilung iſt beibehalten und nur in wichtigen 
ſachlichen Beſtimmungen iſt fie dem neuen SUG. angepaßt. Die vor⸗ 
ſtehenden Betrachtungen beziehen ſich, was beiläufig bemerkt werden 
mag, nur auf das IlG. Das SUP. iſt ein neues Übereinkommen, 
über deſſen Entſtehung Beſonderes nicht zu bemerken iſt. 

In der Einleitung ſind, wie oben geſagt, die weſentlichſten Ab⸗ 
weichungen der neuen EVO. von dem Ill. zuſammengeſtellt. Die 
wichtigſte iſt wohl die, daß bei Feſtſtellung der Entſchädigung für 
Verluſt, Minderung und Beſchadigung von Gepäck und Frachtgut in 
dem Ill. andere Grundſätze beſtehen, als in der EVO. Das ZUG. 
iſt dahin geändert, daß nicht mehr der gemeine Wert, ſondern nur ein, 
allerdings ſehr hoch bemeſſener Höchſtſatz als Entſchädigung vergütet 
wird. Für das Gepäck iſt ſelbſtverſtändlich im SUP. ebenſo ver⸗ 
fahren. Die EVO. hat die alten Beſtimmungen mit einigen mehr 
formellen Verbeſſerungen beibehalten. Der Grund dieſer Anderung des 
Ill. liegt darin, daß während den Zeiten der Geldentwertung, im 
und nach dem Kriege beſondere Schwierigkeiten für die Eiſenbahn 
und den Verkehr bei dem Verluſt uſw. von Koſtbarkeiten ſich 
geltend machten. Über die Beförderung von Koſtbarkeiten handelt der 
854 nebſt Ausführungsbeſtimmungen. Der Begriff der Koſtbarkeit, 
wie er vom RG. feſtgeſtellt, ſteht in der Erl. 7 zu 8 54. Vor Beginn 
der Geldentwertung genügte dieſe Begriffsbeſtimmung dem Richter 
zur Feſtſtellung, ob im einzelnen Fall eine Koſtbarkeit vorliege. 
M. W. hat das RG. nur einmal durch Urteil feſtgeſtellt, daß ein 
Roſtbarer Zobelpelz eine Koſtbarkeit ſei. Als bei der fortſchreitenden 
Geldentwerkung die Preiſe auch für gewöhnliche Gebrauchsgegenſtände 
und Genußmittel (Kleider, einfache Kleiderſtoffe, Zigarren, Zigaretten, 
Wein uſw.) ſtiegen, mußte die Eiſenbahn beim Verluſt ſolcher Gegen⸗ 
ſtände außerordentlich hohe Entſchädigungen bezahlen, die ſie finanziell 
ſtark belaſteten. Sie lehnte die Zahlung wiederholt ab, weil ſolche 
Gegenſtände Koſtbarkeiten ſeien, die ohne Beachtung der für Koſtbar⸗ 
keiten geltenden Beforderungsbedingungen zum Transport aufgegeben 
ſeien. Die Folge war eine bedenkliche Rechtsunſicherheit und zahl⸗ 
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reiche Prozeſſe, wobei die Gerichte verſchieden erkannten. Auf die Ver⸗ 
ſuche der Eiſenbahnen, durch Anderung der Tarife dieſe Unzuträglich⸗ 
Reiten zu beſeitigen, will ich nicht eingehen, ſie ſtehen noch in aller 
Erinnerung. Um wirkſame Abhilfe zu ſchaffen, wäre eine Anderung 
des HGB. erforderlich geweſen, die auch von der Reichsbahn vor⸗ 
geſchlagen, aber vom Reichsrat nicht genehmigt wurde. Bei dieſer 
Sachlage wurde bei den Beratungen über die Reviſion des Ill. der 
radikale Vorſchlag gemacht, den Begriff der Koſtbarkeiten ganz zu 
beſeitigen und für den Schadenserſatz bei allen Gütern eine 
Höchſtgrenze feſtzuſtellen, die ſo hoch bemeſſen wurde, daß ſie auch 
für Entſchädigung für Koſtbarkeiten ausreichte; damit wurde ein 
Rechtszuſtand wiederhergeſtellt, der vor dem Ill. v. 14. Okt. 1890 in 
Deutſchland und vielen mitteleuropäiſchen Staaten beſtand, es wurden 
ſog. Normalentſchädigungsſäze eingeführt. Dieſe früher allerdings 
ſehr nötigen Normalſätze hatten zu dauernden Klagen der Verkehrs⸗ 
intereſſenten geführt und waren deshalb auch, um den Ländern, 
bei denen andere Grundſätze galten, entgegenzukommen, abgeſchafft 
worden. Die ſeit 1893 geltenden Beſtimmungen haben ſich ſowohl im 
Vinnen⸗ als im internationalen Eiſenbahnverkehr durchaus bewährt. 
Die deutſche und öſterreichiſche Regierung — und ihrem Beiſpiel ſind, 
wie es heißt, andere Staaten gefolgt — haben ſich daher m. E. mit 
Recht entſchloſſen, dem durch äußere, jetzt vorübergegangene Zuſtände 
veranlaßten Vorgehen des ZUG. nicht nachzukommen und die alten 
bewährten Regeln beizubehalten. Es iſt zu hoffen, daß bei der nächſten 
Reviſion des ZUG. und Jüp. die früheren Beſtimmungen wieder⸗ 
hergeſtellt werden. Einige Rechtslehrer haben merkwürdigerweiſe die 
Beſeitigung des Koſtbarkeitenbegriffs für einen Fortſchritt erklärt. 
Sie haben anſcheinbar die ganze Sachlage nicht überſehen. Gerade 
vom reinen Rechtsſtandpunkt könnte es doch nur gebilligt werden, 
daß bei der heutigen Entwicklung des Eiſenbahnverkehrs der Eiſen⸗ 
bahnen bei Leiſtung von Schadenserſatz nicht beſſer geſtellt werden, 
als andere Schuldner. In den erſten Jahrzehnten der Eiſenbahnen 
ließ ſich eine ſolche Ausnahmeſtellung wohl begreifen. 


Bei Beurteilung der Erläuterungen zur EVO. in dem 
neuen Werk iſt zunächſt die äußere Geſtalt lobend anzuerkennen. 
Der Text der EBD. iſt mit fetter, klarer Schrift gedruckt, und wird 
dadurch beſonders hervorgehoben, die zunächſt folgenden Ausführungs⸗ 
beſtimmungen ſind mit kleinerer lateiniſcher Schrift gedruckt, die 
folgenden Verweiſungen auf Parallelſtellen des HGB., des Jüch., 
die literariſchen Nachweiſe, ſind wieder mit ganz kleiner deutſcher 
Schrift und die Erläuterungen, nach Nummern geordnet, in ſchöner 
großer deutſcher Schrift geſetzt. An einzelnen Stellen ſind ganze Ab⸗ 
ſchnitte einiger Geſetze, nur etwas kleinere Schrift, eingefügt. Dieſe 
ganze Anordnung bietet die Möglichkeit, auf einen Blick ſich zurecht⸗ 
zufinden und erleichtert weſentlich das Studium der EVO. Die Er⸗ 
läuterungen beherrſchen das geſamte, für das Verſtändnis und die 
Auslegung erforderliche wiſſenſchaftliche Material mit der zugehörigen 
Rechtſprechung. Von wiſſenſchaftlichen Werken ſind hauptſächlich die 
Beförderungsgeſchäfte von Rundnagel und das Haftpflichtrecht von 
Rundnagel⸗Fritſch⸗Sperber benutzt. Ob es nötig war, 
die zahlreichen, oft ſehr minderwertigen Aufſätze der E. E. und auch 
der V. Z. anzuführen, laſſe ich dehingeftelft. Auch würde es m. E. 
nicht nötig geweſen ſein, die vielen Urteile der unteren Gerichte, die 
hauptſächlich in der E. E. veröffentlicht ſind, aufzuführen. Ich bin 
der — vielleicht ketzeriſchen — Anſicht, daß der Hinweis auf die 
Urteile der höchſten Gerichte und deren Erläuterung genügte, ſoweit 
ſolche Urteile wiſſenſchaftlich gut begründet und für die Praxis von 
Wert ſind. Die Erläuterungen ſind, je nach ber Wichtigkeit, teils 
Kurz, teils ausführlich in Form wiſſenſchaftlicher Abhandlungen oder 
bei Zuſammenſtellung von Beiſpielen aus Theorie und Praxis ge⸗ 
tragen. Muſtergültig find z. B. die Erläuterungen zu 86 (Eiſenbahn⸗ 
tarife), die eine kurze und klare Darſtellung des ganzen Eiſenbahn⸗ 
tarifweſens enthalten, ferner die Erläuterungen zu den vielumſtrittenen 
88 83, 84, in denen faſt alle bisher vorgekommenen Einzelfälle klar 
und überſichtlich zuſammengeſtellt werden. In der Regel beſchränken 
ſich die Verf, auf die Darſtellung der tatfächlichen Verhältniſſe, nur 
vereinzelt nehmen ſie Gelegenheit zu kritiſchen Betrachtungen. Es iſt 
nicht Aufgabe der Kritik eines Werkes, ſolche Erläuterungen gleich⸗ 
ſam noch einmal zu erläutern, noch weniger, auf die neue EVO., ihre 
Unterſchiede von der bisherigen einzugehen. Im großen und ganzen 
iſt die neue EVO. eine weſentlich verbeſſerte, ſie enthält für die Ver⸗ 
Rehrsintereſſenten viele Fortſchritte und auch manche Beſtimmungen, die 
für den Verkehr vorteilhafter find, als die des JUG. Bei dem IllP. 
mache ich beiſpielsweiſe auf den § 28 aufmerkfam, in dem aus der 
Begriffsbeſtimmung des Reiſegepäckes die Worte (Gegenſtände) 
„ .. die der Reiſende zu feiner Reiſe bedarf.“ weggelaſſen find, die 
während der Zeit des Hamſterns oft Schwierigkeiten gemacht und 
zu mancherlei Unbequemlichkeiten ſowohl für die Eiſenbahn, als für 
die Reiſenden Anlaß gegeben haben, beſonders für Handgepack in 
Frage kam. Dann möchte ich noch eingehen auf die Anderung in 
860 (3) und des 8 70 (2). In der Erläuterung 1 zu 8 57 wird be⸗ 
merkt: „Da der Frachtvertrag kein rein formaler Vertrag iſt und 
für die Frachtberechnung die Art des beförderten Guts maßgebend ſein 
muß, hat die neue EVO. in 860 (3) und 8 70 (2) zwei neue Vor⸗ 
ſchriften eingeſchoben, die den Verſender im Fall des Irrtums vor 
nachteiligen Folgen ſchützen.“ Der 870 iſt im weſentlichen der EVO. 
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von 1908 entnommen, nur erweitert und zugunſten der Eiſenbahn 
ſowohl, als auch des Verſenders m. E. verbeſſert. So konnte 
nach der früheren EVO. die Eiſenbahn zu wenig oder überhaupt 
nicht gezahlte Zölle vom Verfrachter nicht zurückfordern, die Folgen 
eines derartigen Irrtums mußten von ihr getragen werden. Es han⸗ 
delt ſich bei dem § 70 hauptſächlich um Fehler bei der Berechnung 
der Fracht, die, wie es in der Faſſung der älteren Eiſenbahnverkehrs⸗ 
ordnungen (nicht der von 1908) heißt, weder der Eiſenbahn noch dem 
Verſender zum Schaden gereichen ſollten. Hier handelt es ſich durch⸗ 
weg um Irrtümer, und die Hinzufügung des Abſ. 2 ſcheint mir 
daher überflüſſig. Anders liegt es bei 860 (3), der von Fracht⸗ 
zuſchlägen handelt. Dieſe ſind nach der communis opinio, ſoweit ich 
ſie kenne, nicht Vertragsſtrafen, ſondern obligationes ex lege. Die 
in der Erläuterung 1 zu 8 60 ausgeſprochene Anſicht, daß fie „ihrem 
Weſen nach Vertragsſtrafen ſeien“, halte ich nicht für richtig. Früher 
beſtanden darüber Zweifel, die m. E., nachdem in der EVO. von 1908 
ausdrücklich geſagt wird, daß es auf ein Verſchulden des Verſenders 
nicht ankommt, m. E. jetzt nicht mehr berechtigt ſind. 

Die Frachtzuſchläge, zum Teil recht hohe, die bei unrichtigen 
Angaben zu zahlen ſind, werden in 8 60 (2) aufgeführt. Es handelt 
ſich um unrichtige Angaben des Gewichts und der Stückzahl der 
Güter, hauptſächlich aber um unrichtige oder unvollſtändige Bezeich⸗ 
nung der für die Eiſenbahn gefährlichen und deshalb zur Beförderung 
überhaupt nicht oder nur bedingungsweiſe zugelaſſenen Gegenſtände. 
In Abf. 3 heißt es, der Frachtzuſchlag dürfe nicht erhoben werden 
a) „wenn der Abſender nachweiſt, daß ſeine Angaben auf Irrtum 
beruhen“. Dieſe Beſtimmung iſt neu, und ich halte ſie für recht be⸗ 
denklich. Unrichtige Angaben bei betriebsgefährlichen Gegenſtänden, 
aber z. B. auch für das zu niedrige Gewicht von Wagenladungen, 
das eine Überlaftung herbeiführt, können verhängnisvolle Folgen, 
u. U. ſchwere Eiſenbahnunfälle nach ſich ziehen. Durch ſtrenge Strafen 
muß ihnen vorgebeugt werden. Dem Abſender muß klar ſein, daß 
er, weil ſolche Folgen eintreten können, gerade hier mit möglichſter 
Umſicht zu handeln hat. Jura vigilantibus seripta sunt. Ich halte 
es für höchſt bedenklich, daß ihm durch den neuen Zuſatz die Möglich⸗ 
keit geboten wird, einen Irrtum nachzuweiſen, zumal durch die 
übrigen Beſtimmungen des 8 60 (3) feſtgeſetzt wird, in welchen Fällen 
beſondere Härten bei Erhebung der Frachtzuſchläge gemildert werden 
können. Übrigens möchte ich auch aus den Erläuterungen zu 8 60 (3) 
schließen, daß die Verf. die neue Beſtimmung nicht unbedingt billigen. 

Hiermit genug der Einzelheiten, die vielleicht ſchon zu breit ge⸗ 
halten ſind. Es iſt mir aber ein Bedürfnis, den Verf. zu beweiſen, 
mit welch lebhaftem Intereſſe ich ihren trefflichen Kommentar geleſen 
habe und ich zweifle nicht, daß er auch in allen den Kreiſen gewürdigt 
werden wird, die mit der neuen EV O., ſei es dienſtlich, ſei es wiſſen⸗ 
ſchaftlich ſich zu beſchäftigen haben. 

Wirkl. Geh. Rat Prof. Dr. v. der Leyen, Berlin⸗Wilmersdorf. 


Die Haftung der Kleinbahn. Von Dr. jur. Walter Wülfing. 
Berlin 1928. Verlag der Verkehrswiſſenſchaftlichen Lehr⸗ 
mittelgeſellſchaft mbH. bei der Deutſchen Reichsbahn. 


Das Buch ſetzt ſich zur Aufgabe, das Geſamtgebiet des für die 
Kleinbahnen, zu denen bekanntlich auch die Straßenbahnen gehören, 
geltenden Haftpflichtrechts wiſſenſchaftlich zu erörtern. Dieſes Rechts⸗ 
gebiet iſt infolge des Umſtandes, daß neben den allgemeinen Be⸗ 
ſtimmungen des BGB. eine Reihe von Sondergeſetzen maßgebend ſind, 
die wiederum teils Reichsgeſetze, teils Landesgeſetze ſind, recht ver⸗ 
wickelt. Die zuſammenfaſſende Erörterung in einer Schrift iſt daher 
beſonders dankenswert und muß von den mit der einſchlägigen Rſpr. 
befaßten Kreiſen begrüßt werden. 

Man muß anerkennen, daß es Wülfing gelungen iſt, auf ver⸗ 
hältnismäßig kleinem Raume (142 Seiten) alle weſentlichen Fragen 
des Rechtsgebiets mit Gründlichkeit und überſichtlich zu behandeln. 
Seine Kritik der reichsgerichtlichen Rſpr. in einigen beſonders wich⸗ 
tigen Fragen iſt durchaus beachtlich; namentlich wird ſeinen über⸗ 
zeugenden Ausführungen über den Begriff der „höheren Gewalt“ im 
Gegenſatz zu der allerdings ſchwankenden höchſtrichterlichen Judikatur 
die Anerkennung nicht zu verſagen ſein. 

Dem Verf. iſt in einem Punkte (S. 17) ein Irrtum unterlaufen, 
auf den mit Rückſicht auf die große Wichtigkeit in der Praxis hin⸗ 
gewieſen werden muß. Nach dem modernen Stande der medizinischen 
Wiſſenſchaft, dem ſich ſeit einer Reihe von Jahren die Rſpr. allgemein 
angeſchloſſen hat, trifft es nicht zu, daß die ſog. Prozeßneuroſe als 
Unfallsfolge i. S. des 8 1 Haftpflch. anerkannt wird (vgl. Entſch. des 
NS. v. 20. März 1922 bei Eger, EijenbEntich. Bd. 39 Nr. 178 und 
Entſch. des RBA. v. 24. Sept. 1926: JW. 1928, 577). 

Beſonders verdienſtlich iſt die Schriſt Wülfings auch des⸗ 
halb, weil ſie in einem Zeitpunkt kommt, in dem ſich die Reichs⸗ 
juſtizverwaltung ernſtlich mit einer Neuregelung der Verkehrshaftpflicht 
auf einheitlicher Grundlage befaßt, ſo daß die Studie neben den Ver⸗ 
handlungen des diesjährigen Juriſtentages den geſetzgebenden Körper⸗ 
ſchaften als wertvolles Material dienen kann. 


RA. Wuſſow, Berlin. 
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Dr. Julins Sebba, Rechtsanwalt am Oberlandesgericht, Dozent 
an der Handelshochſchule in Königsberg i. Pr.: Seewaſſer⸗ 
ſtraßenordnung. Berlin und Leipzig 1928. Verlag 
Walter de Gruyter & Co. Preis geb. 8,50 .#. 


Schneller als man es zu hoffen gewagt hatte, iſt aus der 
Feder des bekannten Mitherausgebers des führenden Kommentars 
zum Seerecht die ſeit dem 1. Dez. 1927 in Geltung befindliche 
Seewaſſerſtraßenordnung (SWO .) mit Erläuterungen im Buchhandel 
erſchienen. Ein höchſt willkommenes Geſchenk für Nautiker und 
Seerechtler. Mit der SWO. iſt grundſätzlich einheitliches Recht für die 
von Seeſchiffen befahrenen Unterläufe aller deutſchen Flüſſe geſchaffen 
worden, und zwar im Vorrang vor der daneben in Geltung geblie⸗ 
benen, auf internationalem Abkommen beruhenden Seeſtraßenordnung. 
Mancherlei Neues bringt die SWO. Die Aufgabe, ihre Beſtimmungen, 
namentlich die für alle Flüſſe gleichmäßig geltenden, aber auch die 
Sondervorſchriften für die einzelnen Gewäſſer, dem Nautiker klar⸗ 
zumachen, deren innerſten Zuſammenhang ihm vor Augen zu führen 
ſowie dem Juriſten die tatſächliche Bedingtheit aller nautiſchen Vor⸗ 
ſchriften zu zeigen, hat der Verf. meiſterhaft gelöſt. Faſt jeder er⸗ 
läuterungswerte Begriff iſt behandelt. Die vorhandenen Zweifelsfragen 
find beſprochen. Beſonders wertvoll iſt die ſorgfältige Berückſichtigung 
der richterlichen und ſeeamtlichen Judikatur zur SStrO. an den 
vielen Stellen, an denen dieſe in die SWO ., die fie ergänzt, hinein⸗ 
ſpielt. Alſo auch eine Kommentierung wichtiger Beſtimmungen der 
SStroO., deren Text zweckmäßigerweiſe als Anhang beigegeben iſt. 

Wenn erſt eine genügende Anzahl von gerichllichen und ſee⸗ 
amtlichen Entſcheidungen zu dem neuen Geſetze vorliegt, wird ſich auf 
der gegebenen vortrefflichen Grundlage gewiß bald eine neue Auf⸗ 
lage des Werkes aufbauen. 

RA. Dr. Schulze⸗Smidt, Bremen. 


Luftrecht, reichsrechtliche Vorſchriften. Textausgabe zu⸗ 
ſammengeſtellt von Dr. Alfred Wegerdt, Miniſterialrat 
im Reichsverkehrsminiſterium. Berlin 1927. Verlag Gebr. 
Radetzki. 

Der Verf. hat in ſehr verdienſtlicher Weiſe die geſamten, das 
Luftrecht betreffenden reichsrechtlichen Vorſchriften zuſammengeſtellt. 
Im erſten Teil find neben dem LuftVerk$. v. 1. Aug. 1922 die 
VO. über den Beirat für das Luftfahrweſen und über Landungs⸗ 
aufforderung für Luftfahrzeuge, das Gef. zur Durchf. der Art. 177, 
178 u. 198 VV. ſowie die entſprechenden VO. v. 13. Juli 1926 
über Luftfahrzeugbau, über führerloſe Flugzeuge und über Flugzeuge 
mit den techniſchen Merkmalen neuzeitlicher Jagdflugzeuge, über Be⸗ 
ſchränkung der Flugausbildung ſowie über Liſteuführung in der Luft⸗ 
fahrt abgedruckt. Im zweiten Teil wird die von der Interalliierten 
Rheinlandkommiſſion erlaſſene VO. Nr. 309 (zur Aufhebung und Er⸗ 
ſetzung der BD. Nr. 80 betr. Regelung des Flugweſens in den be⸗ 
ſetzten Gebieten) ſowie die Anlage zu dieſer BO. in franzöſiſcher Sprache 
und deutſcher Überſetzung wiedergegeben. Der dritte Teil enthält die 
Abkommen zur Regelung des Luftverkehrs zwiſchen Deutſchland einer⸗ 
ſeits und der Schweiz, Dänemark, Holland, Oſterreich, Schweden, 
Frankreich, Belgien andererſeits. Der Vollſtändigkeit halber werden 
in den weiteren Teilen die die Luftfahrt betreffenden Veſtimmungen 
des Vertrages von Verſailles, die vorläufigen Richtlinien des Reichs⸗ 
verkehrsminiſters zur Ausführung des Luft Verk. (endgültige Aus⸗ 
führungsbeſtimmungen des Reichsverkehrsminiſters liegen noch immer 
nicht vor), die vorläufigen Beſtimmungen des RF M. über die Zoll⸗ 
abfertigung im Luftverkehr, die Paßnachſchau im Luftverkehr, die 
Beſtimmungen der Poſtordnung über den Luftpoſtverkehr zuſammen⸗ 
geſtellt. Endlich enthält ein Nachtrag noch die Anweiſung des Ober⸗ 
befehlshabers der franz. Rheinarmee betr. die Regelung des Über⸗ 
fliegens der von der franz. Rheinarmee beſetzten Gebiete durch Zivil⸗ 
flugzeuge ſowie die Überflugszune gemäß dem deutſch⸗franz. und dem 
deutſch⸗belg. Luftverkehrsabkommen. 

Da die luftrechtlichen geſetzlichen Beſtimmungen und Verord⸗ 
nungen überall verſtreut ſind, ſo iſt die Zuſammenſtellung des Verf. 
für jeden, der auf dem Gebiete des Luflrechts arbeitet, eine große 
Erleichterung. Die Benutzung dieſer Zuſammenſtellung wird noch durch 
ein ſehr gutes Stichwortverzeichnis erleichtert. 

RA. Dr. Ernſt Tauber, Berlin. 


Ausſchuß zur Unterſuchung der Erzengungs⸗ und Abſatz⸗ 
bedingungen der deutſchen Wirtſchaft. Verhandlungen 
und Berichte des Unterausſchuſſes für allgemeine Wirt⸗ 
ſchaftsſtruktur. III. Arbeitsgruppe. Wandlungen in 
den wirtſchaftlichen Organiſationsformen. I. Teil. 
Wandlungen in den Rechtsformen der Einzel⸗ 
unternehmungen u. Konzerne. Berlin 1928. E. S. 
Mittler u. Sohn. 484 S. Preis 10,30 , geb. 11,30 K. 


Die Unterſuchung, die nach dem Vorworte auch für das im 
erſten Teil behandelte Gebiet noch nicht abgeſchloſſen iſt, beginnt 
mit vier Gutachten über „Die wirtſchaftlichen Strukturwandlungen 
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und bie Reform des Aktienrechts“. Zunächſt gibt Prof. Flechtheim 
eine ausgezeichnete Überſicht über die zahlreichen Rechtsprobleme, 
die heute mit dem Aktienweſen und der Konzernbildung verbunden 
ſind. Daran ſchließen ſich kurze Betrachtungen Dr. Hachenburgs 
über die Kapitalbildung bei den Akt. und die Machtkämpfe, die 
ſich bei ihnen abſpielen. Er hat ſein Thema richtiger „Die Be⸗ 
ziehungen zwiſchen dem geltenden Aktienrecht und der heutigen 
deutſchen Wirtſchaft“ formuliert, denn das iſt der eigentliche Inhalt 
auch der übrigen Gutachten. Das folgende Gutachten von Prof. 
Geiler und namentlich das vierte von Bruno Buchwald iſt 
mehr wirtſchafts⸗politiſch, alſo de lege ferenda eingeſtellt. Auf die 
zahlreichen, namentlich von Buchwald erhobenen Forderungen einer 
Neuregelung des Aktienrechts kann hier naturgemäß nicht ein⸗ 
gegangen werden. 

Das letzte Gutachten iſt ein ſolches von Dir. Dr. Haußmann: 
Die Strukturwandlungen der Wirtſchaft und das Recht der Gmb. 
Die Gutachten zeigen, wie ſehr ſich die Bedeutung zahlreicher Rechts⸗ 
normen durch die wirtſchaftliche Entwicklung geändert hat. Es 
hat ſich ſowohl die Auslegung gleichgebliebener Rechtsſätze ge⸗ 
ändert, als auch und vor allem hat ſich das Wirtſchaftsleben den 
einmal beſtehenden Rechtsnormen angepaßt, oft in der Weiſe, daß 
es Mittel gefunden hat, ſie zu umgehen. 

Die Arbeitsgruppe hat dann einen Frageplan über die 
Wechſelbeziehungen zwiſchen Aktienrecht und der 
induſtriellen Organiſation (S. 143 ff.) aufgeſtellt, nach 
dem die Vernehmungen von im ganzen 41 Sachverſtändigen erfolgt 
ſind, deren Abdruck den zweiten größeren Teil des Werkes aus⸗ 
macht. Unter dieſen Sachverſtändigen ſind bekannte Wirtſchafts⸗ 
führer wie Boſch, Clemm, Deutſch, Hagen, Klotzbach, 
von Siemens, Tietz, Thyſſen, Vögler u. a. und neun 
Mitglieder von Betriebsräten, die Aufſichtsräten angehören. Es 
dürfte intereſſieren, einige der wichtigſten Fragen hier wieder⸗ 
zugeben: 

1. Die Aktie. a) Die Kleinaktie. Hat die Kleinaktie die Be⸗ 
teiligung der Arbeiterſchaft oder ihrer Organiſationen vermehrt? 
(wurde allgemein verneint.) b) Die Stimmrechtsaktie. e) Die Aktie 
als Wertpapier. Hat die Fluktuation des Aktienbeſitzes in neuerer 
Zeit wieder nachgelaſſen ? 
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2. Die Generalverſammlung. a) Der Einzelaktionär. 
b) Die Depotaktie. Nach welchen Grundſätzen wird ſie in den 
Generalverſammlungen verwertet? c) Das Aktienpaket. Hat ſich 
die Zerſplitterung des Aktienbeſitzes geſteigert? d) Publizität. (Wurde 
beſonders eingehend behandelt.) Auskunftspflicht der Verwaltungs⸗ 
organe. Welchen Einblick geſtatten die veröffentlichten Bilanzen? 
Bilanzſchemata. 

3. Der Aufſichtsrat. a) Zuſammenſetzung. Größe der Auf⸗ 
ſichtsräte. Vermehrung von Aufſichtsratsſtellen in einer Hand. b) Be⸗ 
ſonders eingehend wurde hier in Sondervernehmungen der Ein⸗ 
fluß des Eintritts der Betriebsräte in den Aufſichts⸗ 
rat behandelt (Seite 283—326). Im allgemeinen ergab ſich, 
daß dieſer Einfluß ſehr gering iſt, z. Teil weil viele Fragen in 
beſonderen Ausſchüſſen erledigt werden, daß aber durch die Mit⸗ 
gliedſchaft im Aufſichtsrat die Betriebsratsvertreter oft perſönliche 
Beziehungen zu Vorſtand und Aufſichtsräten erreichen. c) Einfluß 
auf die Verwaltung. d) Haftung des Aufſichtsrates. 


4. Der Vorſtand, Steigerung oder Verminderung ſeines 
Einfluſſes. 

Der letzte Abſchnitt (Seite 365—478) behandelt die Konzern⸗ 
bildung und die Rechtsformen der Unternehmungen. 
Die Konzentration in Beiſpielen. Hier werden der Reihe nach die 
Konzentration in der Eiſeninduſtrie, die Konzerne in der elektro⸗ 
techniſchen Induſtrie (A. E. G. und Siemens konzern), die J. G. 
Farbeninduſtrie AG., die Konzentration in der Linoleum⸗Induſtrie 
und der Warenhauskonzern Leonhard Tietz AG. behandelt und 
zwar im allgemeinen nach dem Schema: 

a) Werdegang und Aufbau. PB) Verwaltung. 1) Wirtſchafts⸗ 
Futon und Dividende. d) Publizität. e) Intereſſengemeinſchaft und 

uſion. — 

Im allgemeinen ſind Vernehmungen natürlich eine ziemlich 
umſtändliche Form wiſſenſchaftlicher Materialdarſtellung, dafür er⸗ 
gibt ſich aber durch das Auftreten der einzelnen Perſönlichkeiten 
eine ſehr lebendige Behandlung der Probleme, ſo daß gerade dieſer 
zweite Teil eine ungewöhnlich interefjante Lektüre bildet. 


Prof. Dr. Rob. Liefmann, Freiburg i. B. 


Rechtſprechung. 


Nachdruck der Entſcheidungen nur mit genauer Angabe der Quelle geſtattet; Nachdruck der Anmerkungen verboten! D. S. 


A. Ordentliche Gerichte. 


Reichsgericht. 
a) Zivilſachen. 


Berichtet von den Rechtsanwälten beim Reichsgericht 
Juſtizrat Dr. Kaiſer, Juſtizrat Kurlbaum und 
Juſtizrat Dr. Schrömbgens. 


L* Wird in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des Reichs⸗ 
gerichts abgedruckt. — F Anmerkung.] 


I. Materielles Recht. 


1. 88 469, 456 ff. H G B.; 88 84, 95 EVO. Ver⸗ 
luſt des Gutes durch Aushändigung an eine 
andere Perſon als den beſtimmungsgemäßen 
Empfänger. Eigenes Verſchulden des Abſenders 
wegen ungenauer Wohnungsangabe des Emp⸗ 
fängers. f) 

Am 12. Sept. 1925 gab die Kl. in Lübeck bei der Bekl. 
einen Eiſenbahnwagen Käſe zur Beförderung an Ludwig K. in 
B., Friederikaſtr. 102 auf. Hier befand ſich das Geſchäfts⸗ 
lokal von Paul K., einem Käſehändler, während deſſen Bruder 
Ludwig K., ein Bankbeamter, Ottoſtr. 40 wohnte. Auf der 


Zu 1. Die Klage ſtützt ſich zunächſt auf 8 456 HGB., 8 84 
EVO., wonach die pop für den Verluſt haftet. Wenn aber 
einer von vier Ausnahfefällen vorliegt, tritt dieſe ſtrenge Haf⸗ 
tung, die einer Garantie ähnelt, nicht ein. 

Das NG. berückſichtigt von dieſen Ausnahmen die ſchuldhafte 
Verurſachung des Verluſtes durch den Abſender und verlangt die 
Prüfung, ob ihn ein Verſchulden trifft. Unter den Ausnahmefällen 
befindet ſich aber auch der, daß der Schaden durch eine Anwei⸗ 
ſung des Abſenders verurſacht iſt und die Eiſenbahn an dieſer An⸗ 
weiſung unſchuldig iſt, einerlei, ob dem Abſender ein Verſchulden 
zur Laſt fällt oder nicht. Dieſe Ausnahme dürfte hier zutreffen, 
denn die Adreſſierung wird überwiegend als eine ſolche Anweiſung 


Güterabfertigung wurde der Käſe, nachdem von ſeiner An⸗ 
kunft nach Friederikaſtr. 102 fernmündlich Mitteilung ge⸗ 
macht worden war, an einen dritten Bruder K., den bei Paul 
K. angeſtellten Leonhard K., gegen eine mit „L. K.“ unter⸗ 
zeichnete Empfangsbeſcheinigung ausgehändigt. Paul K. ver⸗ 
kaufte die Ware in ſeinem Geſchäft, bezahlte auch einen Teil 
des Kaufpreiſes an die Kl., machte dann aber Konkurs, nach⸗ 
dem Leonhard K. flüchtig geworden war. 

Die Kl. macht für ihren Ausfall die Bekl. verantwortlich, 
weik das Gut nicht an den im Frachtbrief angegebenen Emp⸗ 
fänger ausgehändigt worden ſei. Sie behauptet, mit Paul K. 
wegen der Erfüllung früherer Verbindlichkeiten Schwierig⸗ 
keiten gehabt zu haben. Deshalb habe ſie mit Leonhard K. den 
der Sendung v. 12. Sept. 1925 zugrunde liegenden Kauf⸗ 
vertrag erſt nach Vorlegung einer Vollmacht von Ludwig K. 
abgeſchloſſen. Leonhard K. hätte aber die Unterſchrift Ludwig 
K. ſowohl auf dieſer Vollmacht als auch auf den zur Bezahlung 
des Käſes ihr ausgeſtellten Wechſeln gefälſcht, ſo daß Ludwig 
K. zur Zahlung nicht verpflichtet ſei. en 

Das OLG. wies ab, RG. hob auf. 

Dem BG. iſt darin beizutreten, daß die Kl. aus dem 
Geſichtspunkte der unerlaubten Handlung nur die ausliefernde 
Bahn in Anſpruch nehmen könnte und die Bekl. lediglich aus 
dem Frachtvertrage als erſte Bahn (8469 HGB.) haftet. In⸗ 


angeſehen (ſ. neueſtens Loening, Intern. übereink. ü. d. Eifen- 
bahnfrachtverkehr S. 602 und die dort Angef.). Von dieſem 
Standpunkt aus wäre die Garantiehaftung nach 8 456 HGB., 8 84 
EVO. zu verneinen. 

Nun wird die Klage weiterhin darauf geſtützt, daß aber auch 
die Leute der Eiſenbahn ein Verſchulden treffe, weil das Gut dem 
Bruder des Adreſſaten ohne Prüfung der Empfangsberechtigung 
ausgehändigt worden ſei. Für dieſes Verſchulden ihrer Leute hafte 
die Eiſenbahn nach 8 458 HGB., 85 EVO. Man Könnte geneigt 
ſein, dieſem Klaggrund die Vorſchrift der § 426 Abſ. 3 HGB., 
357 EO. entgegenzuhalten. Danach haftet der Abſender für die 
Richtigkeit und Vollſtändigkeit der in den Frachtbrief aufgenom⸗ 
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ſoweit ſtützt die Kl. mit der Behauptung, daß durch Aushändi⸗ 
gung an einen falſchen Empfänger ſeitens der Güterabfertigung 
B. der Verluſt des Frachtgutes herbeigeführt ſei, ihre Klage 
auf die 88 456, 457, 458 HGB., 88 84, 95 EV O.; unter- 
ſtützend will fie auch noch den 8 325 BGB. heranziehen. 

Das BG. kommt zur Abweiſung der Vertragsklage, weil 
von einem Verluſt des Gutes im vorliegenden Falle nicht die 
Rede ſein könne. Die Kl. habe zwar Ludwig K. als Käufer 
haben wollen, dabei aber gewußt, daß er den Käſe nicht weiter⸗ 
verkaufen konnte. Sie habe deshalb auf dem Frachtbriefe auch 
das ihr bekannte Geſchäftslokal der Firma Paul K. angegeben 
und mit dieſer, im Bewußtſein, daß ſie die Ware erhalten 
hätte, den weiteren Briefwechſel über die Abwicklung des Ge⸗ 
ſchäftes geführt, die Ablieferung an ſie alſo genehmigt. Der 
Schaden ſei denn auch nicht durch die Ablieferung an Paul K., 
ſondern durch deſſen Zahlungsunfähigkeit und durch das 
Nichtzuſtandekommen eines Vertrages mit Ludwig K. ver⸗ 
urſacht worden. Ob der Betrug des Leonhard K. durch den 
Verſuch der Ablieferung an Ludwig K. eher aufgedeckt worden 
wäre, ſei unerheblich. 

Dieſe Begründung iſt nicht frei von Rechtsirrtum. Die 
Kl. hatte die Sendung an Ludwig K. gerichtet, den ſie auf 
Grund ihrer Verhandlungen mit Leonhard K. als ihren Ver⸗ 
tragsgegner anſah. Ihre Kenntnis davon, daß Ludwig K. ein 
Bankbeamter iſt, der nicht mit Käſe handelt, rechtfertigte nicht 
den Schluß, daß ſie mit einer Auslieferung der Ware an Paul 
K., in deſſen Käſehandlung allerdings die Verwertung ſchließ⸗ 
lich erfolgen mußte, einverſtanden war. Ebenſowenig läßt ſich 
aus der Tatſache, daß ſich die Kl. mit Paul K., der die erſten 
Zahlungen für die Ware leiſtete, in einen Briefwechſel über die 
weitere Abwickelung des Geſchäfts eingelaſſen hat, ſchließen, 
daß die Kl. nachträglich die Aushändigung an Paul K. ge⸗ 
nehmigt hätte. Vielmehr war und blieb Paul K. eine aus dem 
Frachtvertrage zum Empfange der Sendung nicht berechtigte 
Perſon. Die Bekl. hat alſo die Wagenladung Käſe an eine 
andere Perſon als den beſtimmungsmäßigen Empfänger her⸗ 
ausgegeben. Dadurch iſt ein Verluſt der Ware im bahnrecht⸗ 
lichen Sinne eingetreten, für den die Bekl. nach 8 456 HGB., 
8 84 EVO. grundſätzlich haftet (vgl. RG. 94, 99/100; 103, 
147). Aus dieſem Grunde unterlag das BU. der Aufhebung. 

Eine endgültige Entſch, ift in der Sache zur Zeit jedoch 
nicht möglich. Es kann nämlich in Frage kommen, ob die 
Haftung der Bekl. für den Schaden, den die Kl. durch den Ver⸗ 
luſt des Frachtgutes bei der weiteren Abwicklung des Geſchäfts 
infolge des Betruges des Leonhard K. erlitten hat, nach den 
genannten geſetzlichen Beſtimmungen nicht dadurch ausge⸗ 
ſchloſſen wird, daß der Schaden durch ein Verſchulden der Kl. 
verurſacht worden iſt. Dafür laſſen ſich aus dem vom BG. 
feſtgeſtellten Sachverhalt ſehr beachtliche Anhaltspunkte ei 
nehmen. In Betracht kommt in dieſer Beziehung vor allem, 
daß die Kl. die Sendung mit der unrichtigen Wohnungsangabe 
Friederikaſtr. 102 verſehen hat, obgleich ihr bekannt war, daß 
ſich dort die Käſehandlung des Paul K. befand, und ſie des⸗ 
wegen, weil ſie deſſen Kreditwürdigkeit mißtraute, allen Anlaß 
gehabt hätte, ſich zu vergewiſſern, ob auch wirklich an gleicher 
Stelle ſich die Wohnung des Ludwig K. befand. 

Würde hiernach eine Haftung der Bekl. aus 8 456 HGB., 
884 EVO. entfallen, jo käme doch immer noch die allgemeine 


menen Angaben und Erklärungen und trägt alle Folgen, die aus 
unrichtigen, ungenauen oder ungenügenden Eintragungen ent⸗ 
ſpringen. 

Aber der 8 458 kann nach 8 471 nicht zum Vorteil der 
Eiſenbahn abgeändert werden, und die 8426 Abſ. 3 HGB., 8 57 
EVO. müſſen daher zurückſtehen. 

Unbedenklich kommt die Entſch. des Rechtsſtreits daher auf 
tatſächliche Fragen hinaus, zu denen auch noch die gehören dürfte, 
ob nach den beſonderen Umſtänden des Falles eine beglaubigte 
Vollmacht des Ludwig K. nicht nötig war, wie ja auch Kl. 
eine ſolche nicht verlangt hatte, und ob Leonhard K. auch den 
Leuten der Eiſenbahn eine gefälſchte Vollmacht vorgelegt haben 
würde, ſei es die bereits gegenüber der Kl. benutzte oder eine neu 
hergeſtellte, wenn ſie ihn aufgefordert hätten, ſich als Empfänger 
oder Bevollmächtigten auszuweiſen. Denn die Kl. würde der Berl. 
nach Treu und Glauben nicht zumuten können, an die Vollmacht 
des Leonhard K. ſtrengere Anforderungen zu ſtellen, als ſie ſelbſt 
es getan hat. 

IR. Dr. Schmidt⸗Ernſthauſen, Düſſeldorf. 

) JW. 1926, 1436. 
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Vertragshaftung der Betl. für ein Verſchulden der Eiſenbahn⸗ 
angeſtellten gem. 88 458, 469 HGB., 885, 100 EVO. in 
Frage. Sie könnte ſich daraus ergeben, daß der Ladeſchaffner 
in B., der den Käſe ausgehändigt hat, eine genügende Prüfung 
des Empfangsberechtigten unterlaſſen und im übrigen gegen 
881 Ab. 1 EVO. verſtoßen haben möchte. 

Müßte danach eine Verſchuldenshaftung der Bekl. ange⸗ 
nommen werden, ſo wäre weiter zu prüfen, ob nicht die An⸗ 
wendung des § 254 BGB. geboten wäre, wonach, wenn bei 
der Entſtehung des Schadens ein Verſchulden des Beſchädigten 
— hier der Kl. — mitgewirkt haben ſollte, die Verpflichtung 
zum Erſatze überhaupt ſowie der Umfang des zu leiſtenden 
Erſatzes von den Umſtänden, insbeſondere davon abhängt, in⸗ 
wieweit der Schaden vorwiegend von dem einen oder dem 
anderen Teile verurſacht worden iſt. Hierfür werden die in 
RG. 103, 150; 112, 284 ff.!) entwickelten Grundſätze maß⸗ 
gebend ſein können. 

(U. v. 6. Juni 1928; 120/281. — Hamburg.) [Ka.] 


2. 88 30, 31, 89 BGB.; R Bahn G. v. 30. Aug. 
1924. Der Vorſteher einer Eiſenbahnſtation iſt 
verfaſſungsmäßig berufener Vertreter des 
Eiſenbahnfiskus; fällt ihm bei Ausübung ſei⸗ 
nes Dienſtes ein Verſchulden zur Laſt, ſo haftet 
die Reichsbahn trotz forgfältiger Auswahl. 

Die Frage, ob der Vorſteher einer Eiſenbahnſtation ver⸗ 
faſſungsmäßig berufener Vertreter des Eiſenbahnfiskus iſt, 
hat das RG. für die ehemaligen preuß. und preuß.-heii. 
Eiſenbahnen, ſoweit es ſich um die Verwaltung von Eiſen⸗ 
bahngrundſtücken handelt, verneint. Im Anſchluſſe an die 
Entſch. RG. 53, 276 wurde angenommen, daß als ver⸗ 
faſſungsmäßig berufener Vertreter nur derjenige gelten könne, 
welcher zur Tätigkeit innerhalb eines Geſchäftsbereichs durch 
die Satzung der Körperſchaft, bei dem Staat und anderen 
öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften durch die ihre Verwaltungs⸗ 
organiſation regelnden Beſtimmungen, berufen ſei. Dieſes 
Merkmal wurde bei dem Stationsvorſteher, inſoweit es ſich 
um die Erhaltung der Eiſenbahngrundſtücke in verkehrsſicherem 
Zuſtand handele, vermißt, weil nach der Verwaltungsordnung 
für die Staatseiſenbahnen v. 15. Dez. 1894 (Pr&GS. 1895, 
11 ff.) und der auf ihrer Grundlage vom Miniſter der öffent⸗ 
lichen Arbeiten erlaſſenen Geſchäftsanweiſungen (EiſenbVoO⸗ 
Bl. 1895, 37, 49, 54, 57, 60, 63, 68) die Erhaltung und 
Verwaltung des Grundeigentums des Eiſenbahnfiskus den 
Vorſtänden der Eiſenbahnbetriebsinſpektionen übertragen ſei 
und der Stationsvorſteher ſeinen Auftrag zur Erhaltung des 
Grundeigentums in verkehrsſicherem Zuſtand nicht von jenen 
Geſchäftsanweiſungen, ſondern nur von dem zuſtändigen Vor⸗ 
ſtand der Betriebsinſpektion ableiten könne. Infolgedeſſen 
wurde in Fällen, welche dem vorliegenden ähnlich gelagert 
waren, der Entlaſtungsbeweis aus 8 831 BGB. für Scha⸗ 
denszufügungen ſeitens des Stationsvorſtehers in feſter Rſpr. 
zugelaſſen (vgl. Urt. v. 5. Okt. 1903, VI 76/03, abgedruckt in 
Egers eiſenbahnrechtlichen Entſcheidungen Bd. 20 S. 253 und 
in JW. 1903, 117280; ferner die Urteile Warngſpr. 1917 
Nr. 242; 1919 Nr. 89). 

An der obigen Begriffsbeſtimmung des verfaſſungsmäßig 
berufenen Vertreters iſt zwar grundſätzlich feſtzuhalten. Die 
Frage, ob der Vorſteher einer Eiſenbahnſtation für die Ver⸗ 
kehrsſicherheit von Eiſenbahngrundſtücken als verfaſſungs⸗ 
mäßig berufener Vertreter verantwortlich iſt, bedarf aber für 
die hier beklagte, durch das RBahncG. v. 30. Aug. 1924 
(RG Bl. II, 272) ins Leben gerufene Deutſche Reichsbahn⸗ 
geſellſchaft einer erneuten Prüfung. Die dem NBahn®. als 
Anlage beigegebene „Satzung der Deutſchen Reichsbahngeſell⸗ 
ſchaft“ gibt in 8 20 Abſ. 2 dem Vorſtande die Befugnis, mit 
Genehmigung des Verwaltungsrats eine „Geſchäftsordnung“ 
feſtzuſetzen. Dieſe iſt unter dem 1. Okt. 1924 erlaſſen und nach 
Genehmigung des Verwaltungsrats in Nr. 291 des Reichs⸗ 
anzeigers v. 10. Dez. 1924 und in Nr. 49 des Reichsmini⸗ 
ſterialblatts v. 12. Dez. 1924 veröffentlicht (vgl. Sarter⸗ 
Kittel, Die Deutſche Reichsbahngeſellſchaft, 2. Aufl. S. 302). 
Sie überträgt unter Nr. 17 die Ausführung des örtlichen 
Dienſtes den „Dienſtſtellen“, denen unter Nr. 20 e, 22 inner⸗ 
halb ihrer Zuſtändigkeit auch die Befugnis zur außergericht⸗ 
lichen Vertretung der Geſellſchaft beigelegt iſt; dieſe Befugnis 
wird vom Leiter der Dienſtſtelle und feinem Vertreter aus⸗ 


2318 


geübt. Zur Überwachung der Dienſtſtellen find nach Nr. 17 
Amter (Inſpektionen uſw.) eingerichtet. Außerdem läßt Nr. 18 
der Geſchäftsordnung die beſtehenden Beſtimmungen über den 
Geſchäftskreis der Reichsbahndirektionen, des Eiſenbahnzentral⸗ 
amts, der zentralen Amter, der Oberbetriebsleitungen und der 
unter ihnen arbeitenden Stellen bis auf weiteres in Kraft. 
Zu dieſen in Kraft gelaſſenen Organiſationsbeſtimmungen ge⸗ 
hören nach der vom Senate eingeholten Auskunft des Reichs⸗ 
verkehrsminiſters die v. 1. Mai 1924 ab gültigen, von der 
Reichsbahndirektion Dresden unter dem 5. April 1924 er⸗ 
laſſenen „Dienſtvorſchriften für die Stationen“ (abgekürzt 
„Stat.“) und „Geſchäftsanweiſung für die Bauämter“ („Ba.“). 

Nach den genannten Beſtimmungen der Geſchäftsordnung 
müſſen nun aber die ordentlichen und ſtellvertretenden Leiter 
der „Dienſtſtellen“, zu denen Bahnhöfe, Bahnmeiſtereien, 
Güterabfertigungen uſw. gehören (Sarter⸗Kittel a. a. O. 
S. 52), für die Ausführung des örtlichen Dienſtes als ver⸗ 
faſſungsmäßig berufene Vertreter der Bekl. angeſehen wer⸗ 
den. Denn abgeſehen von der ihnen eingeräumten Selb⸗ 
ſtändigkeit, die allein nicht entſcheidend wäre (RG. 74, 211) ), 
beruht ihre Zuſtändigkeit zur Ausführung des örtlichen Dien⸗ 
ſtes unmittelbar auf der Geſchäftsordnung, nicht auf dem 
Auftrage eines vorgeſetzten „Amtes“; die Amter haben die 
Dienſtſtellen nur zu überwachen. Fraglich kann nur ſein, was 
zum „örtlichen Dienſt“ gerechnet und wie dieſer auf die ein⸗ 
zelnen Dienſtſtellen verteilt wird. In beiderlei Hinſicht mögen 
für die Geſchäftsbereiche der einzelnen Eiſenbahndirektionen 
Verſchiedenheiten beſtehen. Trotzdem bleibt aber der ordent⸗ 
liche und ſtellvertretende Leiter einer „Dienſtſtelle“ für die 
Ausführung des ihm übertragenen örtlichen Dienſtes kraft 
Nr. 17 der Geſchäftsordnung ein „verfaſſungsmäßig berufener 
Vertreter“ i. S. der SS 30, 31, 89 BGB., er iſt inſoweit nicht 
nur „zu einer Verrichtung beſtellt“ i. S. des $ 831 BGB. Es 
iſt daher für die Entſcheidung des vorliegenden Falles un⸗ 
erheblich, daß die Eiſenbahndirektion D. ähnlich, wie es früher 
bei den preuß. Eiſenbahnbetriebsinſpektionen der Fall war, 
für die Verwaltung des Bahngrundbeſitzes im allgemeinen, 


1) JW. 1910, 799. 
Zu 3. A. Anm. Prof. Pappenheim, ebenda. 


B. I. Der Schlußſatz der Note Pappenheims a. a. O. 
wird dem Standpunkt des RG. nicht gerecht. Sowohl Pappen⸗ 
Gele wie das OLG. ſtehen im Banne der Lehre Leonhards 
Feſtgabe für Euneccerus 1913), der den objektiven Maßſtab 
des 8 276 derart mildert, daß nur die Sorgfaltspflicht nach einem 
typiſchen Maßſtab beurteilt werden ſoll, während die Frage, ob 
die Außerachtlaſſung der Sorgfalt verſchuldet iſt, nach den indivi⸗ 
duellen Verhältniſſen des Schuldners entſchieden werden ſoll. Der 
Angriff Leonhards fand vielſeitigen Beifall (vgl. Ennec- 
cerus I, 8 197 13; Siber bei Planck, 8276, 2bß aa, bb 
S. 220/21). Der vorliegende Tatbeſtand ſcheint mir beſonders ge⸗ 
eignet, den Gegenſatz der Anſchauungen zu verdeutlichen und ſeine 
Entſch. durch das RG. die Auffaſſung Leonhards zu miß⸗ 
billigen. 

1. Die Strandung des Schiffes iſt erfolgt, weil der Kapitän 
nicht diejenige Sorgfalt aufgewendet hat, die ein normaler, ordent⸗ 
licher und gewiſſenhafter Segelſchiffskapitän unter den obwaltenden 
Umſtänden hätte anwenden müſſen. Es ſteht aber feſt, daß der 
Kapitän alles getan hat, was er zu leiſten imſtande war; es 
fehlte ihm nicht an der Willensanſpannung, wohl aber an der Aus⸗ 
bildung und Erfahrung. Haftet er dennoch wegen Fahrläſſigkeit? 
Nach Leonhard und ſeinen Anhängern nicht, weil es unbillig 
wäre, ihn für körperliche oder geiſtige Mängel verantwortlich zu 
machen. Anders nur, wenn er ſich ſolchen Aufgaben freiwillig 
unterzog, obwohl er nicht die erforderlichen Fähigkeiten beſaß. 
Das OLG. ſtand offenbar auf dieſem Standpunkt, weil es aus⸗ 
führte, ein Verſchulden liege auch deshalb nicht vor, „weil er alle 
die Sorgfalt angewandt habe, welche von ihm bei den nautiſchen 
Erfahrungen, wie er ſie beſaß, verlangt werden konnte“. Hierauf 
bezieht ſich Pappenheims Schlußſatz, der ebenfalls ganz den 
Gedanken Leonhards folgt: „zum mindeſten darin wäre ein 
Verſchulden zu erblicken, daß er, obwohl noch unerfahren und nur 
mit der Oſtſeefahrt bekannt, eine zudem in beſonders gefährliches 
Wetter führende Nordſeereiſe übernahm“. 

2. Mit Recht bezeichnet das RG. dieſe Ausführungen als nicht 
frei von Rechtsirrtum. Denn ſie führen zu einem individuellen 
Maßſtab, während 8 276, wie ſich aus der Gegenüberſtellung mit 
8 277 ergibt, die im Verkehr erforderliche Sorgfalt ſchlechthin 
als objektiven Maßſtab aufgefaßt haben will. Folglich haftet der 
Kapitän ohne weiteres, mag er gewußt haben oder nicht haben 
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feine Erhaltung und nutzbringende Verwendung, insbes. feine 
Vermietung, in den 88 J, 2, 4 Nr. 15 ff. Ba. die Bauämter 
für zuſtändig erklärt hat. Denn jedenfalls rechnet die Eiſen⸗ 
bahndirektion die Pflicht, „die Gleiſe, Vorplätze, An⸗ und Ab⸗ 
fahrten, Bahnſteige, Ladeſtraßen uſw. gehörig rein zu halten, 
insbeſ. auch im Winter von Schnee und Eis zu ſäubern und, 
ſoweit nötig, zu beſtreuen“, zum örtlichen Dienſt und legt ſie 
in § 3 Nr. 11 Stat. den Stationen auf, falls ſie nicht den 
Bahnmeiſtereien, alſo anderen Dienſtſtellen, übertragen iſt. 
Für dieſen Dienſt waren daher der Vorſteher des Bahnhofs 
in N. und fein Stellvertreter nach 8 3 Nr. 11 Stat. i. Verb. 
mit Nr. 17 der Geſchäftsordnung verfaſſungsmäßig berufene 
Vertreter der Bekl. Fiel ihnen bei Ausübung dieſes Dienſtes 
ein Verſchulden zur Laſt, auf welches der Unfall des Kl. zu⸗ 
rückzuführen iſt, jo haftet dafür nach 88 31, 89 BGB. die 
Bekl., auch wenn ſie den Vorſteher und ſeinen Stellvertreter 
ſorgfältig ausgewählt hatte. 
(U. v. 5. Juli 1928; 116/28 VI. — Dresden.) [Sch.] 
3. 8 276 BG B. Die im Verkehr erforderliche 
Sorgfalt beſtimmt ſich nach dem objektiven Maß⸗ 
ſtabe. Wenngleich hiernach ein Kapftän ſich auf 
unzulängliche nautiſche Erfahrung nicht berufen 
kann, wird er doch von der Haftung für einen 
Schiffsunfall gegenüber dem Eigentümer frei, 
wonn dieſer den Kapitän in voller Kenntnis der 
Grenzen ſeines Könnens mit der Führung des 
Schiffes betraut hat. f) 
(uU. v. 14. Jan. 1928; 119/27 I. — Kiel.) 


Abgedr. JW. 1928, 104915, 


4. 88 831, 833 BG B. Der dem Tierhalter ob⸗ 
liegende Entlaſtungsbeweis verlangt auch den 
Nachweis, das Tier ſei infolge von Wildheit und 
Neigung zum Durchgehen nicht gefährlicher, als 
gleichartige Tiere es im allgemeinen ſind. Die 
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wiſſen können, daß ihm die erforderlichen nantiſchen Fähigkeiten 


fehlen. 
3. Leonhard und Gen glauben, daß die Praxis tatſächlich 
doch einen individuellen Maßſtab — wenn auch verſchleiert — an⸗ 


wende, indem ſie nach Berufsklaſſen, Alter und körperlichen oder 
geiſtigen Eigenſchaften immer mehr individualiſierte Gruppen von 
Perſonen bilde, für die jeweils ein beſonderer „allgemeiner“ 
Maßſtab gelten ſolle. Unſer Urteil zeigt, daß dem nicht ſo iſt. 
Gewiß läßt die Praxis „die Anſchauungen eines gewiſſen engeren 
Verkehrskreiſes und die typiſchen Eigenſchaften der einem ſolchen 
beſtimmten Verkehrskreiſe angehörenden Gruppe von Menſchen 
nicht außer acht“, aber das RG. lehnt es ab, innerhalb ſolcher 
Gruppe durch Berüchſichtigung beſonderer Eigenſchaften noch kleinere 
Kreiſe zu buden. Denn durch Hinzuziehung ſubjektiver Momente 
darf der objektive Maßſtab nicht verſchoben werden. 

4. Man wirft der h. L. vor, ſie ſei ungerecht und führe zu 
einer willkürlichen Verurſachungshaftung, Zum erſten Vorwurf iſt 
zu ſagen, daß es ſich im Privatrecht doch nicht um Schuld und 
Sühne handelt, ſondern um den gerechten Ausgleich ſich wider⸗ 
ſtreitender Intereſſen! Der zweite Vorwurf trifft aber die Gegner 
genau ebenſo. Denn ihr Hintertürchen der Gewährübernahme für 
die Fähigkeit oder der Fahrläſſigkeit bei Eingehung der Ver⸗ 
pflichtung führt entweder zu Unterſtellungen von gar nicht ver⸗ 
abredeter Garantie oder ebenfalls zur Verurſachungshaftung. Neh⸗ 
men wir unſeren Fall: in dem Bewerbungsſchreiben des Kapitäns 
lag keine Garantie für die Fähigkeiten einer Nordſeeſchiffahrt. 
Fahrläſſigkeit des Kapitäns bei Übernahme der Verpflichtung lag 
aber nur vor, wenn er wiſſen mußte, daß er die nötigen Fähig⸗ 
keiten nicht beſaß. Woher aber ſollte er es wiſſen? Entweder ſteht 
man hier wieder vor der gleichen Schwierigkeit, die Fahrläſſig⸗ 
keit zu beſtimmen, oder man kommt zur reinſlen Veranlaſſungs⸗ 
haftung nach dem famoſen Satz von Enneccerus: „Wer ſich 
einem andern gegenüber zu einer Handlung verpflichtet, hat 
auch für das dazu erforderliche (11) Wiſſen und Können ein⸗ 
zuſtehen!“ 

II. Bedauerlich iſt, daß das RG. wieder einmal mit einer ſtill⸗ 
ſchweigenden Vereinbarung arbeitet, die re vera gar nicht getroffen 
wurde und deren Annahme unnötig war. Denn darin, daß der Kl. 
den Kapitän trotz Kenntnis ſeiner mangelnden Befähigung auf 
die gefährliche Reife ſchickte, lag ein mitwirkendes Verſchulden 
(8 254), das das Gericht als jo entſcheidend anſehen konnte, um 
jeden Anſpruch des Kl. abzulehnen. 

Prof. Dr. Heinrich Stoll, Tübingen. 
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Überwachung eines Kutſchers hat ſich nicht nur 
auf die techniſche Lenkung der Pferde zu er⸗ 
ſtrecken, ſondern auch auf die Vermeidung von 
Verkehrsgefahren. f) 

Nach den Feſtſtellungen des BG. iſt der Schaden, um 
den es ſich im vorliegenden Rechtsſtreit handelt, durch Haus⸗ 
tiere verurſacht worden, die dem Berufe und der Erwerbs⸗ 
tätigkeit des Bekl. als Tierhalters zu dienen beſtimmt ſind. 
Der Bekl. hat daher (§S 833 BGB.) den Entlaſtungsbeweis 
dafür zu führen, entweder, daß er bei der Beaufſichtigung 
der Tiere die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet hat, 
oder daß der Schaden auch bei Anwendung dieſer Sorgfalt 
entſtanden ſein würde. Inſofern einzelne Umſtände bei der 
Beurteilung der Frage, ob dieſe Sorgfalt beobachtet iſt, nicht 
aufgeklärt werden können, gereicht das zum Nachteil des 
Tierhalters. Dazu gehört auch die Beſchaffenheit des Tieres 
in Anſehung ſolcher Eigenſchaften, die es für den Verkehr ge⸗ 
fährlicher erſcheinen laſſen, als andere gleichwertige Tiere. 
Für das Nichtvorhandenſein der Eigenſchaft der Wildheit der 
Pferde und der Neigung zum Durchgehen iſt daher grundſätz⸗ 
lich der Tierhalter beweispflichtig (LZ. 1918, 1214; Gruch. 
62, 802; Recht 1919 Nr. 754). Hiergegen verſtößt das BG., 
wenn es annimmt, die Kl. habe die Beweispflicht, wenn ſie 
Umſtände behaupte, aus denen ſich die Notwendigkeit einer 
von der üblichen Sorgfaltspflicht abweichenden Aufſichtspflicht 
ergebe. Dabei wird die dem Tierhalter vom Geſetz auf⸗ 
erlegte Entlaſtungspflicht verkannt, die ſich auf den einzelnen 
Fall zu erſtrecken hat, und die es dem Tierhalter nicht ge⸗ 
ſtattet, ſich etwa auf die allgemeine Anführung zu beſchränken, 
daß Pferde regelmäßig nicht wild ſind und nicht zum Durch⸗ 
gehen neigen. Da das BG. die Entſcheidung auf die Annahme 
ſtützt, daß der der Kl. obliegende Beweis nicht erbracht ſei. 
konnte das Urteil ſchon aus dieſem Grunde nicht aufrecht⸗ 
erhalten werden. Denn es kann nicht zweifelhaft ſein, daß der 
Umfang der Aufſichtspflicht je nach der Eigenſchaft der in Be⸗ 
tracht kommenden Pferde ſehr verſchieden ſein kann. 

Dazu kommt folgendes: Überläßt der Tierhalter die Auf- 
ſicht über ein Tier einer anderen Perſon, ſo hat er nicht nur 
bei der Auswahl und Beaufſichtigung dieſer Perſon die im 
Verkehr erforderliche Sorgfalt zu beobachten; ſondern 8 833 
Satz 2 verlangt von ihm alles, was zur Sorgfalt bei der Be⸗ 
aufſichtigung des Tieres gehört (RGRKomm. 6. Aufl. 
Dem. 10 zu 8 833 S. 614, 615 und dort Angef.). Mag auch 
die Annahme der Rev., daß die bei Anſtellung des Kutſchers 
K. erforderliche Sorgfalt durch nicht zureichende Beſchaffung 
der erforderlichen Unterlagen verletzt ſei, zu weit gehen, fo 
kann doch die Ausführung des BG., das Fahren von Ge⸗ 
treideſäcken zur benachbarten Mühle auf ländlicher Chauſſee 
ſei eine derart einfache Verrichtung, daß eine beſondere Über⸗ 
wachung und Anweiſung nicht erforderlich ſei, nicht gebilligt 
werden. Es handelt ſich dabei nicht um die techniſche Lenkung 
der Pferde, ſondern um die Berückſichtigung der Belange des 
Verkehrs, deren Verletzung bei einem ſolchen Vorgang keines⸗ 
falls außerhalb des Bereichs der Möglichkeit lag. Das LG. 
ſtellte feſt, daß K. als Geſpannführer auf der Chauſſee noch 


Zu 4. Das RS. jagt: „Inſofern einzelne Umſtände bei der 
Frage, ob dieſe Sorgfalt beobachtet iſt, nicht geklärt werden können, 
gereicht das zum Nachteil des Tierhalters.“ Hier liegt praktifd) 
die Gefahr eines Kreisſchluſſes nahe, denn es fragt ſich praktiſch, 
welche Umftände noch zu klären ſind. Das RG. erklärt 
denn auch, daß der Tierhalter für das Nichtvorhandenſein der 
Eigenſchaft der Wildheit und der Neigung zum Durchgehen beweis⸗ 
pflichtig ſei. An ſich richtig, aber die Neigung zum Durchgehen hat 
ſchließlich jedes Pferd, das nicht zu den ſchweren Kaltblütern gehört. 
Selbſt dieſe würden unter Umſtanden durchgehen, wenn — ſie nur 
könnten. Ein einmaliges Scheuwerden mit daranſchließendem Durch⸗ 
gehen beweiſt noch nicht für eine „Neigung zum Durchgehen“. 
Es muß ſchon mehr hinzukommen (dauernde Heftigkeit, Nervoſität), 
das aber meiſtens leicht feſtzuſtellen iſt. Unter Umſtänden erkennt man 
den Verbrecher auf den erſten Blick. Der Tatbeſtand ſagt auch 
nicht, ob es ſich um junge oder ältere Pferde handelt und was die 
Veranlaſſung zum Durchgehen geweſen ift, ob ein normales mit dem 
Betriebe in regelmäßiger Wiederkehr verbundenes, wenn auch plötzlich 
und ſtark aujtretendes Geräuſch oder ein Ausnahmeereignis vorliegt. 
Zuzugeben iſt, daß es nichts beſagt, wenn bisher alles gut abgelaufen 
iſt. Doch iſt Vorausſetzung, daß es ſich nicht um ſehr viele Fuhren 
handeln darf, Warum das Fahren auf der Chauſſee beſonders ge⸗ 
fährlich ſein ſoll, iſt nur dann verſtändlich, weun man an den Kraft⸗ 
wagenverkehr denkt. Aus dem Urteil iſt hierüber nichts erſichtlich, 
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nicht verwendet worden war, als er vom Bekl. angeſtellt 
wurde; es ſtellte weiter ein Verſchulden des K. inſofern feſt, 
als dieſer die Pferde auf dem Hof der Mühle völlig unzweck⸗ 
mäßig — entgegen dem ſonſt üblichen Verfahren — aufttellte, 
die am Wagen vorhandene Bremſe nicht anzog und die 
Deichſelketten löſte ſowie das Kopfgeſchirr abnahm, ohne die 
Pferde gänzlich abzuſtrüngen oder fie ſtändig zu beobachten; 
es kam demnach zu dem Ergebnis, daß K. das Durchgehen der 
Pferde durch ſeine Fahrläſſigkeit verurſacht hat. Es iſt nicht 
erſichtlich, daß das BG. von dieſen Feſtſtellungen abweichen 
wollte. Wurde der Kutſcher, der bisher mit Pferden auf 
Chauſſeen noch nichts zu tun gehabt hatte, an einen Ort ge⸗ 
ſchickt, an dem ein Verkehr ſtattfand, der ſchon aus dem Be⸗ 
triebe des Mühlengewerbes ſich ergab, ſo war es Pflicht des 
Bekl., ihm Anweiſungen für ſein Verhalten an dieſem Orte 
zu erteilen; das war auch durch die Pflicht zur Beaufſich⸗ 
tigung der Pferde geboten. Das BG. wird zu prüfen haben, 
ob es bei Erfüllung dieſer Pflicht nach dem regelmäßigen 
Verlauf der Dinge nicht zu dem fahrläſſigen Verhalten des 
K. gekommen ſein würde. Das BG. unterſtellt ſchließlich, daß 
K. erſt anfangs 1924 bei dem Bekl. eingetreten ſei; es meint 
aber, daß der Bekl., weil K. alle 8 bis 14 Tage Fuhren nach 
der Mühle ausgeführt habe, habe annehmen können, K. habe 
ſich die nötigen Fähigkeiten für dieſe einfache Verrichtung er⸗ 
worben, wenn er ſie bei dem Antritt des Dienſtes nicht ge⸗ 
habt habe. Dieſe Auffaſſung kann keinesfalls gebilligt wer⸗ 
den; ſie läuft allgemein auf eine Verneinung der Aufſichts⸗ 
pflicht des Bekl. hinaus; der Bekl. kann ſich nicht damit ent⸗ 
laſten, daß die Verletzung der Aufſichtspflicht noch nicht früher 
zu einem Unfall geführt hat. 

(U. v. 2. Juli 1928; 13/28 VI. — Hamburg.) Sch.] 


5. §8 839, 823 BG B. Die Provinz als Straßen⸗ 
eigentümerin iſt zur Aufſtellung von Warnung 
zeichen an gefährlichen Stellen nicht verpflich- 
tet; dieſe Verpflichtung trifft vielmehr nur den 
Staat, der für die eine Amtspflichtverletzung 
ſeiner Beamten darſtellende Unterlaſſung der 
Anbringung ſolcher Warnungszeichen dem da⸗ 
durch Geſchädigten gegenüber allein aufzu⸗ 
kommen hat. 

Die Entſcheidung über den Klageantrag hängt von der 
Frage ab, ob die Kl. vom Provinzialverband der Provinz H., 
mithin auf andere Weiſe als vom beklagten preuß. Staat, Er⸗ 
ſatz ihres Schadens zu erlangen vermögen ($ 839 Abſ. 1 Satz 2 
BGB.). Zutreffend unterſcheidet das BG. hier zwiſchen einer 
Haftung der Provinz, die gemäß § 823 BGB. daraus her⸗ 
geleitet wird, daß fie die ihr als Eigentümerin einer dem 
öffentlichen Verkehr gewidmeten Sache obliegenden Pflichten 
verletzt habe, und einer ſolchen Haftung, die auf die Ver⸗ 
letzung einer der Provinz lediglich wegen ihrer öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Wegebaulaſt obliegenden Verpflichtung geſtützt wird. 
In letzterem Falle geht eine etwaige Schadenserſatzpflicht der 
Provinz auf Art. 131 RVerf. i. Verb. m. §1 PrStaatshaftG. 
v. 1. Aug. 1909 zurück. Sie beruht alſo auf demſelben Rechts⸗ 


es verfolgt vielmehr Gedankengänge, die hiervon abführen. Der 
Kutſcher ſoll ferner das Gefährt unzweckmäßig aufgeſtellt haben, aber 
dieſe Unzwechmäßigkeit iſt doch nur relativ. Das Fuhrwerk kann 
unzweckmäßig aufgeſtellt ſein für das Abladen oder das Abfahren 
oder inſofern, als das Durchgehen erleichtert wird. Was nun zu⸗ 
trifft, iſt nicht zu erſehen. Es läßt ſich daher auch nicht ſagen, ob 
die Feſtſtellung der unzwecknäßigen Aufſtellung von Belang it. Das 
Nichtanziehen der Bremſe und das anſcheinend bloß halbſeitige Ab⸗ 
ſchirren, find nur dann fahrläſſige Handlungen, wenn die Pferde 
eben „Neigung zum Durchgehen“ hatten; ſelbſtändige Bedeutung 
haben alle dieſe Dinge nicht. Nichts ſagt das Urteil, ob der Führer 
ein ausgebildeter Kutſcher oder ein unerfahrener Neuling war. Nur 
im letzten Falle waren beſondere Ermahnungen und Anleitungen 
zur Vorſicht angebracht. Eine Übertreibung iſt es m. E., zu jagen, 
es laufe auf eine Verneinung der Aufſichtspflicht hinaus, der Tier⸗ 
halter habe dem Kutſcher die nötigen Fähigkeiten zutrauen dürfen, 
weil dieſer alle 8—14 Tage Fuhren nach der Mühle machte. 


Insgeſamt habe ich gegen das Urteil zwei Bedenken. Einmal 
ſcheint mir die Neigung vorzuliegen, die an ſich dem Tierhalter 
obliegende Beweislaſt umfänglich zu überſpannen, ſodann ſcheinen 
mir verſchiedene Tatumſtände nicht zutreffend gewürdigt zu ſein, 
wenn man die abgedruckte Darſtellung als erſchöpfend unterſtellt. 

Geh. IR. Prof. Dr. Krückmann, Münſter i. W. 
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grunde wie die des Bekl. und ſteht daher deſſen Inanſpruch⸗ 
nahme nicht entgegen. Gegen die Provinz H. wird nur der 
Vorwurf erhoben, die Anbringung von Warnungstafeln an 
der Unfallſtelle ſchuldhafterweiſe verſäumt zu haben. Nach 
dem einſchlägigen Wegerecht hat die Provinz als Wegebau⸗ 
pflichtige auf der Chauſſee, bei deren Kreuzung der Ehemann 
und Vater der Kl. tödlich verunglückt iſt, Warnungstafeln an⸗ 
zulegen und zu unterhalten. Eine Verletzung dieſer Pflicht 
reicht jedoch nach dem Geſagten nicht aus, um eine Haftung 
der Provinz zu begründen, die der des Bekl. vorginge. Hierzu 
wäre erforderlich, daß die Provinz für die Anbringung von 
Warnungstafeln auch kraft der ihr obliegenden bürgerlich⸗ 
rechtlichen Verkehrspflichten hätte ſorgen müſſen. Das hat das 
BG. aus folgenden Erwägungen verneint: 

Als Eigentümer der Chauſſee habe die Provinz die Ver⸗ 
pflichtung, den Verkehr auf der Chauſſee zu ſichern. Hierzu 
gehöre die Sicherung des Verkehrs vor Gefahren, die ſich aus 
der Benutzung der Landſtraße als ſolcher ergäben. Dieſe Ver⸗ 
kehrsſicherungspflicht umfaſſe im einzelnen die Inſtandhaltung 
des Pflaſters oder ſonſtigen Belags, die Anbringung von Ge⸗ 
ländern oder ſonſtigen Verwahrungen an Brücken und Ab⸗ 
hängen, Beleuchtung bei Dunkelheit, Beſtreuung bei Glätte, 
auch die Anordnung von Sicherungsmaßregeln bei Vornahme 
öffentlicher Arbeiten auf den Straßen. Dagegen könne dieſe 
Verkehrspflicht des Eigentümers nicht ohne weiteres auch auf 
das Tun und Treiben der auf der Straße Verkehrenden er⸗ 
ſtreckt werden, ſoweit damit eine Gefährdung des übrigen Ver⸗ 
kehrs verbunden ſei. Danach falle unter die Verkehrsſiche⸗ 
rungspflicht nicht die Verpflichtung zur Anbringung und 
Unterhaltung der Warnungstafeln. Eine ſolche Verpflichtung 
ergebe ſich nicht aus der baulichen Eigenart der Straße, ſon⸗ 
dern aus der den Kraftfahrzeugen eigentümlichen Art, die 
Straße zu benutzen. Die Provinz habe demnach nicht als 
Eigentümerin, ſondern als Wegebaupflichtige die Warnungs⸗ 
tafeln zur Regelung des Verkehrs auf der Landſtraße anzu⸗ 
bringen. 

Dieſe Ausführungen, denen im Ergebnis beizupflichten 
iſt, knüpfen an die vom BG. auch genannte Entſch. des 6. 3. 
des RG. v. 6. Juli 1911 (JW. 1911, 75917) an. Der dort 
behandelte Fall lag zwar tatſächlich anders als der gegen⸗ 
wärtige. Damals hat das RG. nur die Pflicht des Eigen⸗ 
tümers verneint, dem Fahren mit Rennſchlitten auf der von 
ihm dem Verkehr gewidmeten Straße entgegenzutreten. Gleich⸗ 
wohl aber führt der rechtliche Grundgedanke des bezeichneten 
Urteils, den es dahin gefaßt hat, daß bei der Verkehrspflicht 
zur Straßenunterhaltung im weſentlichen an die Erhaltung 
des Straßenkörpers in verkehrsſicherem Zuſtande gedacht ſei, 
auch dazu, eine privatrechtliche Verpflichtung des Straßen⸗ 
eigentümers zur Errichtung von Warnungstafeln abzulehnen. 

Die bürgerlich⸗rechtliche Verkehrspflicht deſſen, der eine 
Straße zum öffentlichen Verkehr beſtimmt und einrichtet, für 
ihre ordnungsmäßige und betriebsſichere Herſtellung und In⸗ 
ſtandhaltung zu ſorgen, ergibt ſich daraus, daß er über die 
Sache, das Straßengrundſtück, unmittelbar verfügt. Dieſe 
ſeine Verfügungsgewalt muß er ſo handhaben, daß ſich der 
Verkehr, dem er das Grundſtück überlaſſen hat, gefahrlos ab⸗ 
wickeln kann. Anders ſteht es dagegen mit den auf der Straße 
verkehrenden Perſonen. Ihr Verhalten kann der Eigentümer 
des Straßengrundſtücks nicht regeln, da ſie ſeinen Anord⸗ 
nungen zu folgen nicht verpflichtet ſind. Für Gefährdungen, 
die daraus entſtehen, darf er, da ſie außerhalb ſeines Macht⸗ 
bereichs liegen, nicht verantwortlich gemacht werden. Es fragt 
ſich deshalb, zu welchem Bereich das Aufſtellen von War⸗ 
nungstafeln gehört, ob zu dem ſachlichen oder zu dem per⸗ 
ſönlichen. Außerlich betrachtet könnte man ſie dem erſteren zu⸗ 
rechnen, da ſie als körperliche Gegenſtände einen Teil des 
Straßenkörpers bilden. Nach dem Sprachgebrauch der han⸗ 
noverſchen Wegegeſetzgebung ſind ſie Zubehörungen der Chauſ⸗ 
ſee. Sie gehören alſo in gewiſſem Sinne zu den zur Be⸗ 
nutzung der Straße beſtimmten Einrichtungen, von denen RE. 
68, 365 und ebenſo 106, 342 geſagt wird, daß der Straßen⸗ 
eigentümer für ihren Zuſtand zivilrechtlich verantwortlich ſei. 
Trotzdem erleidet dieſer Satz auf die Errichtung und Unter⸗ 
haltung von Warnungstafeln für den Automobilverkehr keine 
Anwendung, da ihre eigentliche Bedeutung nicht durch ihre 
Verbindung mit dem Straßenkörper gekennzeichnet wird, ſon⸗ 
dern in ganz anderer Richtung liegt. Die Warnungstafeln, 
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die darauf hinweiſen, daß ein Weg die Chauſſee kreuzt, ſollen 
das Verhalten der dieſe benutzenden Kraftwagenführer beein⸗ 
fluſſen. Die über den Kraftfahrzeugverkehr erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften verlangen, daß bei ſolchen gefährlichen Stellen lang⸗ 
ſam gefahren wird. Die Befolgung dieſes Gebotes ſoll durch 
die Errichtung von Warnungstafeln geſichert werden. Sie 
ſtehen alſo mit Anordnungen polizeilicher Natur im engſten 
Zuſammenhange. Im Anſchluß an dieſe zielen ſie darauf ab, 
den auf der Straße ſich abwickelnden Verkehr zu regeln. Da⸗ 
gegen bezwecken ſie nicht, eine gefahrloſe Sachunterlage für 
dieſen Verkehr zu gewährleiſten. Nur deren Beſchaffung iſt 
aber nach dem oben Geſagten die Pflicht deſſen, der ſein 
Grundſtück dem öffentlichen Verkehr zur Verfügung ſtellt. 

In dieſem Zuſammenhange iſt deshalb der von der Rev. 
betonte Umſtand unerheblich, daß die fragliche Chauſſee auch 
dem Kraftwagenverkehr gewidmet ſei und deshalb Sicherheit 
gegen die mit ihm verbundenen Gefahren bieten müfſe. Es 
kommt hier darauf an, welche Maßnahmen gegen dieſe Ge⸗ 
fahr gerade der Eigentümer des Straßenkörpers kraft privat⸗ 
rechtlicher Verpflichtung treffen muß. Sie beſchränken ſich dar⸗ 
auf, daß die Straße als körperlicher Gegenſtand den Be⸗ 
anſpruchungen durch den Kraftwagenverkehr gewachſen iſt. Die 
Fürſorge für die ordnungsmäßige Abwicklung dieſes Ver⸗ 
kehrs im übrigen fällt nicht mehr in den Rahmen der von der 
Rſpr. anerkannten bürgerlich⸗ rechtlichen Verkehrspflichten. Die 
Beleuchtung der Straßen kann mit der Errichtung von War⸗ 
nungstafeln für den Automobilverkehr nicht in eine Linie ge⸗ 
ſtellt werden. Jene ſoll in erſter Linie bewirken, daß auch in 
der Dunkelheit eine etwaige gefahrdrohende Beſchaffenheit der 
Straße ſelbſt erkannt wird. Die Warnungstafeln, deren Feh⸗ 
len der Provinz zum Verſchulden angerechnet werden könnte, 
ſollen aber nicht hierauf hinweiſen, ſondern, wie bereits her⸗ 
vorgehoben, den Verkehr an der fraglichen Straßenkreuzung 
in ordnungsmäßige Bahnen lenken. 

Die danach gerechtfertigte Verneinung einer aus der Ver⸗ 
letzung privatrechtlicher Verkehrspflichten herzuleitenden Haf⸗ 
tung des Provinzialverbandes der Provinz H. läßt die Ver⸗ 
urteilung des Bekl. als begründet erſcheinen, ſo daß ſeine 
Rev. zurückgewieſen werden muß. 

(U. v. 13. Juli 1928; 49/28 III. — Celle.) [Sch.] 


6. VO. der Reichsregierung v. 20. Okt. 1925 
über die Anderung des Beſoldungsdienſtalters 
der Polizeibeamten beim Reichswaſſerſchutz. Die 
Warteſtandsbeamten nehmen an der Gehalts- 
verbeſſerung der aktiven Beamten nicht teil. 


Das BG. hat die Klage um deswillen abgewieſen, weil 
der Kl. als Wartegeldempfänger zu den am 1. März 1925 
bereits ausgeſchiedenen Polizeibeamten gehört habe und dieſe 
durch die VO. v. 20. Okt. 1925 von den vorgenommenen 
Gehaltserhöhungen ausgeſchloſſen worden ſeien. 

Die Rev. macht demgegenüber geltend, daß die Warte⸗ 
ſtandsbeamten nicht als „ausgeſchiedene“ Beamte im Sprach⸗ 
gebrauch der Geſetze anzuſehen ſeien und daß der Kl. daher 
an den Gehaltsverbeſſerungen der aktiven Beamten teilnehme. 

Die Auffaſſung der Rev. iſt nicht zutreffend. Die Rechts⸗ 
ſtellung der Warteſtandsbeamten entſpricht zwar in weſent⸗ 
lichen Punkten der Rechtsſtellung der im Dienſte befindlichen 
Beamten. Ein Unterſchied zwiſchen beiden Gruppen ergibt ſich 
aber gerade bei der geſetzlichen Regelung der ihnen zuſtehenden 
amtlichen Bezüge. Der aktive Beamte erhält „Gehalt“ nach 
Maßgabe der Beſoldungsordnung. Der Warteſtandsbeamte 
empfängt ein „Wartegeld“ auf Grund der 88 26 ff. RBeſoldG. 
Die Feſtſetzung des Wärtegeldes gemäß § 26 NBejold&. be⸗ 
deutet für den in den einſtweiligen Ruheſtand tretenden Be⸗ 
amten eine abſchließende Regelung der ihm zuſtehenden Be⸗ 
züge. Das Wartegeld wird auf der Grundlage des dem Be⸗ 
amten im Augenblick ſeines Ausſcheidens aus dem aktiven 
Dienſte zuſtehenden penſionsfähigen Dienſteinkommens feſt⸗ 
geſetzt. Damit iſt der Beamte mit ſeinen vermögensrechtlichen 
Anſprüchen abgefunden. Danach erſtrecken ſich Veränderungen 
in den Veſoldungsverhältniſſen der aktiven Beamten nicht 
ohne weiteres mit auf die Warteſtandsbeamten. Soll dies 
der Fall ſein, ſo bedarf es einer ausdrücklichen geſetzlichen 
Regelung. Von dieſem Rechtsſtandpunkt iſt denn auch die 
geſamte Beſoldungsgeſetzgebung des Reichs ſeit dem Bejold®. 
v. 30. April 1920 (RGBl. 805) ausgegangen. Es iſt ſtets 
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durch beſondere Vorſchrift feſtgelegt worden, ob und inwie⸗ 
weit die Wartegeldempfänger an Gehaltsverbeſſerungen der 
im Dienſte befindlichen Beamten teilnehmen ſollten. So durch 
§ 22 Abſ. 1 BeſoldG. v. 30. April 1920 i. Verb. m. $1 
Abſ. 2, 4 des Geſetzes betr. Ergänzung und Regelung von 
Bezügen der Ruhegehalts⸗ und Wartegeldempfänger 
ſowie der Hinterbliebenen (PenſionsergänzungsGG.) v. 21. Dez. 
1920 (RGBl. 2109); ferner durch die verſchiedenen Ergän⸗ 
zungen zum BeſoldungsG., z. B. Art. 4 und 5 der 6. Er⸗ 
gänzung v. 6. April 1922 (RED. I, 331), Art. 14 und 15 
der 9. Ergänzung v. 18. Juni 1923 (RGBl. I, 385), weiter⸗ 
hin durch Art. 11 der VO. über die 12. Ergänzung des Be⸗ 
ſoldG. v. 12. Dez. 1923 (RGBl. I, 1181) und ſchließlich 
durch § 25 des NBefold®. v. 16. Dez. 1927 (RG Bl. I, 349). 

Wenn die im einſtweiligen Ruheſtand befindlichen Be⸗ 
amten an den durch die VO. v. 20. Okt. 1925 vorgeſehenen 
Verbeſſerungen der Bezüge hätten teilnehmen ſollen, hätte es 
danach einer ausdrücklichen Vorſchrift bedurft. Eine ſolche iſt 
in der VO. nicht enthalten. Nach IV Abſ. 1 der VO. wird 
vielmehr nur das Beſoldungsdienſtalter der „am 1. März 
1925 vorhanden geweſenen Polizeibeamten beim Reichswaſſer⸗ 
ſchutz“ neu feſtgeſetzt. Dagegen finden nach IV Abſ. 4 die 
Vorſchriften der VO. auf die „vor dem 1. März 1925 aus⸗ 
geſchiedenen Polizeibeamten“ keine Anwendung. Unter „vor⸗ 
handen geweſenen“ können ſinngemäß nur die im aktiven 
Dienſte befindlichen Beamten angeſehen werden. Alle übrigen 
Beamten, alſo auch die im Warteſtand befindlichen, ſind als 
„ausgeſchieden“ i. S. des Abſ. 4 zu betrachten. Wenn das 
BG. unterjtügend noch den § 19 RBeſold G. heranzieht, der 
zwiſchen „aktiven“ und „aus dem Dienſte ausgeſchiedenen“ 
Reichsbeamten unterſcheidet, und aus ſeiner Faſſung folgert, 
daß die im einſtweiligen Ruheſtand befindlichen Reichsbeamten 
zu den aus dem Dienſte ausgeſchiedenen Beamten zu rechnen 
ſind, ſo iſt auch dieſe Erwägung nicht zu beanſtanden. 

Daß die vor dem 1. März 1925 in den einftweiligen 
Ruheſtand verſetzten Polizeibeamten beim Reichswaſſerſchutz 
in ihrer Geſamtheit von den durch die VO. v. 20. Okt. 1925 
geſchaffenen Verbeſſerungen der Bezüge ausgeſchloſſen wur⸗ 
den, unterliegt keinen rechtlichen Bedenken. Einen Anſpruch 
auf gleichartige Behandlung mit den aktiven Beamten hin⸗ 
ſichtlich ihrer Bezüge beſitzen die Warteſtandsbeamten nicht, 
da ſie nach dem oben Ausgeführten durch die Feſtſetzung ihres 
Wartegeldes bei der Verſetzung in den einſtweiligen Ruhe⸗ 
ſtand abſchließend abgefunden ſind. 

(U. v. 15. Mai 1928; 464/27 III. — Berlin.) [Sch.] 


7. 87 Abſ. 3 KraftfahrzG. Ob bei Beginn 
der Schwarzfahrt die erlaubte Benutzung bereits 
beendet war, wann eine Fahrtunterbrechung die 
völlige Inruheſetzung des Fahrzeuges und die 
Wiederaufnahme der Fahrt eine neue Inbetrieb⸗ 
ſetzung bildet, ift im weſentlichen Tatfrage. Das 
gilt auch für die neue Faſſung des 87. 

Die Ausführungen des angefochtenen Urteils gehen im 
weſentlichen dahin: Für den Unfall komme, da er ſich am 
8. Sept. 1922 ereignet habe, nicht die jetzige Faſſung des 
87 Abſ. 3 Kraftfahrz®., d. h. der Wortlaut v. 21. Juli 
1923 (RG Bl. I, 743), in Frage, ſondern die Faſſung nach 
dem Gef. v. 3. Mai 1909 (RGBl. 437), nach welcher der 
Halter von der Verpflichtung zum Schadenserſatz nur frei 
werde, wenn das Fahrzeug ohne ſein Wiſſen und ſeinen 
Willen von einem anderen in Betrieb geſetzt werde. Auf Grund 
dieſer Faſſung ſei der Bekl. nach den vorliegenden Umſtänden 
für die Folgen des bei der Schwarzfahrt ſeines Kraftwagen⸗ 
führers R. entſtandenen Unfalls nicht verantwortlich zu 
machen. Die Schwarzfahrt ſei nicht eine Fortſetzung der mit 
Wiſſen und Willen des Bekl. unternommenen urfprünglichen 
Reiſe geweſen. Vielmehr habe zwiſchen dem Befehl des Bekl. 
an R., zur Garage zu fahren, und dem Eintritt des Unfalls 
ein Zeitraum von über zwei Stunden gelegen. Zu dieſer Zeit 
ſei die urſprüngliche Reiſe bereits beendet und der Kraft⸗ 
wagen durch R. neu in Betrieb geſetzt geweſen, ſo daß die 
Haftung des Bekl. aus 8 7 a. a. O. entfalle. 

Dieſe Ausführungen ſind nicht frei von Rechtsirrtum, 
ſie verkennen die Auslegung, welche das RG. in ſtändiger 
Rſpr. dem in § 7 Abſ. 3 Kraftfahrz G. i. d. Faſſ. v. 3. Mai 
1909 enthaltenen Begriff der „Inbetriebſetzung“ gegeben hat. 
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Danach „ſtellt eine Abweichung von dem vorgeſchriebenen oder 
durch den Auftrag von ſelbſt gegebenen Wege, die der Kraft⸗ 
wagenführer nach der vom Halter gewollten oder jedenfalls 
nicht gegen deſſen Willen erfolgten Inbetriebſetzung des Fahr⸗ 
zeuges eintreten läßt, eine neue Inbetriebſetzung an ſich nicht 
dar; vielmehr handelt es ſich hierbei nur um eine Fortſetzung 
und Ausdehnung derſelben Betriebstätigkeit des Wagens 
außerhalb der vorgeſchriebenen Weglinie. Hieran wird auch 
dadurch nichts geändert, daß die Betriebstätigkeit etwa durch 
den Aufenthalt des Kraftwagenführers in Wirtſchaften oder 
zu Geſchäfts⸗ oder Privatbeſuchen Unterbrechungen erfährt, es 
ſei denn, daß die Unterbrechung eine vollſtändige Inruhe⸗ 
ſetzung, eine Beendigung der Reiſe bedeutet“. Ob dies der 
Fall iſt, entſcheidet ſich — wie das angefochtene Urteil inſo⸗ 
weit zutreffend ausgeführt — nach den Umſtänden des ein⸗ 
zelnen Falles. „Feſte, allgemein gültige Grundſätze laſſen 
ſich darüber, unter welchen Vorausſetzungen die Fahrtunter⸗ 
brechung eine völlige Inruheſetzung des Fahrzeuges und die 
Wiederaufnahme der Fahrt eine neue Inbetriebſetzung“ bildet, 
nicht aufſtellen. Dies iſt im weſentlichen Tatfrage. Keinesfalls 
iſt aber — entgegen der Annahme des BG. — für die Frage, 
ob eine völlige Inruheſetzung des Fahrzeuges, eine Beendi⸗ 
gung der Fahrt, ſtattgefunden hat, entſcheidendes Gewicht 
darauf zu legen, ob die durch den Aufenthalt des Kraftwagen⸗ 
führers in Wirtſchaften oder zu Beſuchen hervorgerufene Unter⸗ 
brechung der Betriebstätigkeit wenige Minuten oder Stunden 
dauert. Denn „die Befreiung des Fahrzeughalters von der 
Haftung auf Grund des 87 Abſ. 3KraftfahrzG. a. F. tritt 
nicht bei einer Abweichung des Lenkers vom Willen des 
Halters überhaupt, ſondern nur dann ein, wenn die Inbetrieb⸗ 
ſetzung, die Unternehmung der Fahrt ohne Wiſſen und Willen 
des Halters, gegen deſſen Willen erfolgt iſt“. 

An dieſen in den RGeEntſch. 77, 3511); 79, 3152); 95, 
186°); Seuff Arch. 69, 174 und im Urt. v. 7. Juli 1919, 
VI 24/19, ausgeſprochenen Grundſätzen iſt feſtzuhalten. Von 
ihnen abzugehen beſteht auch mit Rückſicht auf die durch die 
Nov. v. 21. Juli 1923, RGBl. I, 743, dem Abſ. 3 Satz 1 
des § 7 KraftfahrzGG. gegebene engere Faſſung kein Anlaß und 
keine Möglichkeit, da der Unfall und damit der Schaden, deſſen 
Erſatz mit der gegenwärtigen Klage verlangt wird, unter der 
Herrſchaft des § 7 Abſ. 3 KraftfahrzG. in der urſprünglichen 
Faſſung v. 3. Mai 1909 eingetreten iſt. Hiernach kann das 
angefochtene Urteil mit der bisherigen Begründung nicht auf⸗ 
rechterhalten werden. Gegebenenfalls wird das BG. auch den 
von ihm bisher dahingeſtellt gelaſſenen Entlaſtungsbeweis des 
Bekl. prüfen müſſen, da der Bekl. für den von R. während 
der Dauer der Inbetriebſetzung des Fahrzeuges, alſo in Aus⸗ 
führung der Verrichtung, zu der er vom Bekl. beſtellt war, 
verurſachten Schaden nach $ 831 BGB. haftet, wenn er nicht 
nachzuweiſen vermag, daß er bei der Auswahl R.s zu den 
Verrichtungen eines Kraftwagenführers die im Verkehr er⸗ 
forderliche Sorgfalt beobachtet hat oder daß der Schaden auch 
bei Beobachtung dieſer Sorgfalt entſtanden ſein würde. An 
den von dem Bekl. zu führenden Entlaſtungsbeweis, der ſich 
auch auf angemeſſene Beaufſichtigung zu erſtrecken hat (RGR⸗ 
Komm., 6. Aufl., § 831, Erl. 5b), werden ſtrenge Anforde⸗ 
rungen zu ſtellen ſein, da die Rückſicht auf die Verkehrsſicher⸗ 
heit es gebietet, daß der Fahrzeughalter die größte Sorgfalt 
anwendet, um Schwarzfahrten zu verhüten, deshalb feinen 
Kraftwagen keinesfalls der Willkür des Führers zur Be⸗ 
nutzung preisgeben darf, vielmehr zur Verhütung ſolcher 
Fahrten alle Vorkehrungen treffen muß, die ihm nach den 
Umſtänden des einzelnen Falles billigerweiſe zugemutet wer⸗ 
den können. b 

(U. v. 24. Mai 1928; 544/27 VI. — Breslau.) Sch.] 

8. 8 779 BGB. Einfluß von Reiſen im ſelbſt⸗ 
geſteuerten Automobil auf die Verſicherungs⸗ 
anſprüche eines gegen Unfall Verſicherten. Vor⸗ 
ausſetzungen für die Unwirkſamkeit eines 
Vergleichs. 

1. Der Verſicherungsnehmer hat in dem Verſicherungs⸗ 
antrag v. 26. Sept. 1924 die Frage nach „Amt, Beruf, Ge⸗ 
werbe“ mit „Prokuriſt der F. Bank AktG.“ und die folgende 
über ſeine Tätigkeit im Geſchäft mit „Angeſtellter — Büro⸗ 
tätigkeit und Stadtgeſchäft“ beantwortet. Im Jahre 1926 iſt 
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er Geſchäftsführer der „S. V. V. AktG.“ geworden, und mußte 
in dieſer Eigenſchaft den ihm zur Verfügung ſtehenden Kraft⸗ 
wagen lenken. Eine Anzeige hiervon hat er der Bekl. nicht 
gemacht. Nach § 411 Allg VerſBed. ſind Anderungen in der 
Berufstätigkeit oder Beſchäftigung des Verſicherten unverzüg⸗ 
lich anzuzeigen. Die Unterlaſſung der Anzeige von einer An⸗ 
derung in der Berufstätigkeit oder Beſchäftigung hat nicht den 
Verluſt des Verſicherungsanſpruchs zur Folge, ſondern die 
Geſellſchaft haftet für die Dauer eines Monats von dem 
Zeitpunkt an, an dem die Anzeige ihr hätte zugehen müſſen, 
für die erhöhte Gefahr im vollen Umfang; tritt nach Ab⸗ 
lauf dieſer Zeit ein Verſicherungsfall ein, ſo bemeſſen ſich die 
Leiſtungen der Geſellſchaft nach den im Verhältnis der neuer⸗ 
dings erforderlichen zu der bisherigen Prämie herabgeſetzten 
Verſicherungsſummen. Die Bekl. iſt der Anſicht, daß auf 
Grund dieſer Vorſchrift die von ihr zu zahlende Entſchädigung 
auf 5000 % herabzuſetzen ſei, das BG. hat die Herabſetzung 
aber abgelehnt, weil eine Anderung in der Berufstätigkeit des 
Verſicherungsnehmers nicht vorliege, und die Beſchäftigung als 
Geſchäftsführer bei der S.⸗AktGG. nicht weſentlich verſchieden 
ſei von der eines Prokuriſten der F. Bank. Gegen dieſe An⸗ 
nahme wendet ſich die Rev. Sie meint, bei der Begriffsbeſtim⸗ 
mung des Wortes Berufstätigkeit komme es weniger auf die 
Art des Berufs als die der Betätigung an, das BG. verkenne 
aber auch den Begriff der Beſchäftigung. Dieſe habe ſich in⸗ 
folge des Übertritt3 des Verſicherten zur „S.“ geändert, weil 
er ſeitdem weite Fahrten über Land gemacht und den Land⸗ 
bezirk bearbeitet habe. Die Annahme des BG., daß eine Ande⸗ 
rung der Berufstätigkeit nicht gegeben ſei, iſt nicht widerlegt. 
Die berufliche Tätigteit des Verſicherten beſtand auch nach 
ſeinem Übertritt zur S. neben Büroarbeiten in dem Auf⸗ 
ſuchen und Werben von Kunden, die Tätigkeit wurde ihrer 
Art nach nicht dadurch berührt, daß die Burotätigkeit in den 
Hintergrund trat und ſtatt ſtädtiſcher Kundſchaft nunmehr 
ländliche bearbeitet wurde. Dagegen kann eine Anderung der 
Beſchäftigung vielleicht darin gefunden werden, daß der 
Verſicherte in ſeiner neuen Stellung einen Kraftwagen 
zu lenken bekam. Die Gefahrerhöhung durch Lenken von 
Kraftwagen iſt aber in den Verſicherungsbedingungen beſon⸗ 
ders und abſchließend geregelt. Übt der Verſicherte nach Ab⸗ 
ſchluß des Vertrags dieſe Tätigkeit aus, ſo fällt auch dieſes 
Riſiko unter den Verſicherungsſchutz. Der Verſicherungsneh⸗ 
mer muß aber auf Aufforderung der Geſellſchaft innerhalb 
eines Monats nach Empfang der Aufforderung dieſes Riſiko 
anzeigen und die Mehrprämie entrichten; unterläßt er die 
friſtgemäße Anzeige, ſo kommt der Verſicherungsſchutz für 
dieſes Riſiko in Wegfall (8 4 II 2 Verſ Bed.). Danach muß 
die Verſicherungsgeſellſchaft das Riſiko des Kraftwagen⸗ 
lenkers voll tragen, wenn der Verſicherungsfall — wie hier — 
vor Ablauf der für die Anzeige beſtimmten Friſt eintritt; fie 
kann ſich nicht darauf berufen, daß ſie nur beſchränkt für 
dieſes Riſiko hafte, weil der Verſicherte keine Nachricht von 
der in der Führung eines Kraftwagens etwa liegenden An⸗ 
derung der Beſchäftigung (§ 41 1b VerſBed.) gegeben hat. 

2. Das BG. geht davon aus, daß die Parteien einen 
Vergleich geſchloſſen haben, demzufolge die Kl. gegen Zah⸗ 
lung von 5000 46 auf weitergehende Anſprüche aus der Ver⸗ 
ſicherung verzichtet habe. Es hält den Vergleich aber auf 
Grund des 8 % BGB. für unwirkſam, weil die Parteien 
irrtümlich davon ausgegangen ſeien, daß die Friſt von einem 
Monat nach der Aufforderung der Geſellſchaft zur Anzeige 
einer gefahrerhöhenden Tätigkeit des Verſicherten z. Z. des 
Unfalls bereits abgelaufen geweſen ſei (ſo daß ein Verſiche⸗ 
rungsſchutz wegen des Riſikos des Kraftwagenlenkers nicht 
mehr beſtanden habe), und führt weiter aus, ein Vergleich auf 
5000 % hätte nicht in Frage kommen können, wenn die Par⸗ 
teien gewußt hätten, daß die Friſt des § 4 II 2 VerſBed. nicht 
verſtrichen war, weil ſich die Mindeſtverpflichtung der Bekl. 
auf 5000 #6 belaufen hätte. 

Dieſe Ausführungen ſind nicht von Rechtsirrtum frei. 
Nach 8 779 BGB. iſt ein Vergleich unwirkſam, wenn der 
nach ſeinem Inhalt als feſtſtehend zugrunde gelegte Sach⸗ 
verhalt der Wahrheit nicht entſpricht, und weiter der Streit 
oder die Ungewißheit, die die Parteien beſeitigen wollten, bei 
Kenntnis der Rechtslage nicht entſtanden wäre. Die Feſtſtel⸗ 
lung, daß ein für die Entſchließung der Parteien weſentlicher 
Teil des von ihnen zugrunde gelegten Sachverhalts der 


Wahrheit nicht entſprach, hat das BG. rechtlich einwandfrei 
getroffen. Die Urteilsgründe erklären ſich aber nicht über die 
zweite Vorausſetzung, daß der Streit oder die Ungewißheit 
bei Kenntnis der Sachlage nicht entſtanden ſein würde, ſon⸗ 
dern begnügen ſich mit der Bemerkung, daß bei Kenntnis der 
Sachlage das von den Parteien geſchloſſene Übereinkommen 
nicht in Frage gekommen wäre. Dieſe Erwägungen genügen 
nicht zur Begründung der Unwirkſamkeit des Vergleichs, viel⸗ 
mehr hätte noch geprüft werden müſſen, welchen Streit (oder 
welche Ungewißheit) die Parteien durch den Vergleich beſeiti⸗ 
gen wollten, und ob dieſer Streit (oder dieſe Ungewißheit) 
bei Kenntnis der Sachlage nicht entſtanden wäre. Denn in⸗ 
ſoweit der Streit (oder die Ungewißheit) auch bei Kenntnis 
der wahren Sachlage entſtanden wäre, würde ein Irrtum der 
Parteien über die Sachlage die Unwirkſamkeit des Vergleichs 
nicht zur Folge haben, auch wenn ſie ihn bei Kenntnis der 
Sachlage nicht geſchloſſen hätten. 

(U. v. 8. Juni 1928; 44/28 VII. — Frankfurt.) [fu] 


9. § 97 BVG; 88 242, 249 BGB. Automobil⸗ 
verſicherung. Eine Beftimmung in den VerſBed., 
nach welcher im Falle einer Beſchädigung des 
Automobils die erforderlichen Koſten zu er- 
ſetzen ſind, ſtellt für den Verſicherungsanſpruch 
nicht die Vorausſetzung auf, daß die Reparatur 
vorher von dem Geſchädigten auszuführen iſt. f) 

(U. v. 27. April 1928; 1/28 VII. — Berlin.) [Ku.] 


Abgedr. JW. 1928, 1744 25. 


Zu 9. Die Automobil⸗Kasko⸗Verſicherung, als Zweig der 
Schadensverſicherung, bezweckt den Erſatz des Vermögensnachteils, 
welcher durch den Verſicherungsfall dem Verſicherungsnehmer zu⸗ 
gefügt wird. Nach dem BGB. hat der Geſchädigte, wenn es fi) um 
Beſchädigung einer Sache handelt, die Wahl zwiſchen dem Anſpruch 
auf Wiederherſtellung und dem Anſpruch auf Gelderſatz. Nach $ 49 
VBG. hat der Verpflichtete, das iſt alſo der Verſicherer, den 
Schadenserſatz in Geld zu leiſten. 

Nach dem BGB. kann der Geſchädigte ganz nach Belieben 
verfahren. Er kann den Erſatzbetrag vereinnahmen, ohne eine 
Wiederherſtellung der geſchädigten Sache zu bewirken. Und mit 
diefer geſchädigten Sache kann er machen, was er will. Er kann ſie 
in dem beſchädigten Zuſtande benutzen, er kann ſie als altes Ge⸗ 
rümpel ſtehen lajjen, er kann fie veräußern. Er hat auch gar nicht 
einmal nötig, den Erſatzbetrag zum Ankauf eines anderen Gegen⸗ 
ſtandes gleicher Art zu verwenden. Was nach BGB. gilt, muß erſt 
recht Platz greifen innerhalb des Verſicherungsvertrages, bei 
welchem bekanntlich der Geſchädigte eine Prämie zu entrichten hat, 
um beim Verſicherungsfall Erſatz zu bekommen. Wenn man be⸗ 
denkt, daß in vielen Fällen der Verſicherungsnehmer die Wahl hat, 
ob er ſich an denjenigen halten will, der die Beſchadigung herbei⸗ 
geführt oder an die Verſicherungsgeſellſchaft, wenn man überlegt, 
daß im vorl. Fall der Kl. wohl auch denjenigen auf Erſatz belangen 
konnte, der den Unfall herbeigeführt hat, wenn man weiter er⸗ 
wägt, daß bei einem derartigen Vorgehen des Kl. dieſer innerhalb 
des Rahmens des BGB. mit dem erftrittenen Betrage hätte machen 
können was er will und daß der Anſpruch von keinen weiteren 
Vorausſetzungen abhängig war, als dem Nachweis, daß die ſchä⸗ 
digende Perſon hafte und daß der Anſpruch der Höhe nach gerecht⸗ 
fertigt ſei, ſo ſieht man ohne weiteres ein, daß erſt recht inner⸗ 
halb des Verſicherungsverhältniſſes ganz deutliche und klare Vor⸗ 
ſchriften hätten bereinbart ſein müſſen, wenn der für feine Leiſtung 
durch Prämie bezahlte Verſicherer, die Entrichtung der Geldſumme 
von ſolchen Vorausſetzungen abhängig machen könnte, wie ſie hier 
die bekl. Verſicherungsgeſellſchaft behauptet. 

Die Auffaſſung des R., welche den betreffenden Einwand 
der Verſicherungsgeſellſchaft für unrichtig erklärt, iſt daher richtig. 
Nicht bloß Zweckmäßigkeitserwägungen, wie fie das NG. anführt, 
ſondern nach den vorſtehenden Darlegungen auch die juriſtiſche Kon⸗ 
ſtrulttion ergibt die Hinfälligkeit der Einwendungen. 

Daß die Verſicherungsgeſellſchaft, welche die Verſicherungs⸗ 
bedingungen entwirft und über große Sachkenntnis verfügt, in 
den Verſicherungsbedingungen klare Beſtimmungen vereinbaren muß 
und daß eine Unklarheit gegen ſie auszulegen, iſt die ſtändige 
Rechtsauffaſſung. Hier iſt aber nicht eine einfache Unklarheit vor⸗ 
handen, hier würde vielmehr eine Auslegung im Sinne der bekl. 
Anführungen etwas ganz Ungewöhnliches als vereinbart hinſtellen. 
Dies wäre um ſo weniger gerechtfertigt, als die Beſtimmung, daß 
die Verſicherungsgeſellſchaft im Falle einer Beſchädigung die er⸗ 
forderlichen Wiederherſtellungskoſten vergüte, nichts anderes iſt, als 
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II. Verfahren. 


10. 88 519 Abs. 6, 519b 3 PO. Der Lauf der 
Nachweisfriſt wird durch das Konkursverfahren 
unterbrochen, nicht lediglich gehemmt. ) 

(u. v. 28. Oft. 1927; 79/27 III. — Hamm.) [Sch.] 


Abgedr. JW. 1928, 111%, 


p) Skrafſachen. 


Berichtet von Juſtizrat Dr. Drucker, Leipzig und 
Rechtsanwalt Dr. Alsberg, Berlin. 


11. Fahrläſſigkeit. Nimmt der oberſte Leiter 
eines Betriebes in einem Betriebszweig, mit 
deſſen beſonderer Leitung eine an ſich geeignete 
Perſon beauftragt iſt, eine Ordnungswidrig⸗ 
keit, die zu einem Unfall führen kann, ins⸗ 
beſondere einen Verſtoß gegen Unfallver⸗ 
hütungsvorſchriften, wahr, ſo iſt er neben dem 
beſonderen Beauftragten verpflichtet, nach Mög⸗ 
lichkeit für die Abſtellung der Ordnungswidrig⸗ 
keit und die Beſeitigung der Gefahr zu ſorgen, 


ein beſonderer Maßſtab zur Schätzung des Nachteils, welchen der 
Beſchädigte durch den Verſicherungsfall erlitten hat. Die Höhe des 
Vermögensnachteils, welcher dem Eigentümer einer Sache zugefügt 
wird, ſofern dieſe Sache von einer Beſchädigung betroffen wird, 
kann ermittelt werden, z. B. durch Gutachten eines Sachverſtän⸗ 
digen, welcher ſchäzt, wie groß der Wert der Sache im unbe⸗ 
fat dem Zuſtande war und wie viel geringer er jetzt iſt. Wenn 
tatt deſſen 1 5 werden ſoll, was die Wiederherſtellung der 
Sache an Koſten verurſacht, ſo liegt hier nur eine andere Art der 
Schadensermittlung vor. Irgendwelche ſonſtigen Vorausſetzungen 
ſind damit nicht gegeben. 

Wie das RG. im einzelnen ausführt, würde eine Verpflichtung 
des Geſchädigten, ſeinerſeits vorher die Beſchädigung reparieren zu 
laſſen, nicht bloß feine Verfügungsmöglichkeiten beſchränken, ſon⸗ 
dern ihn auch wirtſchaftlich erheblich belaſten. In dieſer Beziehung 
it den Ausführungen des RG. durchaus beizutreten. 

Ein Anſpruch auf Wiederherſtellung beſteht im Verſicherungs⸗ 
recht uberhaupt nicht. 8 49 VVG. hat bewußt eine Abweichung vom 
Bene angeordnet, weil der Verſicherer für die Regel eine zu ſtarke 
Belaſtung haben würde, wenn er ſelbſt den Schaden wieder gut⸗ 
machen ſoll. Nur vereinzelt, z. B. bei der Glasverſicherung, bedingt 
ſich der Verſicherer das Recht aus, den Schaden durch Natural⸗ 
leiſtung zu erledigen. Inſofern iſt der Hilfsantrag des Kl. ein 
irriger geweſen, für die RevInſt. kam er ja nicht mehr in 
Betracht. 

N Eine Verpflichtung des Geſchädigten, die Schadensſumme wirk⸗ 
lich für die beſchädigte Sache zu verwenden, üt, wie auch ſchon 
oben dargelegt, im BGB. nicht vorgeſehen. Auch das VVG. hat 
derartige Vorſchriften nur für beſtimmte Fälle. Auf ſie nimmt das 
NE. Bezug, wenn es den 8 97 VVG. heranzieht. Dieſe Geſetzes⸗ 
vorſchrift betrifft die Gebäudefeuerverſicherung. Hier iſt ein Zwang zur 
Verwendung der Entſchädigungsſumme geboten, teils im allgemeinen 
Intereſſe, keils im Intereſſe der Hypothekengläubiger. Eine Aus⸗ 
dehnung dieſer ſpeziellen Beſtimmung auf andere Fälle ift aber 
nicht angängig. Und Verſicherungsbedingungen, die etwas Der⸗ 
artiges anordnen wollen, müſſen klar und deuklich eine diebezüg⸗ 
liche Beſtimmung enthalten, was hier nicht geſchehen iſt. 

SR. Gerhard, Berlin. 


Zu 10. Der Entf. ſtehen Bedenken entgegen. Eine Friſt ift 
ſtets ein Zeitraum, mag er nun durch eine Anzahl von Tagen, 
Wochen uſw. beſtimmt oder durch einen Kalendertag begrenzt ſein. 
Namentlich richterliche Friſten werden meiſtens durch ein Datum feſt⸗ 
gelegt, während die geſetzlichen — unabhängig von einem beſtimmten 
Prozeß normiert — nie nach Datum beſtimmt ſein können. Der 
Richter aber wird in den meiſten Fällen deshalb die Beſtimmung des 
Zeitraums durch Datum vorziehen, weil hierdurch jede Unklarheit über 
die Berechnung der Friſt ausgeſchloſſen wird. Daraus folgt aber 
nicht, daß ein innerer Grund für die verſchiedenartige Behandlung 
dieſer beiden möglichen Arten der Friſtbeſtimmung gegeben ſei. In 
den ſeltenſten Fällen wird man ſagen können, daß der Richter nur 
innerhalb dieſes durch Datum konkret beſtimmten Zeitraums die be- 
treffende Prozeßhandlung zulaſſen will. 

Vor allem iſt aber nicht einzuſehen, warum es einen Unter⸗ 
ſchied machen ſoll, ob Hemmung (8 223 ZPO.) oder Unterbrechung 
(8249 ZPO.) in Frage ſteht. Bei erſterer läßt das RG. eine Um⸗ 
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ſei es auch nur durch Weiſungen an die unmittel⸗ 
bar Beteiligten. f) 


Der Begriff der Fahrläſſigkeit iſt nicht verkannt. Das 
BG. hat ſeiner Entſch. unter anderem den Satz zugrunde 
gelegt: „Wer als oberſter Leiter eines Induſtrieunternehmens, 
mag es auch noch ſo groß ſein, in einem Zweigbetrieb, ſei es 
auch nur gelegentlich, wahrnimmt, daß Arbeiter unvorſchrifts⸗ 
mäßig und unter Außerachtlaſſung der Unfallverhütungsvor⸗ 
ſchriften arbeiten, und weiß, daß derartige unſachgemäße 
Arbeiten zu Unglücksfällen führen können, iſt verpflichtet, ſein 
Augenmerk auf dieſe Ordnungswidrigkeiten zu richten und für 
ihre Abſtellung zu ſorgen.“ Dieſer Satz wird in der Reviſions⸗ 
begründung als zu weitgehend beanſtandet, jedoch mit Un⸗ 
recht. Es iſt ſelbſtverſtändlich, daß der Unternehmer oder 
oberſter Leiter eines großen Betriebs ſich zur Erfüllung ſeiner 
Leitungs⸗ und Aufſichtspflicht Beauſtragter bedienen muß. 
Das RG. hat für ſolche Fälle eine nach den Umſtänden des 
Einzelfalls ſich bemeſſende Rechtspflicht des Auftraggebers zur 
Verhinderung ſtrafbarer Handlungen der Beauftragten an⸗ 
erkannt, die ſich als Pflicht zu ſorgfältiger Auswahl und als 
Pflicht zu einer nach den Umſtänden möglichen und erforder⸗ 
lichen Beaufſichtigung der Beauftragten und Überwachung der 
Arbeiten des Betriebs darſtellt. Dieſe Grundſätze gelten ſowohl 
für den Unternehmer als auch für die im Gewerbebetrieb 
tätigen Leitungs⸗ und Aufſichtsorgane, ſoweit ſie die dem 


deutung der bis zu einem beſtimmten Kalendertag laufenden Friſt in 
eine nach Zeitabſchnitten bemeſſene zu (RG. 114, 280 = JW. 1927, 
584), bei letzterer nicht. Die angeführte Entſch. des 6. ZS. gibt dafür 
keine befriedigende Erklärung (JW. 1926, 11621), noch weniger die 
Entſch. v. 10. Juli 1926 (RG. 114, 280 = JW. 1927, 584), wo erſt 
obiger Beſchl. inhaltlich wiederholt und bei Unterbrechung neue Friſt⸗ 
ſetzung verlaugt wird, während bei Hemmung ohne Begründung be⸗ 
hauptet wird, es beſtehe hier kein rechtliches Bedenken, die nach einem 
Kalendertag beſtimmte Friſt in einen Zeitabſchnitt umzudeuten. 

Nicht einleuchtend iſt auch die Betonung, daß der als Friſtende 
beſtimmte Kalendertag ſchon verſtrichen und damit der Ablauf der 
wirklich geſetzten Friſt unmöglich geworden ſei (f. auch RG. 114, 281). 
Darauf kann es nicht ankommen; denn ſelbſt wenn der Kalendertag 
nach der Beendigung der Unterbrechung liegt, kann er nicht mehr 
maßgebend ſein; denn dann wäre in Wirklichkeit entweder die Unter⸗ 
brechung illuſoriſch (8 249 ZPO.) oder es wäre eine völlig andere 
Friſt an Stelle der alten trotz gleichen Datums getreten, denn die 
Zeit bis zur Beendigung der Unterbrechung kommt unzweifelhaft zur 
Vornahme der Handlung nicht in Frage. 

Endlich iſt nicht näher begründet, inwiefern der gegenteilige 
Standpunkt eine unbillige Beſchwerung der in Konkurs geratenen 
Partei oder eine ſachlich ungerechtfertigte Gefährdung ihrer Anſprüche 
darſtellt; denn nach der Unterbrechung beginnt die alte Friſt in 
gleichem Umfang neu zu laufen, ſo daß der Partei wohl ſchwerlich 
irgendein Nachteil droht. Einfacher wäre es natürlich für ſie, wenn 
eine Friſt neu beſtimmt würde, weil ſie dann an die Vorſchußzahlung 
wieder erinnert würde. Aber mit dem geltenden Recht ſteht dies nicht 
im Einklang und iſt auch rechtspolitiſch nicht zu fordern. — 

Es kann alſo zuſammenfaſſend gejagt werden: eine nach 
Kalendertag beſtimmte Friſt iſt einer nach Zeitabſchnitten bemeſſenen 
prinzipiell gleichzuſtellen und regelmäßig in eine ſolche umzurechnen; 
ferner macht es keinen Unterſchied, ob Unterbrechung oder Hemmung 
in Frage ſteht, ob das Datum nach Beendigung der Unterbrechung 
jüberholt iſt oder nicht. Auch iſt es kein rechtspolitiſches Poſtulat, die 
mittels Kalendertag beſtimmte Friſt nach Unterbrechung neu feſt⸗ 
zuſetzen. Es liegt endlich auch kein innerer Grund vor, die meiſtens 
nach Kalendertag beſtimmten richterlichen Friſten verſchieden von den 
ſtets nach Zeitabſchnitten beſtimmten geſetzlichen Friſten zu behandeln... 

Priv Doz. Dr. Theodor Süß, Göttingen. 


Zu 11. Arbeiter eines Kalkſteinbruchs, die mit dem Abräumen 
des über dem Kalkſteinbruch liegenden Lehmes beſchäftigt waren, 
wurden durch eine einſtürzende Lehmwand verſchüttet. Sie hatten den 
Lehm ſenkrecht, zum Teil ſogar überhängend abgeräumt, obwohl nach 
den Unfallverhütungsvorſchriften der Steinbruchsgenoſſenſchaft der 
Abbau keinesfalls in einem größeren Winkel als 60 Grad erfolgen 
darf. Inwieweit der oberſte Leiter eines ſolchen Betriebes perſön⸗ 
lich für eine derartige Zuwiderhandlung gegen die Unfallverhütungs⸗ 
vorſchriften verantwortlich zu machen iſt, richtet ſich nach den be⸗ 
ſonderen Umſtänden. Im vorl. Falle hatte nach den Feſtſtellungen 
der Vorinſtanz das unſachgemäße Abräumen ſchon längere Zeit be⸗ 
ſtanden und war dem Angekl., der das Unternehmen im Unfalljahr 
fünfmal beſucht hatte, bekannt. Daß bei dieſer Sachlage das RG. in 
Übereinftimmung mit den Vorinſtanzen eine Verletzung der dem 
Betriebsleiter obliegenden Sorgfaltspflichten annimmt, iſt nur zu 
billigen. RA. Dr. Franz Seligſohn, Verlin. 
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Betriebsinhaber obliegende Aufſichts⸗ und Überwachungspflicht 
übernommen und ihrerſeits andere Perſonen zur Tätigkeit im 
Gewerbebetrieb herangezogen haben (vgl. RGSt. 58, 130, 
133 und die dort angeführten Entſch.). Die Pflicht des 
oberſten Leiters eines Betriebs zur perſönlichen Beaufſichti⸗ 
gung der Beauftragten und Überwachung der Arbeiten bemißt 
ſich alſo nach der aus den Umſtänden ſich ergebenden Möglich⸗ 
keit. Die Möglichkeit der Wahrnehmung von Ordnungswidrig⸗ 
keiten, die zu einem Unfall führen können, iſt aber ohne 
weiteres erwieſen, wenn, wie im vorliegenden Fall, feſtſteht, 
daß der oberſte Leiter ſolche Ordnungswidrigkeiten tatſächlich 
wahrgenommen hat und ſich der hieraus drohenden Gefahr 
bewußt geweſen iſt. Es beſteht dann für ihn unter allen Um⸗ 
ſtänden die Pflicht, nach Möglichkeit für die Abſtellung der 
Ordnungswidrigkeit und damit für die Beſeitigung der Gefahr 
zu ſorgen. Zum mindeſten muß er den unmittelbar Beteiligten 
die erforderlichen Anweiſungen erteilen. Der Angekl. hat dies 
unterlaſſen und damit die von der Rechtſprechung geforderte 
Sorgfaltspflicht verletzt. 
(I. Sen. v. 27. März 1928; 1D 35/28.) A.] 
Poſthelfer, der mit dem 


12. § 359 StGB. 
Ordnen der Briefe und Karten unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt des Abſtempelns mittels Stempel⸗ 
maſchine oder Handſtempels beauftragt iſt, als 
Beamter. ) 


Der Angekl. war im Oktober 1925 beim Poſtamte M. 
als Poſtaushelfer in widerruflicher Weiſe angenommen 
worden. Zu ſeinen dienſtlichen Obliegenheiten gehörte das 
Ordnen der bei dieſem Briefpoſtamt eingegangenen Briefe 
und Karten „unter dem Geſichtspunkte des Abſtempelns 
mittels Stempelmaſchine oder mittels Handſtempels“. Nach 
89 der Poſtbetriebsordnung (Allgemeine Dienſtanweiſung für 
Poſt und Telegraphie Abſchn. V2 Poſtbetriebsdienſt) find alle 
Briefſendungen mit dem Aufgabeſtempel zu bedrucken. Er 
dient namentlich auch zur Entwertung der Freizeichen; 
9.10 VIII a. a. O. Nach § 60 a. a. O. iſt auf beſtimmten 
Sendungen auch der Ankunftsſtempel anzubringen. Damit 
bildet das Abſtempeln, ſoweit es zu erfolgen hat, einen 
weſentlichen Teil der Beförderungstätigkeit der Poſt und eine 
Tätigkeit öffentlich⸗rechtlicher Art, die aus der Staatsgewalt 
abzuleiten iſt und ſtaatlichen Zwecken dient. Bei Poſtanſtalten 
mit Stempelmaſchinen, zu denen das Briefpoſtamt M. er⸗ 
ſichtlich gehört, beſtehen beſondere Anweiſungen für die Ver⸗ 
wendung des Maſchinenſtempels — vgl. Allgemeine Dienſt⸗ 
anweifung für Poſt und Telegrafie Abſchn. V2 8 10 XIII —; 
Sendungen aber, auf denen die Anſchrift ſo nahe am oberen 
Rande ſteht, daß Teile von ihr vom Maſchinenſtempel ge⸗ 
troffen werden könnten, ſind immer mit dem Handſtempel zu 
ſtempeln; § 9 J a. a. O. Die Verwendung des Majchinen- oder 
des Handſtempels geſchieht alſo nicht willkürlich, ſondern nach 
vorgeſchriebenen Geſichtspunkten. Das ſetzt ein Ordnen der 
Briefſendungen nach den maßgebenden Geſichtspunkten vor⸗ 
aus. Damit iſt auch dieſes Ordnen ein notwendiger Teil der 
ſtaatlichen Beförderungstätigkeit der Poſt und ebenſo wie das 
Abſtempeln ſelbſt eine Tätigkeit öffentlich⸗rechtlicher Art, die 
aus der Staatsgewalt abzuleiten iſt und ſtaatlichen Zwecken 
dient; vgl. RGGSt. 51, 398. Dazu kommt, daß die Echtheit 
der auf den Briefſendungen befindlichen Wertzeichen tunlichſt 
vor dem Entwerten zu prüfen iſt und zwar von allen Poſt⸗ 
beamten, denen die Sendungen bis zur Entwertung durch die 
Hände gehen; 8 10 1 u. II a. a. O. Zu den „Beamten“ im 
Sinne dieſer Beſtimmung gehören alle Poſtbedienſteten, die 


Zu 12. Das RG. folgt in der Entſch. einer bereits früher von 
ihm vertretenen (NGSt. 51, 398), von Frank im Anſchluß an 
Binding bekämpften Auffaſſung, wonach es bei der Beamten⸗ 
eigenſchaft nicht auf die öfſentlich⸗rechtliche Form der Anſtellung, 
ſondern auf die öffentlich⸗rechtliche Natur der Funktion ankommt. 
Dieſe iſt hier zweifellos gegeben, doch wäre es richtiger, fie aus 
dem Charakter der Poſt als öffentlicher Anftalt abzuleiten 
(vgl. Nawiasky, Deutſches und öſterreichiſches Poſtrecht 1909), 
well der Hinweis auf die Staatsgewalt äußerſt unklar iſt. Jede 
Tätigkeit des Staates, auch die privatrechtlich geregelte, iſt ein 
Ausfluß der Staatsgewalt, die ja in jedem Geſetz zur Erſcheinung 
gelangt. Cyne Geſetz aber Reine ſtaatliche Tätigkeit — Grundſaß 
der Geſetzmäßigkeit der Verwaltung. 

Prof. Dr. Nawiasky, München. 
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[Juriſtiſche Wochenſchrift 


mit den Sendungen bis zur Entwertung amtlich befaßt ſind. 
Das war der Angekl. Die Prüfung der Echtheit der ver⸗ 


wendeten Poſtwertzeichen aber iſt eine Tätigkeit öffentlich⸗ 


rechtlicher Art, die aus der Staatsgewalt abzuleiten iſt und 
dem Staatszwecke dient. Danach hat die Strafkammer den 
Angekl. mit Recht als Beamten i. S. des 8 359 StGB. 
angeſehen. g 

(1. Sen. v. 10. Febr. 1928; 1 D 1288/27.) A.] 


13. 821 KraftfahrzG.; 88 18, 21 b Kraftfahrz⸗ 
VO. 1. Fahrläſſigkeit. Die Vorausſehbarkeit 
des Erfolges braucht ſich nicht auf die beſonderen 
im Einzelfall wirkſam gewordenen Umſtände zu 
erſtrecken. 

2. § 18 Ab ſ. 1 Kraftfahrz VO. 
blankettausfüllende Norm. 

Zum Begriff der „Verengung“ der Fahr⸗ 
bahn i. S. § 21b Abſ. 4 Kraftfahrz VO. f) 

1. Der Staatsanwalt rügt mit Recht, daß die Verneinung 
der Verantwortlichkeit des Angekl. für den Tod des Arbeiters 
St. nicht ausreichend begründet iſt. 

Es iſt feſtgeſtellt, daß St. infolge des fahrläſſigen Ver⸗ 
haltens des Angekl. einen Bruch des linken Unterſchenkels 
erlitten hat, daß infolge der Abſtoßung eines Knochenſplitters 
an der geſchloſſenen Bruchſtelle eine Eiterung auftrat, daß 
diefe zwar nach Entfernung des Splitters zunachſt zum Still⸗ 
ſtand kam, daß ſich aber nach einiger Zeit im Anſchluß an eine 
ſtarke Blutung Anzeichen einer allgemeinen Blutvergiftung 
zeigten, daß nach einer neuen Blutung das linke Bein oberhalb 
des Kniegelenkes abgenommen wurde und daß St. infolge des 
Blutverluſtes und der durch allgemeine Blutvergiftung be⸗ 
wirkten Organzerſetzungen noch am gleichen Tage ſtarb. Dieſe 
Feſtſtellungen rechtfertigen an ſich die Annahme eines Urſachen⸗ 
zuſammenhanges zwiſchen dem fahrläſſigen Verhalten des 
Angekl. und dem Tod des St. Dieſer Annahme ſteht auch die 
weitere Feſtſtellung nicht entgegen es ſei nicht ausgeſchloſſen, 
daß ein altes vernachläſſigtes Blaſenleiden die Urſache der 
Eiterung geweſen iſt, ſofern damit nichts anderes geſagt ſein 
ſoll, als daß das Blaſenleiden die Entwickelung der Blut⸗ 
vergiftung aus dem Bruch begünſtigt haben könne. Nur wenn 
die Möglichkeit beſtünde, daß ſich die Blutvergiftung aus dem 
Blaſenleiden auch ohne den durch den Angekl. verſchuldeten 
Schenkelbruch entwickelt und in demſelben Zeitpunkt zum. Tode 
geführt hätte, müßte der Urſachenzuſammenhang zwiſchen dem 
ſchuldhaften Verhalten des Angekl. und dem Tode des St. ver⸗ 
neint werden. 

Wäre der Urſachenzuſammenhang gegeben, dann müßte 
auch die Frage der Vorausſehbarkeit der Todesfolge einer 
neuerlichen Prüfung unterzogen werden. Es iſt ein allgemeiner 
Erfahrungsſatz, daß körperliche Verletzungen durch Hinzutritt 
beſonders ungünſtiger, in der Perſon des Verletzten wirkſamer 
Umſtände — etwa durch eine beſonders empfindliche Körper⸗ 
beſchaffenheit, durch Infektion u. dgl. — zum Tode führen 
können. Wird nachgewieſen, daß der Tod des St. durch eine 
vom Angekl. verurſachte und vorausſehbare Verletzung in Ver⸗ 
bindung mit einem ſolchen im Bereich der allgemeinen Er⸗ 
fahrung liegenden Umſtand herbeigeführt worden iſt, und liegt 
kein Anhaltspunkt dafür vor, daß jener allgemeine Erfahrungs⸗ 
ſatz dem Angekl. ausnahmsweiſe unbekannt geweſen iſt, dann 
kommt nichts darauf an, ob der Angekl. mit dem Eintritt des 
beſonderen im vorliegenden Fall wirkſam gewordenen Um⸗ 
ſtands rechnen konnte (RG. v. 7. Okt. 1927, I 655/27: 
Recht 1928 Nr. 183). 


enthält eine 


Zu 13. Von Intereſſe iſt, was das RG. zum Begriff der ſtraf⸗ 
rechtlichen Fahrläſſigkeit in der vorliegenden Entſch. in Beziehung auf 
die „Vorausſehbarkeit der Todesfolge“ ſagt. Wenn auch das Er⸗ 
gebnis zutreffend iſt, ſo erregt doch die Art und Weiſe der Begrün⸗ 
dung Bedenken. ' g 

Das RG. meint, die Todesfolge ſei dem Angeklagten dann 
zuzurechnen, wenn der Tod des Verletzten durch eine vom Angekl. 
verurſachte und vorausſehbare Verletzung in Verbindung mit einem 
im Bereich der allgemeinen Erfahrung liegenden Umſtand herbei⸗ 
geführt worden iſt und dem Angekl. der allgemeine Erfahrungs⸗ 
ſatz bekannt war, daß körperliche Verletzungen durch Hinzutritt be⸗ 
ſonders ungünſtiger, in der Perſon des Verletzten wirkſamer Um⸗ 
ſtande, etwa durch eine beſonders empfindliche Körperbeſchaffenheit, 
durch Infektion u. dgl., zum Tode führen können. Die Kenntnis 


57. Jahrg. 1928 Heft 38) 

2. Soweit die Rev. des Staatsanwalts die Nicht⸗ 
anwendung des $ 21 KraftfahrzG. t. Verb. m. § 18 Abſ. 1 u. 
2 und § 21 b Abſ. 4 Kraftfahrz O. rügt, ift ſie nur teilweiſe 
begründet. 

Der erk. Sen. hat in der Entſch. v. 30. März 1928, 
153/28 (RGSt. 62, 122 [125}) ausgeſprochen, daß die Vor⸗ 
ſchriften im 8 18 Mi. 1 u. 2 Kraftfahrz VO. blankettaus⸗ 
füllende Normen enthalten. Dies iſt hinſichtlich des § 18 
Abſ. 2 unbeſtritten, hinſichtlich des § 18 Abſ. 1 dagegen be⸗ 
ſtritten. Nach nochmaliger Prüfung hält der Senat auch hin⸗ 
ſichtlich des 5 18 Abſ. 1 an dem von ihm vertretenen Stand⸗ 
punkt feſt. Gegenüber der Vorſchrift des 817 Abſ. 1, die 
unbeſtritten nur eine allgemeine Sorgfaltsregel, keine blankett⸗ 
ausfüllende Norm enthält, iſt die Vorſchrift des 8 18 Abſ. 1: 
„Die Fahrgeſchwindigkeit iſt ſo einzurichten, daß der Führer 
in der Lage bleibt, ſeinen Verpflichtungen Genüge zu leiſten“ 
erheblich beſtimmter und jedenfalls nicht weniger beſtimmt, 
als die dem 8 366 Nr. 2 StGB. zugrunde liegende Norm, 
durch die ein übermäßig ſchnelles Fahren in Städten oder 
in Dörfern verboten iſt. Im Verhältnis zu den beſonderen, 
auf die Fahrgeſchwindigkeit bezüglichen Normen in den 88 18 
Abf. 2 und 3, 20 u. 21 b Abſ. 2 KraftfahrzVO. bildet § 18 
Abſ. 1 eine ergänzende (ſubſidiäre) allgemeine Norm, ſie 
ermöglicht die Beſtrafung eines Kraftfahrers, der ſich durch 
Anwendung zu hoher Geſchwindigkeit außer Stand ſetzt, den 
nach Lage der Verhältniſſe in Betracht kommenden Ver⸗ 
pflichtungen zu genügen, auch dann, wenn keiner der beſonders 
geregelten Fälle zutrifft und ein Unfall nicht eingetreten iſt. 
Im vorliegenden Fall wird vor allem zu prüfen ſein, ob nicht 
mit dem Vergehen der fahrläſſigen Tötung oder Körperver⸗ 
letzung eine Zuwiderhandlung gegen § 20 oder § 18 Abſ. 2 
rechtlich zuſammentrifft. § 18 Abſ. 1 wird ihnen gegenüber 
kaum in Betracht kommen. 

3. Die Anwendbarkeit des § 21 b Abſ. 4 iſt mit Recht 
verneint worden. Eine „Verengung“ der Fahrbahn im Sinne 
dieſer Vorſchrift kann nur dann als gegeben erachtet werden, 
wenn das Überholen infolge des geringen für die Durchfahrt 
freien Zwiſchenraums auch bei Anwendung der erforderlichen 
Vorſicht mit Gefahr für die am Verkehr Beteiligten verbunden 
iſt. Im gegebenen Fall iſt feſtgeſtellt, daß der Zwiſchenraum 
zwiſchen dem linken Straßenbankett und dem St. (nicht dem 
Laſtkraftwagen) 2—2,10 m betrug und daß das Kraftrad des 
Angekl. nur 0,8 m breit war. Unter dieſen Umſtänden kann 
die für die Überholung in Betracht kommende Fahrbahn nicht 
als derart verengt angeſehen werden, daß ein Hindurchfahren 
mit Gefahr verbunden geweſen ſein würde, ſofern nur die 
erforderliche Vorſicht angewendet, insbeſ. die Geſchwindig⸗ 
keit erheblich herabgemindert worden wäre. 

A. 


(1. Sen. v. 10. Juli 1928; 1D 221/28.) 
14. § 21 KraftfahrzG.; 88 4 Abſ. 1 Nr. 1 und 2, 
16,18 Ab ſ. 1 u. 2 KraftfVerkVd.; 88 222, 230 StG B. 
Verpflichtung des Kraftfahrers, die Fahr— 


dieſes allgemeinen Erfahrungsſatzes ſoll allerdings anſcheinend in⸗ 
ſolange vermutet werden, als kein Anhaltspunkt dafür ge⸗ 
geben iſt, daß jener Erfahrungsſatz dem Angekl. ausnahmsweiſe 
unbekannt geweſen iſt. Darauf, ob der Angekl. mit dem Eintritt 
des beſonderen im vorl. Fall wjirkſam gewordenen Umſtands 
rechnen konnte, ſoll es dann nicht mehr ankommen. 

In der logiſchen Kette dieſer Beweisführung fehlt erſicht⸗ 
lich — auch wenn man ſich zunächſt bei der erfolgten „Vermutung“ 
der Kenntnis des Angekl. von jenem allgemeinen Erfahrungsſatze 
beruhigen wollte — ein wichtiges Glied: daß nämlich die 
Anwendung des „allgemeinen Erfahrungsſatzes“ im konkreten 
Fall angezeigt iſt. Denn das NG. kaun unmöglich der Anſicht 
ſein, daß dieſer Satz auf jede, fei es auch noch ſo unbedeutende und 
noch fo geringfügige „Körperliche Verletzung“, im Sinne der „Vor⸗ 


ausſehbarkeit der Todesfolge“ anzuwenden wäre. Es überſieht 


mithin m. a. W., daß das objektive Wahrſcheinlichkeitsurteil, deſſen 
Berückſichtigung es vom Angekl. verlangt, eben doch von der Lage 
des Einzelfalles abhängig it. Und deshalb bedeutet es eine un⸗ 
zuläſſige Schematiſierung und Formaliſierung des Fahrläſſigkeits⸗ 
begriffs, wenn die Frage der Verſchuldung des Angekl. ohne die 
beſondere Berückſichtigung des konkreten Falles nur mit jenem 
„allgemeinen Erfahrungsſatz“ gelöſt werden will. 

Im vorl. Fall allerdings, wo mit recht erheblichen Ver⸗ 
letzungen zu rechnen war, muß auch die „Vorausſehbarkeit der 
Todesfolge“ bejaht werden. Es wäre aber bedauerlich, wenn aus 
der vorliegenden Entſch. und ihrer wenig glücklich abſtrakten 
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geſchwindigkeit ſo einzurichten, daß er in der 
Lage bleibt, ſeinen Verpflichtungen Genüge zu 
leiſten. Pie Vosſchriften der BD. über den Kraft⸗ 
fahrzeugverkehr regeln die Pflichten des Kraft⸗ 
fahrers nicht erſchöpfend. Ein als Kraftwagen⸗ 
führer verwendeter Polizeiwachtmeiſter darf 
einem Dienſtbefehl nicht nachkommen, durch den 
ihm die Ausführung einer Fahrt mit einem 
ſchwerwendigen und ſchwer zu bremſenden Wa⸗ 
gen in einer beſtimmten Fahrzeit aufgetragen 
wird. F) 

Der Angekl., der mit dem der W.er Regierung gehörigen 
Perſonenkraftwagen (R⸗Wagen) auf Grund dienſtlichen Auf⸗ 
trags durch die F.⸗Straße in W. fuhr, bemerkte etwa 4 m 
von der Stelle, an der von rechts der B.⸗Platz, von links 
die B.⸗Straße in die F.⸗Straße einmündet, einen vom Zeu⸗ 
gen L. geſteuerten Perſonenkraftwagen (L-Wagen), der, vom 
B.⸗Platz kommend, über die F.⸗Straße in die B.⸗Straße fah⸗ 
ren wollte. Um den drohenden Zuſammenſtoß zu vermeiden, 
erhöhte der Angekl. unter einer Ausbiegung nach links die 
Geſchwindigkeit des R⸗Wagens, während L. ſeinen Wagen nach 
rechts in die Fahrtrichtung des R⸗Wagens herumriß. Der 
Angekl. geriet beim Ausbiegen mit dem linken Räderpaar auf 
den jenſeits der Straßenkreuzung gelegenen linken Bürger⸗ 
ſteig der F.⸗Straße, ſtieß, nachdem er etwa 5 m auf dem 
Bürgerſteig gefahren war, gegen eine dort gehende Frau und 
drückte ſie beim Wiederabbiegen nach der Fahrbahn gegen 
einen auf dem Bürgerſteig ſtehenden Baum. Die Frau iſt 
an den erlittenen Verletzungen geſtorben. 

Dem Angekl. liegt zur Laſt, den Tod der Frau durch 
Fahrläſſigkeit verſchuldet zu haben. Er wurde vom Schöffen⸗ 
gericht hierwegen zu 6 Monaten Gefängnis verurteilt, vom 
BG. aber freigeſprochen. 

Der Rev. des Staatsanwalts kann der Erfolg nicht ver⸗ 
ſagt werden. 

Das BG. nimmt an, daß das Verhalten des Angekl. bis 
zu dem Augenblick, in welchem er den L⸗Wagen bemerkte, 
durchaus einwandfrei geweſen ſei, und begründet dieſe An⸗ 
nahme damit, daß der Angekl. auf der rechten Straßenſeite 
im 3. Gang mit einer Geſchwindigkeit von etwa 30 km ge⸗ 
fahren ſei und Warnungszeichen gegeben habe, und daß er 
jene Geſchwindigkeit auch bei der Annäherung an die Straßen⸗ 
kreuzung nicht habe herabzumindern brauchen, weil er das 
Vorfahrtrecht gehabt habe und die ſchnurgerade verlaufende 
F.⸗Straße in ihrer Überſichtlichkeit in keiner Weiſe behindert 
geweſen jet. Weiter iſt aber feſtgeſtellt, daß der vom Angekl. 
gelenkte Wagen wegen ſchlechter Beſchaffenheit der Vierrad⸗ 
bremſe bei einer Geſchwindigkeit von 30 km ſelbſt im Falle 
gleichzeitiger Bedienung der Hand⸗ und Fußbremſe den außer⸗ 
gewöhnlich langen Bremsweg von etwa 18 m benötigte, daß 
mit dem Wagen wegen ſeiner mangelhaften Steuerungs⸗ 
einrichtung eine enge Kurve überhaupt nicht gefahren werden 
könne, daß der Angekl. im Hinblick auf dieſen Zuſtand des 


Faſſung die Beziehungen der ſtrafrechtlichen Fahrläſſigkeit zu den 
ganz konkreten Umſtänden des ganz konkreten Falles eine 
Lockerung erfahren würden. Auch jene „Vermutung“ wandelt ſich 
damit in eine Prüfung des konkreten Falles; andererſeits bleibt es 
ſicher richtig, daß die Vorausſehbarkeit der Todesfolge nur den 
tatſächlichen Gang im allgemeinen, nicht aber „den beſonderen im 
vorl. Fall wirkſam gewordenen Umſtand“ zu umfaſſen braucht. 
Das heißt: es genügt zur Bejahung fahrläffiger Tötung, wenn 
der Angekl. im konkreten Fall mit irgendeinem tödlich 
wirkenden Kauſalverlauf hatte rechnen müſſen. 


Prof. Dr. Edm. Mezger, Marburg. 


Zu 14. Der Entſch. wird man beipflichten müſſen. 

Überzeugend ſind zunächſt die Ausführungen über die beamten⸗ 
rechtliche Seite des Falls. Es kann keinem Zweifel unterliegen, 
daß die dienſtlichen Gehorſamsverpflichtungen eines Polizeibeamten 
zwingenden Geſetzesvorſchriften weichen müſſen. Aus den vom R 
erkannten ſchweren Konflikten, in die der Beamte dabei notwendig 
geraten muß, weiſt der Schlußabſatz des Urteils einen glücklichen, 
dem Billigkeitsgefühl entſprechenden Ausweg. 

Allgemein wichtig ſind daneben die Bemerkungen über die Sorg⸗ 
ſaltspflichten deſſen, der einen ſchadhaften Wagen fährt und das weiß. 
Die Verkehrsgefährdung durch mangelhafte Bremſen uſw. iſt jo groß, 
daß man vom Fahrer äußerſte Vorſicht verlangen muß; eine erheb⸗ 
liche Unterſchreitung ſelbſt der 30⸗Kcm⸗Grenze ſtellt dabei kein un⸗ 
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Wagens bei der im Augenblick der Gefahr vorhandenen Ge⸗ 
ſchwindigkeit den Zuſammenſtoß weder durch raſches Brem⸗ 
fen, noch durch Einbiegen in die B.⸗Straße hätte vermeiden 
können, daß daher der von ihm gewählte Weg fahrtechniſch der 
einzig mögliche geweſen ſei. Endlich wird noch hervorgehoben, 
daß dem Angekl., dem die Fahrt dienſtlich befohlen war, nicht 
zuzumuten geweſen ſei, das Fahren mit dem von ihm öfter 
beanſtandeten Wagen zu verweigern. 

Dieſe Erwägungen reichen zur Begründung der Frei⸗ 
ſprechung nicht aus. 

Bei Zugrundelegung der für das Revifionsgericht bin⸗ 
denden tatſächlichen Feſtſtellungen beſteht kein Bedenken gegen 
die Annahme, daß das Verhalten des Angekl. vom Augenblick 
der Wahrnehmung des W Wagens an bei Berückſichtigung der 
in dieſem Zeitpunkt obwaltenden Verhältniſſe fahrtechniſch 
nicht zu beanſtanden ſei. 

Dagegen vermag der Senat dem BG. in der Beurteilung 
des vorausgegangenen Verhaltens des Angekl. nicht zu folgen. 
Der Führer eines Kraftwagens iſt zur gehörigen Vorſicht in 
der Leitung und Bedienung ſeines Kraftwagens verpflichtet 
und hat die Fahrgeſchwindigkeit ſo einzurichten, daß er in der 
Lage bleibt, ſeinen Verpflichtungen Genüge zu leiſten. Dieſe 
an Sich ſelbſtverſtändlichen Verpflichtungen find im 8 17 Abſ. 1 
und im $ 18 Abſ. 1 KraftfVerkVO. noch beſonders aus⸗ 
geſprochen. Die Vorſicht muß um ſo größer ſein, je höher die 
erkennbare Gefahr iſt. In der VO. über den Kraftfahrzeug⸗ 
verkehr ſind verſchiedene beſonders wichtige Fälle hervor⸗ 
gehoben, ſo im § 18 Abſ. 2 die Behinderung des Überblicks 
über die Fahrbahn. Dieſe Vorſchriften ſind aber nicht er⸗ 
ſchöpfend und können es nicht ſein. In der Rſpr. iſt nament⸗ 
lich wiederholt hingewieſen worden auf die beſonderen Ge⸗ 
fahren, die mit dem Überqueren von Straßen⸗ 
kreuzungen verknüpft ſind, ſowie auf die Verpflichtung, 
dieſen Gefahren mit geſteigerter Vorſicht zu begegnen und 
hierbei auch mit Unbeſonnenheiten der aus den Quer⸗ 
ſtraßen kommenden Wegebenutzer zu rechnen, ſoweit ſie nicht 
außer aller Erfahrung liegen. Hieran wird weder durch das 
Vorfahrtrecht des auf dem Hauptverkehrsweg ſich be⸗ 
wegenden Fahrzeugs noch durch den Umſtand etwas geändert, 
daß die benützte Straße gerade und die vor dem Kraftfahrer 
liegende Fahrbahn für ſich betrachtet überſichtlich iſt (vgl. u. a. 
RGE. v. 12. Mai 1925, I 111/25 = Goltd Arch. 70, 42). Die 
für geſchloſſene Ortſchaften zugelaſſene Höchſtgeſchwindigkeit 
von 30 km wird daher bei der Annäherung an belebte 
Straßenkreuzungen in der Regel ſchon dann herabzumindern 
ſein, wenn der Kraftwagen leichtwendig und mit gutwirkenden 
Bremſen verſehen iſt. Weiſt vollends ein Wagen ſo erhebliche 
Mängel auf, wie der vom Angekl. gelenkte, dann iſt die An⸗ 
wendung jener Geſchwindigkeit in geſchloſſenen Ortſchaften 
ſchon an ſich bedenklich, bei der Annäherung an Straßen⸗ 
kreuzungen aber durchaus unzuläſſig, da, wie die Aus⸗ 
führungen des BG. über das weitere Verhalten des Angekl. 
erkennen laſſen, der Führer eines ſolchen Wagens bei ſolcher 
Geſchwindigkeit völlig außerſtande iſt, im Fall des plötzlichen 
Auftauchens eines Hinderniſſes aus einer Querſtraße ſeinen 
Verpflichtungen Genüge zu leiſten. Wäre der Angekl. bei der 
Annäherung an die Straßenkreuzung ſo langſam gefahren, 
wie es der Zuſtand des von ihm gelenkten Wagens erforderte, 
dann hätte, wie nach den bisherigen Feſtſtellungen angenom⸗ 
men werden darf, der Zuſammenſtoß mit dem L⸗Wagen durch 
raſches Bremſen oder Einbiegen in die B.⸗Straße vermieden 
werden können und jedenfalls zur Ausführung des oben ge⸗ 
ſchilderten todbringenden Manövers keine Veranlaſſung be⸗ 
ſtanden. 

Hieran wird objektiv auch dadurch nichts geändert, daß 
der Angekl. die Fahrt auf Grund eines Dienſtbefehls 
ausgeführt hat. Nach allgemeinen, auch in Preußen an⸗ 
erkannten beamtenrechtlichen Grundſätzen iſt der Beamte zum 
dienſtlichen Gehorſam gegenüber einem Dienſtbefehl verpflichtet 
und der Vorgeſetzte für die Folgen der Ausführung des Be⸗ 


billiges Verlangen dar, mag dieſe beim heutigen Stand der Technik 
auch an ſich nicht mehr zeitgemäß ſein. 

Endlich iſt beſonders wichtig, was der 1. StS. hier zur Frage 
des fahrtechniſchen Verhaltens vor Straßenkreuzungen jagt. Es ift zu 
begrüßen, daß hier nicht unbedingt Tempoermäßigung aus 8 18 
KraftfahrzBerkVO. an jeder Straßenecke verlangt wird, auch nicht 
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fehls verantwortlich, wenn der Befehl innerhalb der örtlichen 
und ſachlichen Zuſtändigkeit des Vorgeſetzten und die auszu⸗ 
führende Handlung innerhalb der örtlichen und ſachlichen Zu⸗ 
ſtändigkeit des Untergebenen liegt, wenn der Befehl in der 
vorſchriftsmäßigen Form erlaſſen iſt, und wenn er nicht offen⸗ 
bar den Geſetzen und der Verfaſſung zuwiderläuft. Von die⸗ 
ſen vier Erforderniſſen bedarf hier nur das letzte der Er⸗ 
örterung. Die Befehle des Vorgeſetzten haben zwar im all⸗ 
gemeinen die Vermutung der Geſetzmäßigkeit für ſich. In 
zweifelhaften Fällen hat der Beamte ſeine Bedenken dem 
„Vorgeſetzten mitzuteilen, iſt aber, wenn dieſer auf der An⸗ 
ordnung beſteht, gedeckt. Einem zweifellos geſetz⸗ 
widrigen Befehl aber darf der Beamte nicht nachkommen, 
und er iſt, wenn er es gleichwohl tut, für die in der Aus⸗ 
führung gelegene Geſetzwidrigkeit zivil⸗ und ſtrafrechtlich ver⸗ 
antwortlich. Dies gilt vor allem hinſichtlich der Ausführung 
eines Befehls, der gegen ein Verbotsgeſetz verſtößt 
(vgl. Brand, Das Beamtenrecht, 2. Aufl., S. 475 ff.; Pr⸗ 
OVG. 12, 426; PrVBl. 4, 192). Verbotsgeſetze find auch die 
Vorſchriften der 88 222, 230 StG B. i. Verb. m. 8 21 
Kraftfahrzch. und den dort in Bezug genommenen polizei⸗ 
lichen Anordnungen, insbeſ. § 16 mit 8 4 Abſ. 1 Nr. 1, 2 und 
§ 18 Abſ. 1, 2 KraftfVerkV O. Der Angekl. war hiernach bes 
rechtigt und verpflichtet zu prüfen, ob die Lenk⸗ und Brems⸗ 
vorrichtungen des von ihm zu führenden Wagens nach Vor⸗ 
nahme der Ausbeſſerungen den Anforderungen des 8 4 Abſ. 1 
Nr. 1 und 2 KraftfVerkVoO. entſprachen. War dies zweifellos 
nicht der Fall, mußte er es ſeinem Vorgeſetzten mitteilen und, 
wenn dieſer gleichwohl auf der Verwendung des Wagens be⸗ 
ſtanden hätte, die Fahrt verweigern. War es dagegen nur 
zweifelhaft, ob die Anforderungen erfüllt waren, dann durfte 
er ſich mit der Mitteilung begnügen und einem etwaigen Be⸗ 
fehl, die Fahrt mit dem Wagen auszuführen, Folge leiſten. 
Er hatte aber dann unter allen Umſtänden die Verpflichtung, 
die oben angegebenen, aus der Beſchaffenheit des Wagens 
ſich ergebenden Vorſichtsmaßregeln in bezug auf die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit anzuwenden. Nach den bisherigen Feſtſtel⸗ 
lungen war ihm eine beſtimmte Fahrgeſchwindigkeit nicht vor⸗ 
geſchrieben. Es wäre aber denkbar, daß die Ausführung des 
Befehls, in einer beſtimmten Zeit ein beſtimmtes Ziel zu er⸗ 
reichen, eine mit den obigen Grundſätzen nicht vereinbare 
Fahrgeſchwindigkeit erfordert hätte. In dieſem Fall wäre 
der Angekl. berechtigt und verpflichtet geweſen, ſeinen Vor⸗ 
geſetzten auf die in der Beſchaffenheit des Wagens begründete 
Unmöglichkeit der Einhaltung der Fahrgeſchwindigkeit hin⸗ 
zuweiſen und, wenn der Vorgeſetzte gleichwohl auf dem Be⸗ 
fehl beftanden hätte, entweder die Fahrt zu verweigern oder 
ſie nur unter Beobachtung der gebotenen Vorſichtsmaßregeln 
auszuführen auf die Gefahr hin, daß die angeordnete Fahr⸗ 
zeit überſchritten würde. Dies mag unter Umſtänden eine 
ſchwere Zumutung ſein. Der Beamte kann aber auch dann, 
wenn ihm erhebliche Nachteile drohen, nicht davon entbunden 
werden, einem zweifellos geſetzwidrigen Befehl den Gehorſam 
zu verſagen. Er darf insbeſ. nicht aus Furcht vor dem Ver⸗ 
luſt oder der Beeinträchtigung ſeiner Stellung Leben und Ge⸗ 
ſundheit anderer Perſonen entgegen einem geſetzlichen Ver⸗ 
bot in Gefahr bringen. Dies gilt auch gegenüber der Vor⸗ 
ſchrift des §8 18 Nr. 2 des preuß. Schutzpolizeibeamtengeſetzes 
v. 16. Aug. 1922/30. Mai 1925, demzufolge der Schutzpolizei⸗ 
beamte den Dienſtbefehlen der zuſtändigen Dienſtvorgeſetzten 
unbedingt nachzukommen hat. 

Würde ſich ergeben, daß der Angekl. auf Grund eines 
geſetzwidrigen Befehls gehandelt hat, dann müßte noch ge» 
prüft werden, ob etwa eine Fahrläſſigkeit auf ſeiner Seite 
unter dem Geſichtspunkt zu verneinen wäre, daß er ſich über 
die dem Verwaltungsrecht angehörenden, die dienſtliche Ge⸗ 
horſamspflicht betreffenden Grundſätze — etwa über die Trag⸗ 
918 Nr. 2 des preuß. Schutzpolizeibeamtengeſetzes 
— in einem entſchuldbaren Irrtum befunden hat. 


(1. Sen. v. 19. Juni 1928; 1D 191/28.) A.] 


etwa entſprechende Rückſchlüſſe aus der alten⸗Geſetzesfaſſung gezogen 
werden, wie zu Unrecht vom 6. 83S. in der Entſch. IW. 1928, 1721. 
Mit der vorſichtigen Form, in der die vorliegende Enkſch. dem Fahrer 
aufgibt, auf die zweifelloſe Gefahrvergrößerung an Kreuzungen zu 
achten, ſind ſeine Sorgfaltspflichten auf das richtige Maß zurückgeführt. 
RA. Dr. Konrad Landsberg, Naumburg a. S. 


57. Jahrg 1928 Heft 38) 


15. 88 4 A bſ. 10, 16 Kraftfahrz Vo. Fahr⸗ 
läſſigkeit. Vorherſehbarkeit des Erfolges. Vor⸗ 
ſchrifts mäßiger Zuſtand der Ladung. Begriff 
der Ladung. f) 

Die StR. ſtellt einwandfrei feſt, daß der Angekl. den Tod 
S.s und die Körperverletzung Mis verurſacht, verneint aber, 
daß er dieſen Erfolg verſchuldet hat, weil er ihn nicht habe 
vorherſehen können. Die Verneinung begegnet rechtlichen Be⸗ 
denken. Die Schuldform der Fahrläſſigkeit ſetzt allerdings 
Vorherſehbarkeit des rechtswidrigen Erfolges voraus. Dabei 
iſt aber nicht erforderlich, daß der Täter den wirklichen Ver⸗ 
lauf des gerade gegebenen Falles, ſeine Beſonderheit und 
die zum Erfolg mitwirkenden Zwiſchenurſachen hätte ſich vor⸗ 
ſtellen können; es genügt vielmehr, daß er bei der ihm ge⸗ 
botenen und möglichen Aufmerkſamkeit allgemein einen Erfolg 
der eingetretenen Art vorherſehen konnte, und daß die mit⸗ 
wirkenden, unbekaunten Zwiſchenglieder innerhalb der ge⸗ 
wöhnlichen Erfahrung liegen (vgl. RGSt. 54, 349; 56, 350). 
Dieſen rechtlichen Geſichtspunkten entſpricht das StͤKUrt. 
nicht. Obwohl es ſelbſt ſagt, daß nach der Art von Fahrzeug 
und Ladung „noch unzählige andere Unfallmöglichkeiten in 
ſich ſchließende Gefahren“ beſtanden, berückſichtigt es bei ſeiner 
Prüfung der Vorherſehbarkeit des Erfolgs gerade nur den 
wirklichen Verlauf des der Anklage zugrunde liegenden Un⸗ 
falles. Das folgt daraus, daß es ſie deshalb verneint, weil 
der Angekl. weder gewußt noch mit der Möglichkeit gerechnet 
habe, daß die Verunglückten — S. und M. — ſich auf die 
Holzladung ſeines Laſtkraftwagens geſetzt hatten, und weil 
er auch damit nicht habe zu rechnen brauchen, da, ſolange er 
den Laſtwagen fahre, ſich noch niemand dorthin geſetzt hatte. 
Daß die Verunglückten auf der Holzladung des Laſtwagens 
ſaßen, iſt eine Beſonderheit des gegebenen Falles. Es iſt des⸗ 
halb rechtlich nicht nötig, daß der Angekl. ſie kannte oder vor⸗ 
herſehen konnte, wenn ſie nur nicht außerhalb der gewöhn⸗ 
lichen Erfahrung lag. Ob das der Fall war oder nicht, iſt 
nicht — wie die StR. es rechtsirrig tut — danach zu be 
antworten, ob ſich ſchon jemand in der Zeit, in der der An⸗ 
geklagte den Laſtkraftwagen führte, auf die Ladung dieſes 
Wagens geſetzt hatte oder nicht, ſondern nur danach, ob es 
der allgemeinen Erfahrung entſpricht oder widerſpricht, daß 


Zu 15. Das Urteil beſchäftigt ſich zunächſt im allgemeinen mit 
den Gliedern eines Kauſalverlaufs, die bei Annahme fahrläſſiger 
Erfolgsverurſachung vorausſehbar geweſen fein müſſen. Es erklärt, 
daß für den Fahrläſſigen nicht der wirkliche Verlauf des gerade ge⸗ 
gebenen Falles, ſeine Beſonderheit und die Zwiſchenurſachen vorher⸗ 
ſehbar geweſen ſein müſſen; es genüge, wenn der Täter einen Erfolg 
der eingetretenen Art vorherſehen konnte, ſofern die unbekannten mit⸗ 
wirkenden Zwiſchenglieder innerhalb der gewöhnlichen Erfahrung 
liegen. Dieſe Formulierung iſt dem Praktiker vielleicht noch nicht 
ſcharf genug. Gemeint iſt: es muß für den Täter vorherſehbar geweſen 
fein, daß eine von ihm geſetzte Bedingung des Erfolges in con- 
creto zu einem Erfolge führen könne, der die gleichen rechtlichen 
Merkmale wie der eingetretene Erfolg aufweiſt. 

Dabei kommt es nicht entſcheidend darauf an, ob die un⸗ 
bekannten Zwiſchenurſachen „innerhalb der gewöhnlichen Erfahrung 
liegen“; z. B. wenn jemand in ſeiner Wohnung, in der Kinder ſpielen, 
eine giftige Flüſſigkeit an einer leicht zugänglichen Stelle ſtehen läßt, 
wird er auch dann der fahrläſſigen Tötung ſchuldig, wenn zufällig ein 
fremder Knabe, deſſen Hinzukommen zu den ſpielenden Kindern ganz 
außerhalb der „gewöhnlichen Erfahrung“ lag, die giftige Flüſſigkeit 
austrank und daran ſtarb. 

Im vorl. Falle war die Ladung eines Laſtkraftwagens nicht 
einwandfrei verſtaut, und ohne Wiſſen des Wagenführers hatten ſich 
zwei Arbeiter darauf geſetzt. Ein „verhältnismäßig geringfügiger Stoß“ 
an die überſtehende Ladung hatte die Verletzung des einen, den Tod 
des anderen zur Folge. 

Das LG. verneint fahrläſſige Tötung durch den Kraftwagen⸗ 
führer mit der Begründung, dieſer habe nicht damit zu rechnen 
brauchen, daß ſich die Verunglückten auf den Laſtwagen ſetzen würden, 
weil ſich noch niemand dorthin geſetzt habe, ſolange er den Laſtwagen 
führe. Dieſe Begründung iſt allerdings nicht überzeugend. Man er⸗ 
fährt nicht, ob er den Wagen ſchon lange fuhr, und weiß auch nicht, 
ob der hintere Teil des Laſtlrraftwagens nicht eine naheliegende Ge⸗ 
legenheit zum Auffigen von Arbeitern bot. 

Das RG. erklärt im Gegenſatz zum LG., es ſei für die Frage 
der Vorherſehbarkeit des Erfolgs nur zu prüfen, ob es „der all⸗ 
gemeinen Erfahrung entſprichtk oder widerſpricht, daß Men⸗ 
ſchen ſich auf Ladungen von Laſtkraftwagen ſetzen“. Das iſt eine 
vielleicht für die adäquate Kauſalität, aber nicht für die Frage der 
Fahrläſſigkeit zutreffende Formel. Die Tragweite der vom RG. ber 
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Menſchen ſich auf Ladungen von Laſtkraftwagen ſetzen. In⸗ 
folge ihrer rechtsirrigen Berücksichtigung des wirklichen Ver⸗ 
laufes des gerade gegebenen Falles hat die StK. das Rechts⸗ 
erfordernis der Vocherſehbarkeit des Erfolges zu eng auf 
gefaßt. 

Die StR. meint aber auch, der Angekl. habe ſich von 
der verkehrsſicheren Befeſtigung der Ladung feines Laſtkraft⸗ 
wagens überzeugt und damit ſeiner Pflicht als Wagenführer 
hinſichtlich der Vorbereitung der Fahrt genügt. Auch dieſe 
Auffaſſung begegnet rechtlichen Bedenken. Zunächſt deshalb, 
weil die StR. nur „einen verhältnismäßig geringfügigen Stoß 
an die überſtehende Ladung“, daneben zugleich aber — durch 
Übernahme der hierher gehörigen Feſtſtellungen des Schöffen⸗ 
gerichts — als deſſen Folge die Tatſache feſtſtellt, daß 
die vorderſte, oberſte Planke der Ladung zurückgedrückt und 
zwei weitere, unzweifelhaft zur Ladung gehörende Gegen⸗ 
ſtände, eine Bank und eine Baubudentüre, vom Wagen her⸗ 
untergedrängt wurden. Dieſer Sachverhalt legt die An⸗ 
nahme nahe, daß die StͤK. unter Verkennung der beſtehenden 
Vorſchriften zu geringe Anforderungen an die „verkehrsſichere“ 
Verwahrung der Ladung und an die Sorgfaltspflicht geſtellt 
hat, die den Wagenführer gerade auch in bezug auf die Ladung 
ſeines Laſtkraftwagens trifft. Nach § 16 KraftfahrzVO. vom 
15. Dez. 1925/28. Juli 1926 ift der Führer u. a. auch dafür 
verantwortlich, daß die Ladung ſich in vorſchriftsmäßigem 
Zuſtand befindet. Nach § 4 Abſ. 10 a. a. O. ift das aber nur 
dann der Fall, wenn ſie ſo verteilt, verwahrt oder befeſtigt 
iſt, daß ſie Perſonen oder Sachen weder beſchädigen noch ver⸗ 
unreinigen kann. Dieſer Anforderung genügt aber eine Ladung 
dann nicht, wenn Teile von ihr durch „einen verhältnismäßig 
geringfügigen Stoß“ vom Wagen herabgedrängt werden. 
Denn es iſt ohne weiteres klar, daß dieſe Teile beim Her⸗ 
unterfallen Perſonen und Sachen beſchädigen können und ein 
Laſtkraftwagen kann aus den verſchiedenſten Gründen „ver⸗ 
hältnismäßig geringfügigen“ Stößen ausgeſetzt ſein. 

Weiter aber beſteht die Möglichkeit, daß die StK. den 
Rechtsbegriff der Ladung verkannt hat. Auf dem Laſtkraft⸗ 
wagen befanden ſich nicht nur die Baumaterialien, ſondern 
auch die gefüllten Werkzeugkäſten der Verunglückten. Auch 
dieſe Käſten können ſehr wohl zur „Ladung“ des Wagens ge⸗ 


haupteten Rechtsregel iſt hochbedenklich: Wenn es 3. B. der all⸗ 
gemeinen Erfahrung entſpricht, daß ſich gelegentlich Perſonen zu weit 
aus dem Eiſenbahnwagen herausbeugen und dadurch Schaden nehmen, 
oder daß Perſonen von der Wagenpkattform herunterfallen, jo müßten 
alle Bahnbeamten verantwortlich werden, die einen Zug abfahren 
laſſen, auf dem ſich ſo etwas ereignen kann; ferner müßten die Ver⸗ 
ſchlüſſe der Wagentüren und Fenſter ſo eingerichtet werden, daß das 
Publikum ſich ſolchen Gefahren nicht ausſetzen kann. 

Die Anſicht des RG. fußt auf der ganz beweisloſen Unter⸗ 
ſtellung, es ſei nur eine Beſonderheit des gegebenen Falles, daß die 
Verunglückten auf der Ladung des Laſtwagens ſaßen. Es kommt aber 
in Wahrheit nur darauf an, ob der Wagenführer bei Beobachtung 
der nach Auffaſſung des Verkehrs unter den konkreten Umſtänden 
gebotenen Sorgfalt mit der Möglichkeit zu rechnen hatte, daß die 
Ladung in gefährlicher Weiſe aufgebaut war und daß ſich vielleicht 
Menſchen auf den Wagen ſetzen würden. 

Die bisher beſprochenen Feſtſtellungen reichen nicht aus, um die 
Fahrlaſſigkeit einwandfrei zu verneinen. Aber die reichsgerichtlichen 
Anforderungen an die Aufmerkſamkeit eines Laſtwagenfahrers über⸗ 
ſpannen doch weſentlich den Umfang der Vorherſehbarkeit. — 

Im zweiten Abſatz kommt das reichsgerichtliche Urteil auf einen 
weiteren Grund des landgerichtlichen Urteils für die Verneinung der 
Fahrläſſigkeit kritiſch zu ſprechen. Der Angelil. habe ſich von der 
verkehrsſicheren Befeſtigung der Ladung ſeines Laſtkraftwagens über⸗ 
zeugt. Damit ſteht nach Auffaſſung des NO, in Widerſpruch, daß ein 
verhältnismäßig geringfügiger Stoß an die überſtehende Ladung oieſe 
Ladung aus dem Gleichgewicht gebracht hat. Darin liege eine zu ge⸗ 
ringe Anforderung an die Sorgfaltspflicht des Wagenführers. Dem⸗ 
gegenüber iſt aber darauf hinzuweiſen, daß die Feſtſtellung der St K., 
der Angekl. habe ſich von dem verkehrsſicheren Zuſtande über⸗ 
zeugt, rein tatſächliche Natur aufweiſt, die der Nachprüfung des 
RG. entzogen iſt, wenn der behauptete Widerſpruch nicht nach⸗ 
weislich oder wenn er gar künſtlich konſtruiert iſt. Die Annahme des 
R., daß ein nerkehrsſicherer Zuſtand ausgeſchloſſen ſei, wenn ein 
„verhältnismäßig geringfügiger Stoß“ an die überſtehende Ladung 
genügt, um das Gleichgewicht der Ladung zu gefährden, enthält bie 
Behauptung einer Erfahrungsregel, für die das NÖ, nicht das ge 
ringſte beibringt, auch gar nicht beibringen kann. Allerbings kann 
man Zweifel hegen, wie ſtark ein „verhältnismäßig geringfügiger 
Stoß“ in tatſächlicher Hinſicht aufzufaſſen iſt. Gebrauchte das LG. 
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hört haben. Sie umfaßt alle Sachen, zu deren Beförderung 
der Laſtkraftwagen bei der Einzelfahrt beſtimmt iſt. Ob das 
für die eine oder andere, tatſächlich auf dem Wagen befind⸗ 
liche Sache zutrifft oder nicht, iſt lediglich Tatfrage des ein⸗ 
zelnen Falles. Die Stͤ. hat dieſe Frage für die Werkzeug⸗ 
käſten nicht erörtert. Dabei liegt es gerade hier nahe, daß 
auch ſie, ebenſo wie die Baumaterialen, mit dem Laſtkraft⸗ 
wagen nach W., dem Beſtimmungsort der Fahrt gebracht wer⸗ 
den ſollten. Denn dort ſollten gerade die Verunglückten 
und ein anderer Arbeiter eine Baubude errichten, wozu ſie 
ihre gefüllten Werkzeugkäſten ebenſo brauchten, wie die 
Baumaterialien. Die Stad. hat auch nicht geprüft, ob der An⸗ 
geklagte wußte, daß die Käſten auf dem Laſtwagen waren, und 
ob ſie nach W. mitgenommen werden ſollten. Wäre letz⸗ 
teres der Fall, und hätte der Angekl. beides gewußt, dann 
beſtand für ihn ohne weiteres die Rechtspflicht, auch die 
Käſten nach der Vorſchrift des § 4 Abſ. 10 KraftfahrzVO. zu 
verwahren. Aber auch wenn er es nicht gewußt hätte, würde 
dieſe Verwahrungspflicht nicht ſchlechthin entfallen. Aus 88 16, 
4 Abſ. 10 Kraftfahrz VO. folgt die Rechtspflicht des Wagen⸗ 
führers, ſich vor Antritt der Fahrt zuverläſſige Kenntnis 
darüber zu verſchaffen, was alles auf ihr mit dem Laſtkraft⸗ 
wagen befördert werden ſoll. Denn nur dann, wenn er die 
Gegenſtände der Beförderung kennt, kann er für ihre vor⸗ 
ſchriftsmäßige Verwahrung ſorgen. Ob der Angekl. dieſer ſei⸗ 
ner Rechtspflicht nachgekommen iſt, ſagt das angefochtene Ur⸗ 
teil ebenfalls nicht. Wäre er ihr aber nachgekommen, dann 
hätte er möglicherweiſe die Werkzeugkäſten unverwahrt auf der 
Holzladung liegen und die ſpäter Verunglückten auf ihnen 
ſitzen ſehen. Dann hätte er auch die beſonderen Verhältniſſe, 
die hier zum Unfall mitwirkten, gekannt. Die hervorgehobenen 
Mängel führen zur Aufhebung des Urteils. 

(1. Sen. v. 21. Febr. 1928; 1D 1219/27.) A. 


dieſen nicht ſcharf umgrenzten Ausdruck, ſo konnte ihn das RG. 
höchſtens beanſtanden. Dagegen reichte der Gebrauch des Ausdrucks 
keineswegs hin, gleich poſitiv einen Widerſpruch im landgerichtlichen 
Urteil zu konſtruieren. Jedenfalls durfte das RG. keine tatſächliche 
Feſtſtellung treffen, eine Ladung ſei nicht genügend verſichert, wenn 
Teile der Ladung durch einen verhältnismäßig geringfügigen Stoß 
herabgedrängt werden können. Damit behandelt das RG. eine un⸗ 
beſtimmte Verhältnismäßigkeit als eine ganz feſtſtehende Relation 
zwiſchen Stoßkraft und Ladungsgewicht. 

Aber auch dann, wenn der behauptete Widerſpruch glaublich 
wäre, müßte man noch die reichsgerichtliche Konſtruktion des Um⸗ 
fangs der Sorgfaltspflicht beanſtanden. Richtig iſt allerdings, 
daß der Kraftwagenführer für den verkehrsſicheren Zuſtand jenes 
Wagens und der Ladung verantwortlich ift (§ 16 der VO. v. 15. Dez. 
1925). Aber das bedeutet nach dem ganz klaren Wortlaut des 8 16 
nicht, daß ihm auch die nähere Prüfung einer von anderen auf⸗ 
geladenen Fracht daraufhin obliegt, ob ſie gegenüber Stößen ſtand⸗ 
hält. Denn hierfür ſind die Aufladenden verantwortlich. Vom Kraft⸗ 
wagenführer iſt eine beſondere Kenntnis der Statik von Gegenſtänden, 
die er nicht aufgeladen hat, nicht zu verlangen. Wenn ihm bei Be⸗ 
ſichtigung des Wagens und ſeiner Laſt nichts als gefahrdrohend auf⸗ 
fällt oder auffallen muß, trifft ihn kein Vorwurf für einen mangel⸗ 
haften Ladungsaufbau. In dem angeführten § 16 wird der Wagen⸗ 
führer zwar für den vorſchriftsmäßigen Zuſtand des Fahrzeugs und 
der Ladung verantwortlich gemacht. Das bedeutet aber weder eine 
unbegrenzte Verantwortlichkeit für verborgene Fehler, noch eine be⸗ 
ſondere Prüfungspflicht bezüglich des Zuſtandes und des Aufbaus der 
Ladung. Hinſichtlich der Prüfungspflicht heißt es in 816 der VO., 
er habe ſich vor der Fahrt von dem Zuſtand des Fahrzeuges 
zu überzeugen. Daß er ſich auch vom Juſtand der Ladung zu über⸗ 
zeugen habe, wird bezeichnenderweiſe nicht gefordert. Wenn im voraus⸗ 
gehenden Satze von der Verantwortlichkeit für den Zuſtand des Fahr⸗ 
zeugs und der Ladung die Rede war, dann aber nur von einer 
Prüfungspflicht hinſichtlich des Zuſtandes der Ladung geſprochen 
wird, ſo darf man dieſe Einſchränkung des Geſetzgebers nicht einfach 
übergehen. Sie iſt auch ſehr vernünftig. Anderenfalls müßten alle 
Laſtkraftwagenführer zugleich als Packer und Lader ausgebildet ſein. 
Je nach dem Gegenſtand der aufgeladenen Sachen ſind das aber ganz 
verſchiedene Fertigkeiten. Wie ſoll der Wagenführer, wenn er nicht 
aufgeladen hat, erkennen, ob z. B. in Paketen, die aufeinander ge⸗ 
ſchichtet ſind - ſchwere oder leichte Sachen, zerbrechliche oder nicht⸗ 
zerbrechliche Sachen, feuergefährliche oder nichtfeuergefährliche Sachen 
enthalten ſind. Er hat keine beſondere Fragepflicht, nicht einmal ein 
beſonderes Fragerecht gegenüber dem Geſchäftsinhaber oder ſeinem 
Vertreter, wenn ihm nichts Gefährliches auffällt oder nach den Um⸗ 
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Bayeriſches Oberſtes Laudesgericht. 


Strafſachen. 
Berichtet von IR. Dr. Friedrich Goldſchmit II, München. 


1. 89 267 ff., 350 StGB. Die Fahrſcheine einer ge- 
meindlichen Straßenbahn ſind öffentliche Urkunden. Ein 
zerriſſener, von dem Fahrgaſt weggeworfener Fahrſchein 
beſitzt keine Urkundeneigenſchaft mehr. Durch neue Sig⸗ 
nierung und Wiederverkauf eines ſolchen Fahrſcheins iſt 
der Tatbeſtand der fälſchlichen Anfertigung einer Urkunde 
erfüllt. Für die Unterſchlagung genügt es, wenn die Er⸗ 
langung des Gewahrſams und die Zueignung zeitlich zu⸗ 
ſammenfallen. Zur Zueignung iſt eine Verfügung über 
die Sache ſelbſt nicht erforderlich. +) 

Urkunde i. S. der 88 267, 268 StGB. iſt jede verkörperte Ge⸗ 
dankenäußerung, die für den Rechtsverkehr zum Beweiſe rechtserheb⸗ 
licher Tatſachen geeignet und beſtimmt ift; die Beſtimmung zum Be- 
weiſe kann der Urkunde von Anfang an beigelegt ſein, aber auch erſt 
ſpäter beigelegt werden (vgl. Lpz Komm., 3. Aufl., Bem. 2 u. 6 zu 
9267; Olshauſen, 11. Aufl., Bem. 2 u. 3b zu 8267; Frank, 
StcH B., 17. Aufl., Bem. II zu 8 267; RGSt. 17, 103; RG.: DIZ. 
1927, 1416). 

Dieſe Vorausſetzungen treffen für die Fahrſcheine der ſtädtiſchen 
Straßenbahnen M. in doppelter Richtung zu: ſie ſind zum Beweiſe 
geeignet und beſtimmt, einerſeits für den zwiſchen dem Fahrgaſt und 
der Stadtgemeinde geſchloſſenen Beförderungsvertrag als Quittung 
und Fahrtausweis, andererſeits für die Rechtsbeziehungen zwiſchen dem 
Schaffner und der Stadtgemeinde als Beleg für die richtige Hand⸗ 
habung der Dienſtvorſchriften und für die ordnungsmäßige Verrech⸗ 
nung der Fahrteinnahmen. 

Dieſe Fahrſcheine ſind — ebenſo wie früher die Fahrkarten 
ſtaatlicher Eiſenbahnen und nun die Fahrkarten der Reichsbahn — 
öffentliche Urkunden, weil ſie für ein als Gemeindeanſtalt betriebenes, 
gemeinnützigen, öffentlichen Zwecken dienendes Straßenbahnunternehmen 
von einer öffentlichen Behörde und ihren ſie vertretenden Beamten 
innerhalb der Grenzen ihrer Amtsbefugniſſe in der vorgeſchriebenen 
Form aufgenommen find (ogl. Lpz Kom m. a. a. O. Bem. 4b; Ols⸗ 
haufen a. a. O. Bem. 818; Frank a. a. O. Bem. IVIb; RGSt. 


ſtänden auffallen muß. Eine beſondere Sachkunde hierfür iſt rechtlich 
in keiner Weiſe gefordert. — ir 

Im letzten Abſatz feines Urteils Konftruiert das RG. auch noch 
die Möglichkeit, daß die Sta. den Begriff der Ladung ver⸗ 
kannt habe. Es ſcheint damit jagen zu wollen, der Angekl. habe die 
auf dem Wagen befindlichen Werkzeugkäſten nicht zur Ladung ge⸗ 
rechnet und ihre verkehrsſichere Aufſtellung auf dem Wagen nicht 
geprüft. Aus den Gründen des RG. ift ſchlechterdings nicht zu er⸗ 
ſehen, welche Wendung des landgerichtlichen Urteils einen begründeten 
Verdacht ergeben ſoll, daß das LG. den Begriff „Ladung“ verkannt 
hätte. Der vom RG. aufgeftellte Begriff der Ladung, wonach dieſe 
alle Gegenſtände umfaßt, zu deren Beförderung der 
Wagen im Einzelfall beſtimmt war, begegnet keinem Be⸗ 
denken. Die Prüfungspflicht des Angekl. erſtreckte ſich aber auch bei 
dieſem anſcheinend erſt nachträglich hinzugekommenen Teil der Ladung 
nur auf ſinnfällig bemerkbare Gefahren, wie fie ein Erwachſener auch 
ohne beſondere Sachkunde erkennen muß, ſofern die Käſten nicht von 
ihm ſelbſt oder unter ſeiner Aufſicht aufgeladen wurden. 

Prof. Dr. Köhler, Erlangen. 


Zu 1. Dem Veurteiler des Falles drängt ſich zunächſt der Ge⸗ 
danke auf: wegen der lumpigen 20 Pf., die ſich ein Straßenbahn⸗ 
ſchaffner durch Unredlichkeit zu verſchaffen verſucht hat, find ein 
Schöffengericht, eine Strafkammer und ein Strafſenat beſchäftigt 
worden. Schade um ſo viel Zeit und einen ſolchen Aufwand wert⸗ 
voller Kräfte! Aber es ging nicht anders. § 153 StPO. geſtattet die 
Anwendung des Grundſatzes minima non curat praetor bei Ver⸗ 
brechen nicht. Man darf nicht an die unbedeutenden Folgen der 
Tat denken, ſondern muß die verbrecheriſche Energie ins Auge faſſen, 

„der um eines ſo winzigen Vorteils willen nicht vor einer Urkunden⸗ 
fälſchung und — wenigſtens nach Anſicht des Rev. — einer Amts⸗ 
unterſchlagung zurückſchreckte. — In meiner Schrift über die Urkunde 
im Strafrecht, 1902, S. 367 ff. habe ich die Frage unterſucht, ob man 
den amtlichen Urkunden über Privatrechtsverhältniſſe, an denen eine 
öffentliche Behörde beteiligt it, die Eigenſchaft einer öffentlichen 
Urkunde beizulegen habe. Widerſtrebend habe ich die Frage im Ein⸗ 
klang mit der herrſchenden Lehre bejaht. Die einzigen Gegner dieſer 
Anſicht ſind Beling und Binding geblieben. Ihre Gegengründe 
treffen, wie ich auch heute noch glaube, nicht den Kern der Sache. 
Man kann den Behörden, wenn ſie Privatrechtsgeſchäfte zu betreiben 
haben, nicht den Charakter als öffentlicher Behörden abſprechen 
(Beling) oder behaupten, ſolche Beurkundungen gehörten nicht zu 
ihrem Geſchäftskreis (Binding). Wenn man an der in 8 415 ge⸗ 
gebenen Begriffsbeſtimmung auch für den Bereich des Strafrechts feſt⸗ 
hält, kann man trotzdem zu der Auslegung kommen, daß Eiſenbahn⸗ 
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8, 409; 28, 42; 37, 318; 59, 384; entſprechend auch RGSt. 25, 
69; 36, 363). 

Der Ausſteller iſt, wie fih aus dem Inhalt der Urkunde in 
Verbindung mit der Verkehrsauffaſſung ergibt, hinreichend gekenn⸗ 
zeichnet. Dem Fahrgaſt gegenüber genügt der Aufdruck, daß der Fahr⸗ 
ſchein von den ſtädtiſchen Straßenbahnen M. ausgegeben iſt; es iſt 
nicht erforderlich, daß der Fahrgaſt aus der Urkunde auch erſieht, 
welcher beſtimmte Schaffner bei der Ausfertigung des Scheines durch 
Beifügen der dienſtlich angeordneten Vermerke über die Fahrzeit und 
Fahrſtrecke die Stadtgemeinde vertritt (vgl. Binding, Lehrb. II, 
Abt. 1 S. 199 unter b; Olshauſen a. a. O. Anm. 7 I a, 8, 7; 
RGSt. 55, 269; 57, 69, 71). Für die ſtädtiſche Verwaltung aber wird 
die Perſon des ausfertigenden Schaffners durch die dem Fahrſchein 
aufgedruckte Nummer der Fahrſcheinſerie oder Fahrſcheinausrüſtung 
in Verbindung mit den Belegen über die Abgabe der Serien (Aus⸗ 
rüſtungen) an die Schaffner und mit den von den Schaffnern ab⸗ 
gelieferten Verkaufnachweiſen (Kontrollkarten) erſichtlich gemacht. 

Die Verfälſchung einer Urkunde ſetzt voraus, daß die Urkunden⸗ 
eigenſchaft noch beſteht (vgl. Lpz Kom m. a. a. O. Ben. 22 und 24). 
Durch das dem Schaffner dienſtlich obliegende Zerreißen des Fahr⸗ 
ſcheines, das bei Ausſtellung eines Fahrſcheins für direkte Fahrt 
ſofort, hinſichtlich eines Umſteigfahrſcheins nach dem Umſteigen des 
Fahrgaſtes erfolgt, wird zwar die Beweisfähigkeit und Beweisbeſtim⸗ 
mung der Urkunde nicht ohne weiteres beseitigt, weil das Zerreißen 
— ebenſo wie das Durchlochen — nur die Entwertung bedeutet, der 
zerriſſene Fahrſchein aber trotzdem noch den Ausweis für die Fahrt, 
über die er ausgeſtellt iſt, bis zu deren Beendigung bildet. Dagegen 
hat der zerriſſene, nach beendigter Fahrt vom Fahrgaſt als wertlos 
weggeworfene Fahrſchein jede urkundliche Bedeutung, die ihm bis 
dahin beigelegt war, verloren; er iſt nunmehr aus dem Rechtsverkehr 
beſeitigt und kommt fernerhin weder für das Rechtsverhältnis zwiſchen 
dem Fahrgaſt, der ihn erhalten hatte, und der Stadt noch für die 
Rechtsbeziehungen zwiſchen dem Schaffner, der ihn ausgefertigt hat, 
und der Stadtgemeinde zur Nachprüfung der Richtigkeit des erhobenen 
Fahrgeldes, zur Prüfung ordnungsmäßiger Ausſtellung oder zur Er⸗ 
ledigung etwaiger Anſtände und Nachfragen als Beweismittel in Be⸗ 
tracht. Denn dem zerriſſenen, vom Fahrgaſt nach beendeter Fahrt 
weggeworfenen und damit aus dem Rechtsverkehr gezogenen Fahr⸗ 
ſcheine fehlt von nun an jedenfalls die Beweisbeſtimmung (vgl. RGSt. 
36, 317; RG.: DI. 1927, 1416). 

Der Angekl. hat jedoch die bedeutungslos gewordenen Stücke 
des zerriſſenen Fahrſcheines dazu benützt, einen ganz neuen Fahrſchein 


ſahrkarten, Quittungen über die Bezahlung von Gas, Elektrizität, 
Eintrittskarten der Staatstheater u. dgl. Urkunden nicht unter die 
Begriffsbeſtimmung fallen; denn dieſe Urkunden berühren nicht die 
Amtsbefugniſſe der öffentlichen Behörden, ſondern betreffen Privat⸗ 
rechtsgeſchäfte, welche der Staat, die Gemeinde betreibt. Der gemein⸗ 
nützige oder kulturelle Zweck nimmt dem beurkundeten Geſchäft nicht 
die Eigenſchaft eines bürgerlich⸗rechtlichen Geſchäftes. Wird alſo der 
Staat, die öffentlich⸗rechtliche Korporation nicht als Inhaber der 
urſprünglichen oder der abgeleiteten Staatsgewalt, ſondern als Ge⸗ 
ſchäftsunternehmer tätig, fo übt er keine Amtsbefugniſſe aus, auch 
wenn das beurkundete Geſchäft zu dem Geſchäftskreis des Amtes ge⸗ 
hört; es iſt dann trotzdem kein Autoritätsakt, ſondern eine andere 
Amtsverrichtung. Wird dieſe Auffaſſung als richtig anerkannt, dann 
müſſen zwar Steuerquittungen nach wie vor als öffentliche Urkunden 
angeſehen werden, nicht aber Poſteinlieferungsſcheine, Quittungen über 
Fernſprechgebühren, Fahrſcheine der Eiſenbahn, der Poſt oder der 
ſtädtiſchen Verkehrsunternehmungen. Und um einen ſolchen Fahrſchein 
handelt es ſich hier. Der Schaffner einer ſtädtiſchen Trambahn iſt 
bei der Ausſtellung von Fahrſcheinen in einem Gewerbebetriebe der 
Stadt und nicht als Autoritätsorgan tätig; feine amtliche Verrichtung 
hat mit der Ausübung der öffentlich⸗rechtlichen Gewalt nichts zu tun. 
Der Fahrſchein iſt daher als Privaturkunde anzuſehen. 

Die Ausführungen der Entſch. über die Falſchanfertigung des 
Fahrſcheins bieten keinen Anlaß zu Erörterungen. Der Umſtand, daß 
der vom Täter zur Wiederverwendung benutzte Fahrſchein zerriſſen 
war, iſt auch nach meiner Anſicht nicht geeignet, ihm die Urkunden⸗ 
eigenſchaft zu nehmen. Er iſt ja nicht unverändert gelaſſen worden: 
vielmehr hatte ihm der Täter durch Anſtreichen und Ankreuzen der 
paſſenden Stellen des Vordruckes den Anſchein eines neuen von 
einem anderen Trambahnſchaffner herrührenden Fahrſcheins ge⸗ 
geben, der nach dem Umſteigen des Fahrgaſtes durch Zerreißen ord⸗ 
nungsmäßig entwertet worden iſt. 

Ein Gebrauchmachen zum Zweck der Täuſchung nimmt die 
Entſch. nur dem Kontrolleur, nicht auch dem Fahrgaſt gegenüber an. 
Aber auch ihn hat der Schaffner täuſchen wollen, nämlich darüber, 
daß der Fahrſchein kein Umſteigefahrſchein, ſondern ein direkter, dem 
Block entnommener, richtig gekennzeichneter und entwerteter Fahr⸗ 
ſchein ſei. Die Abſicht, den Fahrgaſt zu täuſchen, war von der Hoff⸗ 
nung begleitet, der Fahrgaſt werde den Schein nicht genau unter⸗ 
ſuchen, die Abſicht, den Kontrolleur zu täuſchen, von der Hoffnung, 
er werde nicht nachprüfen, ob der Fahrgaſt wirklich von einer Linie 
in die andere umgeſtiegen ſei. 

Darin, daß der Angekl. die vereinnahmten 20 Pf. für ſich zu 
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für den während ſeiner Dienſtleiſtung in ſeinen Wagen zugeſtiegenen 
Fahrgaſt als Fahrtausweis für die von dieſem Fahrgaſt bezeichnete 
Strecke auszuſtellen; er hat, gewiſſermaßen die Stücke miteinander 
vereinigend, ihren Vordruck zur Ausſtellung eines neuen Scheins für 
ſeinen Fahrgaſt verwendet und dieſem dann die beiden Stücke als 
Quittung und Ausweis für die neue Fahrt übergeben, wie wenn er 
ſeiner Ausrüſtung einen neuen Schein entnommen, ihn vollſtändig 
ausgefüllt und dann zerriſſen hätte. Seinem Fahrgaſt gegenüber, der 
die Perſon des ausſtellenden Schaffners aus dem Inhalt der Urkunde 
nicht ohne weiteres erkennen konnte, hat er allerdings nicht den 
falſchen Schein erwecken wollen, als ſei die Urkunde mit dem aus 


ihr erſichtlichen Inhalte nicht von ihm, ſondern von einem anderen 


Schaffner ausgefertigt worden. Dagegen hat er gegenüber dem die 
Fahrkarten ſeiner Fahrgäſte prüfenden Kontrolleur, mit deſſen Er⸗ 
ſcheinen und Prüfung er von vornherein rechnete, fälſchlich den An⸗ 
ſchein hervorrufen wollen, als ſei die Urkunde nicht von ihm ſelbſt, 
ſondern von einem anderen Schaffner als Umſteigfahrſchein mit dem 
aus dem Schein erſichtlichen Inhalt für die gegenwärtige Fahrt ſeines 
Fahrgaſtes ausgeſtellt worden. Er hat demnach gefliſſentlich der von 
ihm ſelbſt hergeſtellten Urkunde einen Inhalt gegeben, der für den 
Kontrolleur auf eine andere Perſon als Ausſteller hinwies als auf 
jene Perſon, die in Wirklichkeit der Ausſteller war, und inſoweit eine 
öffentliche Urkunde fälſchlich angefertigt. 

Das mit bedingtem Vorſatz unter Benützung des gutgläubigen 
Fahrgaſtes als Mittelsperſon (vgl. Olshauſen a. a. O. Bem. 36 
zu 8267) bewirkte Gebrauchmachen zum Zweck einer Täuſchung des 
Kontrolleurs über die Perſon des Ausſtellers des Fahrſcheins und 
damit über die Echtheit des Scheins, iſt dem angefochtenen Urt. recht⸗ 
lich bedenkenfrei zu entnehmen. Ebenſo iſt die rechtswidrige und auf 
Verſchaffung eines Vermögensvorteils gerichtete Abſicht des Angehl. 
feſtgeſtellt. Der Kontrolleur, mit deſſen Nachprüfung der Angekl. von 
vornherein gerechnet hat, ſollte nach ſeiner Abſicht in die irrige Mei⸗ 
nung über das Vorliegen eines von einem anderen Schaffner aus⸗ 
geſtellten Umſteigfahrſcheins verſetzt und dadurch veranlaßt werden, 
weitere Nachforſchungen über die ordnungsmäßige Verrechnung und 
Ablieferung des Fahrgeldes zu unterlaſſen, das der Fahrgaſt des 
Angehl. bezahlt und dieſer eingenommen hatte, damit der Angekl. im 
geſicherten Beſitze des erhaltenen Geldbetrages verbliebe. 

Zur Unterſchlagung iſt nicht erforderlich, daß unter allen Um⸗ 
ſtänden die Aneignungshandlung der Erlangung des Gewahrſams 
nachfolgen muß; es genügt vielmehr, wenn die Erlangung des Ge⸗ 
wahrſams und die Zueignung zeitlich zuſammenfallen (vgl. Lpzäͤkomm. 


behalten gedachte, ſieht der Senat in Übereinſtimmung mit der SLR. 
eine vollendete Unterſchlagung von amtlich empfangenen Geldern. Das 
halte ich nicht für richtig. Hätte freilich der Angekl. das Geld nicht 
in die Geldtaſche zu dem bereits vereinnahmten Fahrgeld, ſondern in 
ſeine eigene Taſche geſteckt, dann hätte er eine Amtsunterſchlagung 
begangen. So liegt der Fall aber nicht, vielmehr iſt der Entſch. zu 
entnehmen, daß der Angekl. den Geldbetrag zunächſt mit dem Geld 
in der Fahrgeldtaſche vermiſcht hat und dabei beabſichtigte, einen 
entſprechenden Betrag erſt nach Dienſtſchluß bei der Abrechnung ein⸗ 
gubehalten. Zuzugeben iſt, daß bei der Unterſchlagung die Erlangung 
des Gewahrſams und die Zueignungshandlung zeitlich zuſammenfallen 
Rönnen. Es muß aber dann deutlich erkennbar fein, daß der Täter 
bereits den Willen hatte, die Sache für ſich zu behalten. Auf die 
Eutſch. RG. 49, 194 f. kann ſich der Senat nicht berufen. Denn in 
dem dort entſchiedenen Falle hatte der Täter das Hemd ſofort an⸗ 
gezogen und die Stiefel in ſeinem Hauſe verſteckt. Hier aber hat der 
Angekl. das Geld nicht in ſeiner Taſche verborgen, ſondern, wie ge⸗ 
ſagt, mit dem größtenteils abzuliefernden Fahrgeld vermiſcht. Die 
Entſch. ſpricht ſelbſt davon, daß der Kontrolleur veranlaßt werden 
ſollte, weitere Nachforſchungen über die ordnungsmäßige Verrechnung 
und Ablieferung des Fahrgeldes zu unterlaſſen. Folglich hat ſich der 
Angekl. die 20 Pf. nicht angeeignet, ſondern er hat den Stadtfiskus 
um einen entſprechenden Betrag ſchädigen und ſich einen rechtswidrigen 
Vermögensvorteil verſchaffen wollen. Dieſe Abſicht ſuchte er, wie die 
Entſch. gleichfalls hervorhebt, durch eine Täuſchung des Kontroll⸗ 
beamten zu verwirklichen. Dieſer ſollte bei der Prüfung des Fahr⸗ 
ſcheins in den Irrtum verſetzt werden, daß der Fahrgaſt mit dem 
Fahrſchein in dieſe Linie umgeſtiegen ſei und daß der Angekl. ihm 
den Fahrſchein zerriſſen wieder ausgehändigt hätte. Dieſe Tatumſtände 
deuten auf einen durch den Gebrauch der falſchen Urkunde verübten 
Betrugsverſuch hin, der auch wirklich vorliegt. Der Anfang der Aus⸗ 
führung beſtand in der Vorſpiegelung falſcher Tatſachen durch ſchlüſſige 
Handlung, nämlich durch Vorzeigenlaſſen des fälſchlich angefertigten 
Fahrſcheins. Dadurch ſollte der Kontrolleur in den oben bereits näher 
gekennzeichneten Irrtum verſetzt und dadurch veranlaßt werden, dem 
Fahrgaſt den Schein wieder zurückzugeben und weitere Nachfocſchungen 
zu unterlaſſen. Dieſe Unterlaſſung wäre eine das Vermögen der 
Stadtgemeinde um den Betrag von 20 Pf. ſchädigende Vermögens⸗ 
verfügung geweſen. Daß eine Vermögensverfügung auch in einer 
Unterlaſſung beſtehen kann und dem Verfügenden nicht bewußt ge⸗ 
weſen zu fein braucht, ift faſt allgemein anerkannt (ogl. Kirchner 
in Olshauſens Komm., Note 27 b zu 8 268) Und darauf, daß 
ſich der Kontrolleur infolge ſeines Irrtums der Vermögens verfügung 
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a. a. O. Bem. 1, 2 zu 8 246; Binding a. a. O. Bd. I ©. 275; 
Lucas, Anleitung zur Strafr. Praxis, 2. Teil, 3. Aufl. S. 317; 
RGSt. 49, 194, 198; Urt. des BayobscJ. v. 24. Jan. 1922, 
Neofteg. I 13/22 und v. 27. Juni 1922, Revgteg. I 308/22). 

Zur „Zueignung“ iſt eine Verfügung über die Sache ſelbſt nicht 
unbedingt erforderlich; die Zueignung kann in allen Willensäuße⸗ 
rungen erblickt werden, die eine Zueignungsabſicht offenbaren und 
betätigen (vgl. RGSt. 55, 145, 146; 58, 230; DELZ. 1920, 250; 
DIZ. 1926, 238; Zur. 1927, Rſpr. Nr. 662). 

(BayObLG,., Urt. v. 24. Okt. 1927, RevReg. II Nr. 340/27.) 


Oberlaudesgerichte. 


Berlin. a) Zivilſachen. 

1. 8346 HGB. Verjährung von Anſprüchen gegen 
den Spediteur. Tragweite allgemeiner Geſchäftsbedin⸗ 
gungen. f) 

(KG., 29. ZS., Urt. v. 4. Febr. 1928, 19 U 13012/27.) 

Abgedr. IW. 1928, 1754. 


* 
Celle. 
2. 88 88, 95 EVD. Die Eiſenbahn iſt verpflichtet, an 
den Güterwagen zu vermerken, wenn ihre letzte Verwen⸗ 
dung für einen Salztransport erfolgt iſt. 5) 


Die Kl. verlangt von der Bekl. 505,05 AM Schadenserſatz, 
weil fie ihr für das Verſenden von Frühkartoffeln einen Wagen 
zur Verfügung geſtellt habe, in dem ſich noch Sallzrückſtände be⸗ 


nicht bewußt werden follte, hatte es der Täter gerade abgeſehen. Man 
Kann auch nicht einwenden, die Unterlaſſung der Beanſtandung ſei 
für den Vermögensſchaden nicht urſächlich. Nur ihr Unterbleiben hätte 
eine Sachlage zur Folge gehabt, die es dem Angekl. ermöglichte, bei 
der Ablieferung des Fahrgeldes 20 Pf. einzubehalten. 

Auf den feſtgeſtellten Sachverhalt iſt daher außer den §8 267, 
268 nicht § 351, ſondern § 263 i. Verb. m. § 43 anzuwenden. Zu 
dieſer Beurteilung hätte das BayObsG. ſchon auf Grund ſeiner 
eigenen Feſtſtellungen kommen können. Auch eine Entſch. des RE. 
v. 28. Okt. 1895 (RGSt. 28, 144) hätte ihm dazu verhelfen können. 
Der dort behandelte Fall liegt etwas anders; es handelte ſich um 
eine private Straßenbahngeſellſchaft, die gebrauchten Scheine, die der 
Schaffner an die neuen Fahrgäſte austeilte, bedurften keiner Ver⸗ 
änderung, und ſchließlich war dem Schaffner der Trick wiederholt ge⸗ 
glückt. Aber das NG. weiſt nach, daß Unterſchlagung nicht an⸗ 
genommen werden kann, dagegen Betrug. Das hatte ſchon die Stͤ. 
erkannt, aber Betrug gegenüber den Fahrgäſten anſtatt gegenüber 
den mit dem Schaffner abrechnenden Angeſtellten der Straßenbahn 
angenommen. 

Bei einer, wie ich annehme, richtigen Wertung des Sachverhaltes 
als Betrugsverſuch und nicht als vollendete Amtsunkerſchlagung kommt 
man auch nicht in die Verlegenheit, aus zwei zeillich auseinander⸗ 
liegenden Handlungen reichlich gewaltſam und gekünftelt eine Tat⸗ 
einheit zu konſtruieren, indem man die Abſicht des Angekl., ſich 
einen Vermögensvorteil zu verſchaffen, als Bindeglied für die Eiuheit 
zweier Straftaten verwendet. In ſolchen Fällen liegt keine Tat⸗ 
einheit vor, ſondern eine Mehrheit unſelbſtändiger Handlungen, 
für die es im StGB. an einer geſetzlichen Regelung fehlt. Ohne ge⸗ 
waltſame Konſtruktion kommt man zu der gewünſchten Anwendung 
des 873, indem man dieſe Geſetzesbeſtimmung auf Fälle dieſer Art 
nicht direkt, ſondern entſprechend anwendet. 

Die nur teilweiſe mitgeteilten Gründe der Entſch. laſſen nicht 
erkennen, welche Strafe der Angekl. erhalten hat. Der Mindeſtbetrag 
der Strafe iſt ſelbſt bei Annahme mildernder Umſtände drei Monate 
Gefängnis. Folgt man meiner Auffaſſung (Gewinnſüchtige Falſch⸗ 
anfertigung einer Privaturkunde in Tateinheit mit verſuchtem Bekruge), 
ſo kann man bis auf eine Woche Gefängnis heruntergehen und an 
Stelle der verwirkten Strafe gem. 8 27 b auf eine Geldſtrafe er⸗ 
Kennen. Man darf natürlich nicht die ſtrafrechtliche Würdigung eines 
Sachverhaltes nach der Höhe der für den Angekl. als angemeſſen ge⸗ 
haltenen Strafe zurechtlegen. Solche Freiheiten konnten ſich nur die 
früheren Geſchworenen durch unſachliche und willkürliche Beantwortung 
der Schuldfragen geſtatten. Aber man kann fi, freuen, wenn es durch 
ſtrafrechtlich einwandfreie Anwendung der Strafgeſetze möglich iſt, dem 
FAngekl. eine ſeinem Verſchulden beſſer entſprechende Strafe aufzuerlegen. 

Prof. Dr. Merkel, Greifswald. 


Zu 1. A. Anm. von Seuckpiehl, ebenda. 


B. Der Entſch. des KG., die eine im kaufmänniſchen Verkehr 
häufig hervortretende Vertragsbeſtimmung zum Gegenſtand hat, iſt, 
im Gegenſatz zu Seuckpiehl, voll zuzuſtimmen. Wenn It. Ge⸗ 
ſchäftsbedingungen „alle Auſprüche des Auftraggebers gegen ben 
Spediteur“ Kurzfriſtig nerjähren ſollen, fo erſtreckt ſich dieſe Vor⸗ 
ſchrift ſiungemäß und wörtlich nur auf ſolche Fälle, in denen der eine 
Vertragsteil als Geber, der andere als Empfänger eines Speditions⸗ 
auftrags ſich gegenübergetreten ſind. Nur was aus dieſer beſonderen 
Art vertraglicher Beziehungen entſpringt, intereſſiert in den Geſchüfts⸗ 
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funden hätten; durch dieſe Salzrückſtände ſeien die Kartoffeln ver⸗ 
dorben und ihr ein Schaden von 505,05 AA entſtanden. 

Das LG. hat die Klage abgewieſen. In der Ber Inſt. wurde 
die Klageforderung für dem Grunde nach gerechtfertigt erklärt. 

Die Bekl. hat als Frachtführerin bei der Geſtellung von Wagen 
gewiſſe Sorgfaltspflichten zu erfüllen, ebenſo wie die Kl. als Ver⸗ 
ſenderin bei der Beladung eine Unterſuchungspflicht hinſichtlich der 
Brauchbarkeit und der Geeignetheit des zugewieſenen Wagens hat. 

Jedoch kann der Bekl. nicht zugemutet werden, daß ſie die 
Wagen, die einmal für die Beförderung von Kaliſalzen verwendet 
ſind, nun ausſchließlich nur noch zum Transport von Kaliſalzen 
benutze. Eine ſolche Maßnahme würde dazu führen, daß dieſe Wagen 
in vielen Monaten des Jahres nutzlos auf den Geleiſen ſtänden und 
in den Monaten, in denen Kaliſalze verſchickt würden, nach der Ent⸗ 
ladung große Strecken leer zu ihren Abgangsſtationen zurück⸗ 
laufen müßten. Die Bekl. wäre dann zu einer für die deutſche 
Landwirtſchaft nicht tragbaren Erhöhung ihrer Tarife für Kali⸗ 
ſalze gezwungen, und fie müßte Geld zuſetzen. Beides iſt aus wirt⸗ 
ſchaftlichen Gründen unmöglich. 

Ebenſowenig kann der Bekl. zugemutet werden, daß ſie die 
Wagen, die einmal zur Beförderung von Kaliſalzen gedient haben, 
darauf ſo lange reinige, bis auch die letzten Salzreſte entfernt ſind. 
Eine reſtloſe Beſeitigung aller Kalireſte iſt mit wirtſchaftlich trag⸗ 
baren Mitteln nicht möglich. 

Andererſeits kann aber auch der Kl. als Abſenderin und Ver⸗ 
laderin nicht zugemutet werden, daß ſie jeden ihr für die Verladung 
von Frühkartoffeln zugewieſenen Wagen durch Auskratzen der 
Fugen in der Bodenfläche und in den Seitenwänden oder in anderer 
Weiſe daraufhin unterſucht, ob ſich dort noch ohne weiteres gar 
nicht ſichtbare Teilchen von Salz befinden. Solange ſie nicht weiß, 


bedingungen. Nicht dagegen ſoll derjenige, der mit einem Spediteur 
in geſchäſtlicher Verbindung ſteht oder geſtanden hat, deswegen nun 
mit jedweder Forderung überhaupt, welchen Urſprungs ſie immer ſei, 
den Spediteurbedingungen unterfallen. „Alle Anſprüche des Auf⸗ 
traggebers gegen den Spediteur“ iſt gleichbedeutend mit „alle An⸗ 
ſprüche aus Speditionsverträgen“. Wenn alſo, wie hier, ein Spedi⸗ 
teur irrtümlich einen Kunden für ein Darlehn belaſtet, das er einem 
ganz anderen Kunden gewährt hat, ſo liegt dieſer Fall außerhalb der 
regelmäßigen Beziehungen zwiſchen einem Auftraggeber und einem 
Spediteur und hat nichts zu tun mit erteilten oder noch zu erteilen⸗ 
den Aufträgen; das für jene Fälle beſtehende Intereſſe an ſchneller 
Glattſtellung der beiderſeitigen Anſprüche, das der Verjährungsvor⸗ 
ſchrift der Geſchäftsbedingungen zugrunde liegt, fehlt hier völlig. Mit 
Recht verſagt daher hier das KG. dem Spediteur den Vorteil der 
Kurzen Verjährung. 

Damit wird nicht, wie Senckpiehl ſagt, ein einzelner An⸗ 
ſpruch aus einer allgemeinen Vertragsbeſtimmung wieder heraus⸗ 
genommen, ſondern es wird eine Grenze gezogen zwiſchen denjenigen 
Fällen, auf die ſich die allgemeine Beſtimmung beziehen will, und den⸗ 
jenigen, die fie offenbar nicht betreffen will. Das NG. zählt lauch 
keineswegs alle Bereicherungsanſprüche ſchlechtweg zu der letzteren 
Gruppe, ſondern 'ſtellt ausdrücklich auf den beſonderen Fall ab. Weder 
für Bereicherungsanſprüche noch für die von Senckpiehl gleich⸗ 
zeitig hervorgehobenen Anſprüche aus unerlaubter Handlung läßt 
ſich allgemeingültig die Anwendbarkeit der vertraglichen Verjährungs⸗ 
vorſchriften bejahen oder verneinen; entſcheiden muß vielmehr immer, 
ob der einzelne Fall in dem typiſchen Rahmen des Speditionsgeſchäfts 
liegt. RA. Dr. Lion, Hamburg. 


Zu 2. Die Kartoffeln haben während der Eiſenbahnbeförderung 
einen Sachſchaden erlitten. Nach 8 456 HGB. iſt die Eiſenbahn 
grundſätzlich deswegen haftbar. Daß ſie an dem Sachſchaden ſchuld⸗ 
los ſei, kann ſie nicht einwenden; denn ſie haftet nach der genannten 
Vorſchrift auch ohne eigenes Verſchulden. Es fragt ſich nur, ob die 
Eiſenbahn ſonſt noch etwas zu ihrer Haftbefreiung einwenden kann. 

Aber auf dieſe formalen Beſtimmungen über die Haftung der 
Eiſenbahn geht das OG. nicht näher ein. Es erwägt die wirt⸗ 
ſchaftlichen Verhältniſſe, die bei der Beurteilung des Falles in 
Betracht kommen, und ftellt feſt, was jeder Partei zur Vermeidung 
des Schadens zuzumuten iſt. 

Dieſe Beurkeilungsweiſe it neuartig, aber nicht falſch. 

Bei der rein formalen rechtlichen Beurteilung würde man zu 
dem gleichen Ergebnis gelangen müſſen; darum iſt das vorl. Urteil 
auch richtig. 

Ich empfehle allen Gerichten ein ebenſo gründliches Eingehen 
auf die wirtſchaftlichen Verhältniſſe, allerdings nur i. Verb. m. 
dem geltenden Recht. Ebenſo verkehrt, wie eine rein formale Be⸗ 
trachtung wäre, kann die rein wirtſchaftliche Beurteilung ſein; denn 
die formalen Rechtsvorſchriften ſind nun einmal vorhanden und 
müſſen beachtet werden. 

Unter Zugrundelegung der Urteilsbegründung wird die Eiſen⸗ 
bahn künftig nicht nach 8 88 Abſ. 2 EBD. ſondern nach 88 88 
Abf. 3 und 95 EV O., alſo in voller Höhe haftbar fein, wenn fie 
Salzwagen zur Kartoffelbeförderung ſtellt, ohne dem Beſteller aus⸗ 
drücklich mitzuteilen, daß ſie zur Salzbeförderung gedient haben. 

AGR. i. R. Dr. Senckpiehl, Werder a. Havel. 
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daß der zugewieſene Wagen vor nicht allzu langer Zeit mit Salz be⸗ 
laden geweſen iſt, genügt ſie ihrer Sorgfalts⸗ und Unterſuchungs⸗ 
pflicht, wenn ſie den Wagen auf ſichtbare Salzreſte unterſucht. 
Auch braucht die Kl. die Frühkartoffeln nicht ohne weiteres auf 
einer Unterlage von Sand, Erde, Stroh oder Torfſtreu zu ver⸗ 
laden, ſolange ſie keine Kenntnis davon hat, daß der Wagen vor 
nicht allzulanger Zeit zur Salzbeförderung gedient hat. Sand, Erde, 
Stroh oder Tarfſtreun ſind an den Stationen, an denen Kartoffeln 
verladen werden, nicht immer zu haben und ſind bei Wagen, 
die noch nicht als Salzwagen verwandt ſind, auch überflüſſig. 

Bei der Abwägung, welche Sorgfaltspflichten die Parteien bei 
der Geſtellung und Verwendung von Wagen für die Verſendung 
von Kartoffeln zu beobachten haben, wird man den einander wider⸗ 
ſtreitenden Intereſſen am beiten gerecht, wenn man die Bekl. ver⸗ 
pflichtet erachtet, die für die Salzbeförderung verwandten Wagen 
beſonders zu kennzeichnen, und wenn man der Kl. eine erhöhte 
Sorgfalts⸗ und Unterſuchungspflicht bei der Beladung ſolcher ge⸗ 
zeichneten Wagen auferlegt. Die Bekl. kann ohne erhebliche Koſten 
an den für die Salzbeförderung dienenden Wagen vermerken, waun 
die letzte Verwendung für einen Salztransport ſtattgefunden hat. 

Die Verlader von Kartoffeln wiſſen dann, woran ſie ſind. Sie 
können entweder den Wagen als für ihre Zwecke ungeeignet zu⸗ 
rückweiſen, oder ſie ſind für verpflichtet zu erachten, den gezeichneten 
Wagen durch Auskratzen der Fugen oder auf eine andere Weiſe be⸗ 
ſonders ſorgfältig auf noch vorhandene Salzreſte zu unterſuchen 
oder aber die Frühkartoffeln durch eine Unterlage von Stroh, Erde, 
Sand oder Torfſtreu gegen die Salzreſte und die von ihnen drohen⸗ 
den Gefahren zu ſchützen. 

Die Bekl. meint zwar, die beſondere Bezeichnung der zur 
Salzbeförderung benutzten Wagen würde darauf hinauslaufen, daß 
im Laufe der Zeit der größte Teil der bedeckten Wagen als Salz⸗ 
wagen bezeichnet wäre. Jedoch kann dieſer Anficht nicht beigetreten 
werden, weil die Bezeichnung ja nicht dauernd an dem Wagen zu 
verbleiben braucht, ſondern nur ſo lange, als die Salzreſte noch zu 
befürchten ſind. Sobald feſtgeſtellt wird, daß die Salzreſte nach und 
nach durch Ausfegen oder andere mechaniſch oder chemiſch wirkende 
Mittel entfernt oder durch die Verbindung mit Sandteilen oder 
ſonſt im Laufe der Zeit unſchädlich geworden ſind, könnte die be⸗ 
ſondere Bezeichnung wieder entfernt werden. 

(OLG. Celle, 9. ZS., Urt. v. 6. Juni 1928, 2 IX U 233/27.) 
* 
Darmſtadt. 


3. Die Verpflichtung der Eiſenbahn zur Vorlage 
ihrer Unterſuchungsakten. 

Soweit die Berufung einen Beweis eines Verſchuldens der 
Bekl. und eine Verletzung der ihr obliegenden Aufklärungspflicht 
durch Vorlage der Ermittlungsakten zu erbringen ſucht, waren dieſe 
Anträge als rechtlich und ſachlich unbegründet abzulehnen. Die von 
dem CG. angezogene und im weſentlichen richtig gewürdigte Rſpr. 
zu 8 82 EVO. iſt allerdings nicht einheitlich und hat vielfach (vgl. 
die Zuſammenſtellung in Brodbeck, Vorlage der bahnamtlichen 
Unterſuchungsakten, Verkehrsrecht VIII S. 106 ff.) in Anlehnung an 
das Urt. des OLG. Naumburg (JW. 1922, 516) unter Heranziehung 
des 8 810 BGB. der Bahn eine weitgehende Verpflichtung zur Vor⸗ 
lage aller Ermittlungen auferlegt. Der Senat hat mit Blume, 
EVO. (882 Anm. 1) und Rund nagel⸗Fritſch⸗Sperber 
(S. 182 ff.) und v. der Leyen (JW. 1922, 516) den 8 82 EVO. als 
lex specialis gegenüber dem 8810 BGB. angeſehen und die Bahn 
dafür verpflichtet erachtet, eine Sachunterſuchung über den Zuſtand 
des Gutes, Betrag des Schadens und, ſoweit möglich, Urſache des 
Schadens anzuſtellen und nach Aufklärung aller dieſer Punkte „das 
Ergebnis“ dieſer Unterſuchung den Beteiligten mitzuteilen. Dieſe Ver⸗ 
pflichtung zur Mitteilung erſtreckt ſich aber nur auf die vorerwähnten 
Punkte; die Bahn iſt jedoch nicht gehalten, Ermittlungen, welche ſie 
aus anderen, insbeſ. innerdienſtlichen Gründen angeſtellt hat, den 
Beteiligten bekanntzugeben. Für den vorl. Fall muß mit dem LG. 
die vorgelegte Tatbeſtandsaufnahnte v. 8. März 1924 als eine aus⸗ 
reichende Mitteilung des „Ergebniſſes“ i. S. des 8 82 angeſehen 
werden. Daß in dieſer Tatbeſtandsaufnahme Rubriken nicht aus⸗ 
gefüllt ſind, welche für den Transport des Wagens nicht in Betracht 
kommen, iſt kein Mangel. Auch die Zeugenausſagen geben, wie der 
erſte Richter zutreffend dargetan hat, keine Anhaltspunkte dafür, daß 
die Belkl. ihre Aufklärnngspflicht nicht nach allen Richtungen erfüllt 
hätte, die Zeugen ſchildern eingehend die über den ganzen Transport 
des Wagens ſich ausdehnenden Nachforſchungen, deren Ergebnis in 
der Tatbeſtandsaufnahme feſtgelegt iſt, daß Vermutungen der Zeugen 
in dieſe Urkunde nicht aufgenommen ſind, iſt nicht, wie die Kl. meint, 
ein Mangel, ſondern ein Vorzug der Urkunde. Da die Kl. auch 
keinerlei ſonſtige Anhaltspunkte für irgendeine Unterlaſſung der 
Bekl. bei Aufklärung des Sachverhalts erbracht hat, waren die 
Anträge auf Vorlage weiterer Ermittlungen aus den angeführten 
Gründen zurückzuweiſen. 

(OLG. Darmſtadt, Urt. v. 12. Juli 1928, 2 U 177/27.) 
Mitgeteilt von RA. Franz Mayer, Mainz. 
* 
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Dresden. 

4. 8 138 BGB.; SS 29f Binn Schiff. Die im Befrach⸗ 
tungsvertrage eines Elbſchiffers enthaltene Beſchränkung 
des Anſpruchs auf das geſetzliche Liegegeld verſtößt nicht 
gegen die guten Sitten. 

Die Klauſel über die Beſchränkung des geſetzlichen Liege⸗ 
gelds findet ſich ſeit Jahrzehnten in den vordruckmäßig abge⸗ 
ſchloſſenen Verträgen der Bekl. und der mit ihr in einem Verbande 
zuſammengeſchloſſenen Unternehmungen, der Vereinigten Elbeſchiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaften und der Neuen Deutſch⸗Böhmiſchen Elbeſchiff⸗ 
fahrtsgeſellſchaft, und iſt bisher — vielleicht infolge gütlichen Aus⸗ 
gleichs — wohl noch niemals beanſtandet worden. Schon hiernach 
muß es bedenklich erſcheinen, die Klauſel jetzt plötzlich für ſitten⸗ 
widrig und nichtig zu erklären. Sie iſt es aber auch nicht. Sie 
wäre ſittenwidrig, wenn ſie ſich als ein Mißbrauch der wirtſchaft⸗ 
lichen Vormachtſtellung der Schiffahrtsgeſellſchaften gegenüber den 
Schiffseignern darſtellen würde. Davon könnte aber nur dann ge⸗ 
ſprochen werden, wenn die letzteren darauf angewieſen wären, ihre 
Kähne an die erſteren zu verchartern, und keine Möglichkeit hätten, 
mit anderen Unternehmern, die jene Klauſel nicht zur Bedingung 
machen, oder unmittelbar mit den Verladern Befrachtungsverträge 
abzuſchließen. Entfernte oder wirtſchaftlich kaum ins Gewicht 
fallende Möglichkeiten hätten dabei außer Betracht zu bleiben 
(vgl. RG. 115, 2181)). Aber die Möglichkeit, Befrachtungsverträge 
ohne die beanſtandete Klauſel abzuſchließen, iſt den Schiffseignern 
in ihrer Geſamtheit in hinreichendem Maße gegeben. 

Für den Kl. ſelbſt freilich iſt ſie dadurch beſchränkt, daß er 
der Schiffseignergenoſſenſchaft in Hamburg angehört. Denn nach 
deren Satzungen iſt es ihm bei Vertragsſtrafe verboten, ſeine Kähne 
an andere als die ihm von der Genoſſenſchaft zugewieſenen Ver⸗ 
frachter zu verchartern. Dadurch entgehen ihm Gelegenheiten, Ver⸗ 
träge nach Belieben ohne die läſtige Klauſel abzuſchließen. Aber 
dieje freiwillig übernommene Einſchräukung der Vertragsfreiheit 
kann bei der Entſch. der Frage nach der Gültigkeit der Klauſel 
nicht ins Gewicht fallen. Vielmehr müſſen die Verhältniſſe der⸗ 
jenigen Schiffseigner zugrunde gelegt werden, die von ſolchen Bin⸗ 
dungen frei ſind. 

(Sch. Dresden, 12. 3 ., Urt. v. 11. Juli 1928, 12 0 97/27.) 
Mitgeteilt von OLGR. Erler, Dresden. 


* 
Minden. 

5. Als „Beſchädigung“ i. S. 8 456 HGB. bzw. § 84 
EBD. kann nur eine qualitative äußere oder innere Ver⸗ 
ſchlechterung der Subſtanz, nicht aber eine auf anderen 
Umſtänden beruhende Wertverringerung des Gutes ange⸗ 
ſehen werden. Die Eiſenbahn ift unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen wegen poſitiver Vertrags verletzung ſchadens⸗ 
erſatzpflichtig. }) 

Der Kl. ſtützt den erhobenen Anſpruch auf eine Verletzung 
des mit der Bekl. abgeſchloſſenen Frachtvertrages durch die Bekl. 
Der Erſtrichter hat den Klageanſpruch dem Grunde nach als nach 
8 84 EBD. gerechtfertigt angeſehen, weil die durch die falſche Be⸗ 
zeichnung der Tiere als Beobachtungsvieh verurſachte Minderung 
ihres Verkaufswertes eine „Beſchädigung“ darſtelle, für welche die 
Bahn auch ohne Verſchulden hafte. Der Senat ſchließt ſich dieſer 
nur von Eger (EBD. 3. Aufl., § 84 Anm. 445) vertretenen 
Rechtsanſchauung nicht au. Als „Beſchädigung“ i. S. 8 456 HGB. 
bzw. § 84 EVO. kann nur eine qualitative äußere oder innere Ver» 
ſchlechterung der Subſtanz, nicht aber eine auf anderen Umſtäuden 
beruhende Wertverringerung des Gutes angeſehen werden (Blu me⸗ 
Weirauch, EVO. 1926, 8 84 Anm. 5; Staub, HGB., 88 414 
Anm. 3, 429 Anm. 6; Düringer⸗ Hachenburg, HGB, $ 390 
Anm. 5; Moſſe⸗ Heymann, HGB., 8 414 Anm. 4; Rund⸗ 
nagel, Die Haftung der Eiſenbahn 1924, S. 33; Rundnagel, 
Beförderungsgeſchäfte, im Handb. des Handelsrechts von Ehren⸗ 
berg Bd. V, II S. 218). Der Klaganſpruch kann deshalb nicht aus 
einer Haftung der Bahn nach §s 84, 88 EVO. abgeleitet werden 
und der Behl. iſt ferner zuzugeben, daß in der EVO. auch keine 
ſonſtige Beſtimmung enthalten it, auf welche der erhobene Anſpruch 
geſtützt werden könnte. Dagegen irrt die Bekl., wenn ſie annimmt, 
daß mangels Anwendbarkeit der EVO. höchſtens eine außervertrag⸗ 
liche Haftung der Bahn nach 83 823, 831 HGB. in Betracht kom⸗ 
men könne. 

Die aus den Frachtgeſchäften der Eiſenbahn für die Vertrag⸗ 
ſchließenden entſpringenden Rechte und Verbindlichkeiten ſind in 
erſter Linie nach den in 8 471 HGB. aufgezählten zwingenden Vor⸗ 
ſchriften des HGB. zu beurteilen, ſodann nach der EVO. (8 454 
HGB.) weiterhin nach den ſonſtigen Beſtimmungen des HGB., 
ſchließlich nach den Normen des BGB. (Art. 2 Ec HGB.) im Hs. 


1) 3298. 1927, 118, 
Zu 5. I. Beim Vichtranspurt iſt gewöhnliches, dem freien 


Verkehr unterliegendes Vieh und „Beobachtungsvieh“ zu unter⸗ 
ſcheiden, welches aus Sperr- oder Beobachtungsbezirken ſtammt 
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(58 456, 466) und in der EVD. (88 84, 94) iſt nur die Haftung 
der Bahn für Schäden geregelt, welche durch Verluſt, Minderung 
oder Beſchädigung des Gutes während des Transportes oder durch 
Transportverzögerung entſtehen. Damit iſt aber die vertragliche 
Haftung der Bahn nicht erſchöpft. Im übrigen kann die Bahn viel- 
mehr nach der Rechtslehre und Pipe. unter beſtimmten Voraus⸗ 
ſetzungen wegen poſitiver Vertragsverletzung ſchadenserſatzpflichtig 
gemacht werden. 

Durch Abſchluß des Frachtvertrages v. 22. Nov. 1926 iſt 
zwiſchen den Parteien ein gegenſeitiges Schuldverhältnis begründet 
worden. Nach § 276 BGB. hat der Schuldner, ſofern nicht ein 
anderes beſtimmt iſt, Vorſatz und Fahrläſſigkeit zu vertreten; fahr⸗ 
läſſig handelt, wer die im Verkehr erforderliche Sorgfalt außer acht 
läßt. Der Schuldner, der dieſe Sorgfaltspflicht verletzt, iſt ohne 
weiteres zum Erſatz des dadurch verurſachten Schadens verpflichtet 
(RG. 106, 25). Nach § 278 BGB. hat der Schuldner für ein Ver⸗ 
ſchulden ſeiner Erfüllungsgehilfen aufzukommen. Das HGB. gibt 
der Regel des 8 276 BGB. für den Handelsverkehr einen be⸗ 
ſtimmteren Inhalt. Als gewerbsmäßiger Frachtführer iſt die Reichs⸗ 
bahngeſellſchaft Kaufmann nach § 1 Abſ. II Ziff. 5 HHB. Ihre 
Frachtgeſchäfte find Handelsgeſchäfte nach 8 343 HGB. Wer aus 
einent Geſchäft, das auf ſeiner Seite ein Handelsgeſchäft iſt, einem 
anderen zur Sorgfalt verpflichtet iſt (8 276 BGB.) hat für die 
Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns einzuſtehen (8 347 HGB.; 
vgl. auch § 81 Abſ. III EBD.) Der Frachtführer hat die Sorg⸗ 
falt eines „ordentlichen Frachtführer” anzuwenden (8 429 HGB.). 
Nach 865 Abf. II EVO. hat die Bahn, ſolange das Gut unter⸗ 
wegs iſt, d. h. von deſſen Annahme bis zu deſſen Ablieferung, als 
Nebenverpflichtung aus dem Frachtvertrag die etwaigen Polizei⸗ 
vorſchriften (hier die ſeuchenpolizeilichen Vorſchriften) zu erfüllen; 
in dieſem Falle hat ſie die Pflichten eines Spediteurs. Als ſolcher 
hat ſie das übernommene Geſchäft mit der Sorgfalt eines ordent⸗ 
lichen Kaufmannes auszuführen und dabei die Weiſungen ihres 
Auftraggebers zu befolgen, widrigenfalls ſie ſich ſchadenserſatzpflichtig 
macht (88 407 Abſ. II, 408 Abſ. I, 384 Abſ. I, 385 HGB.). Nach 
$ 458 HGB. (8 5 EVO.) haftet die Bahn für ihre Leute und für 
andere Perſonen, deren ſie ſich bei Ausführung der Beförderung 
bedient. Dieſe Vorſchrift gilt für die Haftung der Bahn aus dem 
Frachtvertrag überhaupt und iſt nicht etwa auf die Fälle der 
88 84, 94 EVO. beſchränkt (Rundnagel, Die Haftung der 
Eiſenbahn S. 20). 

Hiernach kommt es darauf an, ob der Bahn die falſche Be⸗ 
zettelung des Wagens und Frachtbriefes als fahrläſſiges Ver⸗ 
ſchulden anzurechnen iſt. Der Senat bejaht dieſe Frage, weil die 
Sorgfaltspflicht eines ordentlichen Kaufmannes, Frachtführers und 
Spediteurs die richtige Handhabung der etwa für ihren Gewerbe⸗ 
betrieb beſtehenden Vorſchriften verlangt, und weil es ferner zur 
Sorgfaltspflicht nicht bloß des Spediteurs, ſondern auch des Fracht⸗ 
führers gehört, von den Weiſungen des Auftraggebers nicht ohne 
Anlaß abzuweichen. 

Die einſchläzigen ſeuchenpolizeilichen Vorſchriften find in den 
88 175 u. 178 der bay. Bek. v. 27. April 1912 über den Vollzug 
des Viehſeuchencß. v. 26. Juni 1909 und des Bay Ausf. hierzu 
v. 13. Aug. 1910 enthalten (GVBl. 459, 462). Danach iſt nach 
dem Ausbruch der Maul- und Klauenſeuche die Ausfuhr von Klauen⸗ 
vieh aus nichtverſeuchten Gehöften des Sperrbezirkes (8 173 a. a. O.) 
nach in der Nähe liegenden Eiſenbahnſtationen zur Weiterbeförde⸗ 
rung nach Schlachthöfen nur dann zuläſſig, wenn unmittelbar vor 
der Überführung der Tiere zur Schlachtſtätte durch amtstierärztliche 
Unterſuchung feſtgeſtellt wird, daß der geſamte Klauenviehbeſtand 
des Gehöftes noch ſeuchenfrei iſt und die VBezirkspolizeibehörde 
einen Erlaubnisſchein zur Ausfuhr der Tiere aus dem Seuchenorte 
ausſtellt. Die gleichen Vorſchriften gelten entſprechend für die Aus⸗ 
fuhr von Klauenvieh aus Beobachtungsgebieten (8 177 a. a. O.) 
mit der Maßgabe, das in ſolchen Füllen der Ausfuhrerlaubnisſchein 
auch vom Bezirkstierarzt ausgeſtellt werden kann. Wird die Er⸗ 
laubnis zur Ausfuhr von Schlachtvieh aus Beobachtungsgebieten er⸗ 
teilt, ſo iſt ein Ausfuhrerlaubnisſchein nach dem Muſter der An⸗ 


und nicht nur gewiſſen Beförderungsbeſchränkungen unterliegt, ſon⸗ 
dern auch wegen der möglichen Krankheitsgefahr nicht den gleichen 
Verkaufswert beſitzt wie freies Vieh. 

Der Frachtberechtigte kann alſo dadurch, daß ſein freies Vieh 
von der Eisenbahn als Beobachtungsvieh bezeichnet wird, geſchädigt 
werden. Iſt dieſe Schädigung als eine Beſchädigung des 
Gutes i. S. § 456 HGB. anzuſehen? 

Das Os. verneint dieſe Frage mit Recht. 

Früher war die Frage beſtritten. Nicht bloß Eger, ſondern 
noch andere Schriftſteller find einem Ausſpruche des RO G. 20, 347 
gefolgt, daß die Beſchädigung des Gutes auch den Schaden um⸗ 
faßt, welcher dem Frachtberechtigten durch außerhalb des Gutes ſelbſt 
liegende Umſtände, z. B. aus der Mode kommen verurſacht iſt. Das 
ROG. führt aus: „daß eine der Mode unterliegende Ware durch 
ungebührlich langes Lagern an ihrem Tauſchwerte verloren hat, 
unzweifelhaft eine Beſchädigung derſelben vorliegt, wofür der zu 
leiſtende Erſaz nach Maßgabe des Art. 396 HGB. zu bemeſſen iſt“. 
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lage IX zu der Vek. v. 27. April 1912 (GVBl. 603) auf rotem 
Papier auszustellen. In beiden Fällen verſtändigt die Bezirkspolizei⸗ 
behörde die Verladeſtation und die Direktion des Beſtimmungs⸗ 
ſchlachtviehhofes auf dem kürzeſten Wege, in der Regel telegraphiſch, 
von der Ausſtellung des Ausfuhrerlaubnisſcheines. Der Ausführende 
hat den Ausfuhrerlaubnisſchein vor der Verladung an die Verlade⸗ 
ſtation abzugeben. Die Verladeſtation hat den für die Beförderung 
benutzten Eifenbahnwagen durch einen gelben Zettel mit der Aufſchrift 
„Sperrvieh“ bzw. „Beobachtungsvieh“ zu kennzeichnen, einen gleichen 
Zettel auf dem Frachtbriefe anzubringen 1110 den Ausfuhrerlaub⸗ 
nisſchein dem Frachtbriefe beizuheften. Da im vorl. Fall der Kl. 
eines Ausfuhrerlaubnisſcheines nicht bedurfte und einen ſolchen 
der Bahn nicht vorgelegt hatte, die Station S. auch keine polizei⸗ 
liche Nachricht von der Ausſtellung eines Ausfuhrerlaubnisſcheines 
erhalten hatte, ſo beſtand für die Station S. keinerlei Anlaß, von 
ſich aus beſondere Maßnahmen zu ergreifen und die Tiere des Kl. 
ohne deſſen Wiſſen auf Wagen und Frachtbrief als „Beobachtungs⸗ 
vieh“ zu deklarieren. Dies widerſprach vielmehr der Weiſung des 
Kl., der ſein Vieh, wie aus den Umſtänden und dem von ihm über⸗ 
gebenen amtstierärztlichen Geſundheitszeugnis zu entnehmen war, 
als geſundes, keinerlei Beförderungsbeſchränkung unterliegendes Vieh 
verfrachtet haben wollte. 

Die Bekl. behauptet, die Station S. ſei durch das Telegramm 
des Bezirksarztes P. irregeführt worden. Das kann nicht aner⸗ 
kannt werden. Das Telegramm enthielt nur die Mitteilung, daß 
die Verladung von Klauentieren ohne vorherige amtstierärztliche 
Unterſuchung verboten ſei: dieſe keineswegs unnötige beſondere 
Anordnung ſtützte ſich auf die 88 18, 20 Abſ. II Viehſeuchench. 
Daß alle zur Verladung gelangenden Klauentiere als Beobachtungs⸗ 
vieh zu behandeln ſeien, war aus dem Telegramm nicht zu ent⸗ 
nehmen. Dasſelbe bezog ſich, wenn dies auch nicht ganz klar zum 
Ausdruck gebracht worden iſt, nur auf Klauentiere, welche aus dem 
um Sperrbezirk und Beobachtungsgebiet gebildeten ſog. Schutz⸗ 
gebiete (8 180 a. a. O.) ſtammten und welche im Eiſenbahnverkehr 
keinerlei Beſchränkungen unterliegen. Das vom Bezirksamt für 
die Ausfuhr ſolcher Tiere verlangte, ſich nur auf die ausführenden 
Tiere ſelbſt, nicht auf den geſamten Klauenviehbeſtand des Her⸗ 
künftsgehöftes beziehende Geſundheitszeugnis hat die Station S. 
mit dem Ausfuhrerlaubnisſchein verwechſelt, der für die Ausfuhr 
von Klauenvieh aus dem Sperrbezirk oder dem Beobachtungsgebiet 
vorgeſchrieben iſt. Unkenntnis dieſer Vorſchriften auf Seite eines 
gewerbsmäßigen Frachtführers iſt kein entſchuldbarer Irrtum. Nur 
entſchuldbarer Irrtum ſchließt die Fahrlaſſigkeit aus. War ſich 
der Annahmebeamte der Station S. über die einſchlügigen Vor⸗ 
ſchriften oder über Sinn und Tragweite des bezirksamtlichen Tele⸗ 
gramms nicht im klaren, ſo hätte er ſich durch eine telephoniſche 
Anfrage bei dem Bezirksamt P. Klarheit darüber verſchaffen müſ⸗ 
fen; das verlangt die Sorgfaltspflicht nicht bloß eines ordentlichen 
Spediteurs, ſondern auch eines ordentlichen Frachtführers und 
Kaufmannes überhaupt. 

(OdG. München, Urt. v. 11. Mai 1928, L 265/28 I.) 


Mitgeteift von RA. Dr. Lemle, München. 


Stuttgart. N 

6. 8831 BGB.; 8 23 EBBetrO. v. 4. Nov. 1904. Die 
Eiſenbahn haftet für Unfälle beim Ausſteigen nicht ver⸗ 
traglich und für zu großen Abſtand des Trittbretts nicht 
aus Verſchulden. 

Die Kl. mußte auf der Station B. außerhalb des Bahnſteigs 
auf einem Fußweg abſteigen, der in Schienenhöhe lag. Sie ver⸗ 
ſtauchte dabei das rechte Bein, während das linke amputiert und 
durch Protheſe erſetzt war. Ihr Anſpruch auf Schmerzensgeld wurde 
abgewieſen und nur eine Verpflichtung der Bahn aus dem Haft⸗ 
pflichtgeſetz feſtgeſtellt. 

Auf Kleinen und mittleren Stationen und Halteſtellen iſt es 
eine regelmäßige Erſcheinung, daß bei langen Zügen die Reiſenden 


Dieſe Anſicht wird mit Recht heute nicht mehr vertreten. 8 456 
HGB. umfaßt nur die Fälle des wirklichen Sach ſchadens, nicht 
ſonſtigen Vermögensſchadens, der aus der Behandlung des Gutes 
durch den Frachtführer dem Frachtberechtigten entſtanden iſt (vgl. 
mein „Haftung don Eiſenbahn, Poſt und Spediteuren“ S. 18 1.19). 

II. Liegt aber eine Beſchädigung des Gutes i. S. § 456 HB. 
nicht vor, ſo greift die beſondere frachtrechtliche Vorſchrift über die 
ſtrengere Haftung aus dem receptum nicht ein. Daraus folgt jedoch 
nicht, daß die Eiſenbahn deshalb überhaupt nicht haftet. Wie 
das obige Urteil richtig ausführt, gelten die allgemeinen ſchuldrecht⸗ 
lichen Vorſchriften des HGB. und BGB. auch für den Eiſenbahn⸗ 
frachtvertrag, vor allem gilt § 276 BGB., wonach die Eisenbahn, 
auch wenn der Fall des 8 456 HGB. nicht vorliegt, doch für ſon⸗ 
ſtige ſchuldhafte Vertragsverletzung haftbar gemacht werden kann 
(vgl. meine Schrift „Haftung“ S. 14 ff., 17 ff.). 

Dem Urteil iſt alfo in allen Punkten zuzuſtimmen. 

AGR. i. R. Dr. Senckpiehl, Werder a. Havel. 
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außerhalb des Bahnſteigs ausſteigen müſſen, wobei die Entfernung 
vom Trittbrett zum Boden unerwartet groß it. Dieſer Zuſtand iſt 
nicht erwünſcht und wird vom Publikum vielfach getadelt. Es iſt 
Sache der Eiſenbahnverwaltung, nach Maßgabe ihrer Mittel abzu⸗ 
helfen. Aber ein Verſchulden ihrer Beamten kann in dem Zuſtand 
nicht gefunden werden. Es beſtehen betriebstechniſche Hinderniſſe, 
und die zur Verfügung der Bahn ſtehenden Mittel ſind durch die 
Kriegsfolgen beſchränkt. Das Publikum hat den beſtehenden Zu⸗ 
ſtand hingenommen und muß in ſolchem Falle ſelbſt die nötige 
Sorgfalt beobachten. Nach 8 23 BauBetrd. ſoll der Bahnſteig in 
der Regel 0,38 m über der Schienenoberkante liegen. Das bezieht 
ſich aber nach Überſchrift und Inhalt nur auf den eigentlichen Bahn⸗ 
ſteig. Außerdem ſind Bahnſteige von weniger als 0,38 m Höhe 
ausdrücklich zugelaſſen. Über die Länge der Bahnſteige beſteht keine 
Vorſchrift. Es liegt daher keine Verletzung eiſenbahnbaulicher Vor⸗ 
ſchriften darin, daß der Fußweg in Schienenhöhe lag. Auch beſtehen 
keine Vorſchriften über die Mindeſthöhe der Trittbretter. Obwohl 
ſehr häufig außerhalb des Bahnſteigs abgeſtiegen werden muß, er⸗ 
eignet ſich doch ſelten dabei ein Unfall, und es iſt nicht bekannt 
geworden, daß ein ſolcher auf der Station B. vorkam. Deshalb 
waren keine örtlichen Vorkehrungen nötig. 

Wenn die Kl. behauptet, es müſſe auch für ſchwerbeſchädigte 
Perſonen in der Weiſe geſorgt ſein, daß ſie den Zug gefahrlos 
verlaſſen können, jo kann dieſem Standpunkt aus betriebstechniſchen 
und betriebswirtſchaftlichen Gründen nicht beigetreten werden. Solche 
Perſonen müſſen vielmehr durch Inanſpruchnahme des Bahnperſonals 
und der Mitreiſenden für ungefährdetes Ausſteigen ſelbſt beſorgt ſein. 
Die Haftung der Bahn bann daher nicht auf unerlaubte Handlung 
geſtützt werden. 

Es trifft auch nicht zu, daß der Bekl. aus Beförderungsvertrag 
der Nachweis mangelnden Verſchuldens obliege, wie er von RG. 
66, 16; 83, 3471) und 86, 322 2) dem Transportunternehmer 
auferlegt iſt; denn der Unfall trat nicht während der Beförderung ein, 
es bleibt ſomit nur eine Verantwortung der Bahn auf Grund des 
HaftpflichtG. 

(OLG. Stuttgart, 2. 3 S., Urt. v. 22. Sept. 1927, U 826/27.) 


b) Strafſachen. 


7. Monteur, der Wagen ausbeſſert und mit dieſen 
Probefahrten unternimmt, iſt Berufsfahrer i. S. des 
8 230 Abſ. 2 StGB. 

Angekl. iſt von Beruf Monteur und beſſert als ſolcher Kraftwagen 
aus. Zwecks Prüfung der Reparatur vernotwendigen ſich bisweilen 
mit den ausgebeſſerten Wagen Probefahrten, die der Angehl., welcher ſich 
zu dieſem Zweck vor längerer Zeit einen Führerſchein beſchafft hat, 
unternimmt. Bei einer derartigen Probefahrt verurſacht der Angel. 
durch Fahrläſſigkeit die Körperverletzung eines Radfahrers. 

Das LG. ſieht den Monteur als Berufsfahrer an. Das OLG. 
beſtätigt dieſe Auffaſſung mit folgender Begründung: 

Der Anwendung des $ 230 Abſ. 2 StGB. durch das LG. ſtehen 
rechtliche Bedenken nicht entgegen. Unter Beruf iſt eine Tätigkeit 
zu verſtehen, die ſich der Ausübende dergeſtalt vorgeſetzt hat, daß 
ſie ſein Schaffen und Wirken, wenn auch nicht vollſtändig, ſo doch 
in erheblichem Maße ausfüllt und ſo, wenn auch nicht den einzigen, 
jo doch immerhin einen Lebenszweck für ihn bildet (Ebermaher 
zu 8222 und ARGSt. 37, 387; 50, 252). Der Angekl. iſt ſeit 1925 im 
Beſitze eines Führerſcheins und fährt häufiger Kraftwagen, die er als 
Monteur ausgebeſſert hat. In dieſer ſeiner Eigenſchaft hat er auch den 
Automobilomnibus der Hochbahngeſellſchaft in H. an dem fraglichen 
Tage geführt. Der Angekl. war demnach auf dieſer Fahrt beruflich tätig 
und vermöge ſeines Berufs zu beſonderer Aufmerkſamkeit verpflichtet. 

(OLG. Kiel, Urt. v. 18. April 1928, 8 50/28.) 


Mitgeteilt von LR. Schumacher, Altona. 
* 


8. 58 1, 8 KraftfahrzLin G. v. 26. Aug. 1925. Konzeſ⸗ 
ſionspflichtigkeit von Hotelkraſtwagen. Begriff der 
Kraftfahrlinie. Regelmäßigkeit der Fahrten, Preiskarif, 
Haltepunkte. Unerheblichkeit von Beförderungspflicht 
und von öffentlicher Fahrplanbekanntmachung. Zugäng⸗ 
lichkeit für jedermann. Der Unternehmerbegriff. Be⸗ 
deutung der Betriebsregelung. Was heißt für eigene 
Rechnung? Initiative bedeutet Schaffung regelmäßig 
wiederkehrender Beförderungsgelegenheit, ſei es auch auf 
Veranlaſſung Dritter. 

Die Angekl. zu 2 bis 8, deren Gaſthöſe teils in T., teils im 
den Ortſchaften zwiſchen T. und F. liegen, haben ſich zu einer „In⸗ 
tereſſengemeinſchaft“ vereinigt und zum Zwecke der Hebung des 
Fremdenverkehrs in ihren Orten mit der Angekl. zu 1, der Kraft⸗ 
wagenbeſitzerin G., einen Vertrag über die Beförderung von Per⸗ 


Kiel. 


1) JW. 1914, 302. 2) JW. 1915, 585. 


Rechtſprechung 
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ſonen zwiſchen T. und F. geſchloſſen. Der weſentliche Inhalt des 
Vertrages ging dahin, daß die Gemeinſchaft die Frau G. beauf⸗ 
tragte, für ſie Gäſte zwiſchen F. und T. zu befördern, und Frau G. 
ſich verpflichtete, nur ſolche Fahrgäſte zu befördern, die ſich durch 
einen von dem betreffenden Wirte verabfolgten Fahrtausweis als 
Gäſte eines der Gemeinſchaft angehörenden Mitglieds legitimieren 
konnten. Die Entſchädigungen für die Leiſtung der Frau G., die 
ausdrücklich die Haftung für etwaige durch das Kraftfahrzeug ver⸗ 
urſachte Perſonen⸗ und Sachſchäden übernahm und ſich zu einer ent⸗ 
ſprechenden Haftpflichtverſicherung verpflichtete, ſollten aus dem Er⸗ 
löſe der Fahrſcheine gedeckt werden. Die Fahrpreiſe wurden in dem 
Vertrage genau feſtgeſetzt; eine Anderung des Tarifs wurde einer 
Kommiſſion vorbehalten. Dieſer gehörte Frau G. nicht an. Sie 
hatte jedoch Anſpruch auf Anhörung vor einer Anderung. 

Gemäß dieſem Abkommen hat Frau G. ihren Kraftomnibus, 
der mit einer Tafel „Jotelwagen T.⸗G.⸗F.“ verſehen war, zur Ver⸗ 
fügung geſtellt und ihn auf dieſer Strecke von März bis Sept. 1927 
täglich verkehren laſſen, und zwar in jeder Richtung an Werktagen 
3—5 mal mit regelmäßigen Abfahrtszeiten, an Sonntagen nach Bedarf 
ſtündlich 8—9 mal. Gehalten werden durfte nur bei den Gaſtwirt⸗ 
ſchaften der Mitglieder der Gemeinſchaft. Die Fahrtausweiſe wurden 
in der Regel durch die Wirte ausgegeben. Der geſamte Erlös aus 
dem Fahrkartenverkauf wurde der Frau G. nach wöchentlicher Ab⸗ 
rechnung ausgekehrt. Eine Genehmigung dieſes Kraftwagenverkehrs 
hat nicht ſtattgefunden. Die ſämtlichen Angell. find deshalb des 
Vergehens gegen 88 1 u. 8 KraftfahrzLinG. v. 26. Aug. 1925 an⸗ 
geklagt. Beide Vorinſtanzen haben freigeſprochen. OLG. hebt auf 
und verweiſt zu anderweiter Verhandlung und Entſch. zurück. 

Daß im vorl. Falle die Beförderung von Perſonen mit einem 
Kraftfahrzeug über die Grenzen eines Gemeindebezirks hinaus auf 
einer beſtimmten Strecke gegen Entgelt betrieben iſt, ſteht außer 
Zweifel. Auch ſprechen eine Reihe weiterer Momente, nämlich eine 
gewiſſe Regelmäßigkeit der Fahrten auf der fraglichen Strecke, 
das Beſtehen eines feſten, für die ganze Strecke wie für die ein» 
zelnen Teilſtrecken bemeſſenen Preistarifs und endlich das Vor⸗ 
handenſein beſtimmter Haltepunkte dafür, daß es ſich hier um den 
Betrieb einer Kraftfahrlinie i. S. 88 1 u. 8 a. a. O. handelt. 
Das LG. hat trotzdem die Exiſtenz einer Kraftfahrlinie verneint, weil 
die öffentliche Bekanntmachung eines Fahrplans und die Beförde⸗ 
rungspflicht des Unternehmers fehlten. Dieſe Begründung iſt rechts⸗ 
irrtümlich. 

Das Beſtehen einer öffentlichen Beförderungspflicht gehört nicht 
zum Tatbeſtande des 8 8 a. a. O. Eine Beförderungspflicht wird 
vielmehr regelmäßig dem Unternehmer erſt mit der Genehmigung 
auferlegt. Wie der Senat bereits in ſeinem Urteil v. 16. Febr. 1928 
— 8188/27 — ausgeführt, genügt es für den Begriff des Betriebes 
einer Kraftfahrlinie, wenn das Unternehmen jedermann zugänglich 
iſt, die Allgemeinheit ſich des Beförderungsmittels, ſei es auch unter 
gewiſſen Bedingungen, bedienen kann. Das trifft hier zu. 

Ob der Betrieb einer Kraftfahrlinie begriffsmäßig die Auf⸗ 
ſtellung eines Fahrplans erfordert, kann auf ſich beruhen, weil 
tatſächlich nach einem im weſentlichen feſtgelegten Fahrplau ge⸗ 
fahren iſt. Das genügt. Weder aus dem Geſetz noch aus dem Be⸗ 
griff einer Kraftfahrlinie iſt zu entnehmen, daß der Fahrplan öffent⸗ 
lich bekanntgemacht ſein müſſe. 

Nach alledem iſt der Betrieb einer Kraſtfahrlinie anzunehmen. 
Das LG. wird weiter von neuem zu prüfen haben, wer Unternehmer 
der Kraftfahrlinie geweſen iſt. Das Ergebnis, daß einerſeits die in der 
Intereſſengemeinſchaft vereinigten Gaſtwirte als Unternehmer zicht in 
Frage kämen, weil das Unternehmen nicht auf ihre Rechnung betrieben 
ſei, daß andererſeits auch Frau G. nicht die Unternehmerin ge⸗ 
weſen ſein könne, weil die Initiative von den Gaſtwirten ausgegangen 
ſei, ſo daß alſo überhaupt kein Unternehmer da ſei, iſt nicht halt⸗ 
bar. Es iſt durchaus möglich, daß die Gaſtwirte als Unternehmer in 
Betracht kommen. Nach der Vertragsfaſſung erſcheinen ſie jeden⸗ 
falls auf den erſten Blick als Unternehmer der ja von ihnen ins 
Leben gerufenen Kraftfahrlinie, während Frau G. lediglich als ihre 
Beauftragte bezeichnet wird. Daß das Verhältnis in Wahrheit fo 
war, dafür ſpricht auch, daß die Gaſtwirte die weſentlichſten Beſtim⸗ 
mungen für die Regelung des Betriebes ſich vorbehalten haben, näm⸗ 
lich die Fahrpreisfeſtſetzung, die Ausgabe der Fahrtausweiſe, die Be⸗ 
ſtimmung der Haltepunkte. Die Unternehmereigenſchaft der Gaſt⸗ 
wirte wird daher kaum verneint werden können. Im Hinblick 
auf den Inhalt des Vertrages liegt auch die Annahme nahe, daß die 
Wirte die Linie nicht nur in eigenem Namen betrieben haben, ſon⸗ 
dern auch für eigene Rechnung. Dem würde nicht entgegenſtehen, 
daß ſie den geſamten Erlös aus dem Fahrkartenverkauf der Frau G. 
als Eniſchädigung für deren Leiſtungen ausgekehrt und ſich ſelbſt 
mit den Vorteilen begnügt haben, die ihnen aus der durch den Be⸗ 
trieb hervorgerufenen Verkehrshebung erwuchſen. Wenn Frau G. 
die Kraftfahrlinie als Beauftragte der Wirte betrieb, waren die 
Wirte ſelbſtverſtändlich gehalten, ihr eine Vergütung zu gewähren. 
Wandten fie ihr nun als Gegenleiſtung die Bareinnahmen zu, die 
ſie aus dem Unternehmen hatten, ſo ſchließt das nicht aus, daß 
der Betrieb inſofern auf ihre Rechnung ging, als ſie die mittel⸗ 
baren Vorteile aus ihm zogen. 
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Andererſeits ſpricht auch manches dafür, daß Frau G. die 
Unternehmerin geweſen iſt. Vor allen Dingen die Talſache, daß fie 
die geſamten Bareinnahmen erhielt und die Haftpflicht für die mit 
dem Betriebe verbundenen Gefahren übernahm. Es iſt nun freilich 
richtig, daß nach der Nipr. die Initiative zur Einrichtung der Fahrten 
von dem Täter i. S. § 8 a. a. O. ausgegangen ſein muß. Das 
iſt aber nicht ſo zu verſtehen, daß der Täter die Anregung zu dem 
Unternehmen von keinem anderen erhalten haben darf. Das hinſicht⸗ 
lich der Initiative aufgeſtellte Erfordernis iſt vielmehr erfüllt, wenn 
jemand, ſei es auch auf Veranlaſſung von dritter Seite, einen Kraft⸗ 
wagen zur öffentlichen Benutzung zur Verfügung ſtellt und damit 
von ſich aus eine regelmäßig wiederkehrende Beförderungsgelegen⸗ 
heit ſchafft. 

Ergibt ſich bei der nochmaligen Prüfung durch das LG., daß 
die Gaſtwirte als Unternehmer anzusprechen find, jo wird weiter 
zu erwägen ſein, ob Frau G. als Gehilfin zur Verantwortung zu 
ziehen iſt, ebenſo wie im umgekehrten Falle, wenn Frau G. Unter⸗ 
nehmer ſein ſollte, zu prüfen iſt, ob die Gaſtwirte wegen Beihilfe 
zu beſtrafen ſind. 

Os. Kiel, StS., Urt. v. 16. Mai 1928, S 62/28.) 
Mitgeteilt von LER. Schumacher, Altona. 


B. Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. 
I. Reich. 
Reichsſinanzhof. 
Berichtet von Senatspräſ. Dr. G. Strutz, Reichsfinanzrat Dr. Boethke, 
Reichsfinanzrat Arlt u. Reichsfinanzrat Dr. Gg. Schmauſer, München. 


l Wird in der amtlichen Sammlung der Enlſcheidungen des Reichs⸗ 
finanzhofs abgedruckt.] 


1. 88 1 Nr. 1 u. 3, 10 Ab ſ. 1 u. 2 Umſ StG. Die gemäß 
§ 1 Nr. 1 UmſStG. begründete Umſatzſteuerpflicht des Lie⸗ 
ferers, der eine Ware zur Weiterverwertung einem Zwiſchen⸗ 
händler geliefert hat, wird nicht dadurch berührt, daß der 
Zwiſchenhändler die Ware im Verſteigerungswege nach 8 1 
Nr. 3 Umſ StG. weiter veräußert. 

Streit beſteht darüber, ob der Stpfl., der im Wirtſchafts⸗ 
jahre 1925/26 Warenſendungen an eine die Ware regelmäßig im 
Verſteigerungswege veräußernde Firma Sc. abgegeben hat, als 
Lieferer gem. 8 1 Nr. 1 UmjSt®. 1922 mit dem empfangenen 
Entgelt umſatzſteuerpflichtig oder ob er ſteuerfrei zu belaſſen iſt, weil 
ſchon die verſteigernde Firma UmſSt. nach 8 1 Nr. 3 UmſStG. 
zu zahlen hat. Das BG. hat ohne Rechtsirrtum und ohne Verſtoß 
gegen den klaren Inhalt der Akten angenommen, daß die Firma. 
Sc., die im eigenen Namen weiterveräußert, als Zwiſchenhändlerin 
tätig iſt, daß alſo zwei Umſätze vorliegen: ein Umſatz des liefernden 
Stpfl. an die Firma Sc. als Zwiſchenhändlerin und ein weiterer 
dieſer Zwiſchenhändlerin an deren Abnehmer (die Steigernden). Der 
Firma Sc. hatte nach den Verkaufsbedingungen auch freigeſtanden, 
die Waren freihändig zu verkaufen; ihre Tätigkeit beſchränkt ſich 
nicht darauf, Aufträge zur Verſteigerung entgegenzunehmen und 
auszuführen; fie iſt vielmehr Zwiſchenhändlerin oder Verkaufs- 
kommiſſionärin. Der Stpfl. kann daher nicht ſteuerfrei wegen der 
Lieferungen an die Firma Sc. belaſſen werden; feine Steuerbefreiung 
kann auch nicht durch die Bezugnahme auf das Urt. des Rö. 
v. 30. Juni 1924, Gr 8 1/24 (Ned. 14, 54) gerechtfertigt werden. 
Es beſteht nirgends eine Vorſchrift des Inhalts, daß die Ver⸗ 
äußerung einer Ware an einen Zwiſchenhändler, der ſie im Wege 
der Verſteigerung abſetzt, in Rückſicht auf die Umſatzſteuerpflicht 
des Verſteigerers (8 1 Nr. 3 NnjSt6.) von der Umſaßſteuerpflicht 
SI Nr. 1 UmfStG.) befreit wird. 

(RFH., Urt. v. 11. Mai 1928, Ve A 822/27.) 


Reichsverſicherungsamt. 


Berichtet von Präſident v. Olshauſen, Berlin und Landgerichts⸗ 
direktor Kerſting, Berlin. 

I. Unſtändig Beſchäftigte, denen nach 8 452 RVO. nur 
Krankenpflege gewährt wird, find i. S. § 5590 RVO. auf 
Grund der Reichsverſicherung gegen Krankheit verſichert. 
Bei Verletzten dieſer Art beginnt die Verpflichtung zur 
Gewährung von Rente, falls die nach der Unfallverſiche⸗ 
rung zu entſchädigende Erwerbsunfähigkeit über die drei⸗ 
zehnte Woche hinaus andauert und die Arbeitsunfähigkeit 
vor Ablauf der 26. Woche wegfällt, mit dem Wegfall der 
Arbeits unfähigkeit. 

(ABA, 1. Reks., Urt. v. 26. Aug. 1927, Ja 417/27.) [8.] 
* 


2. 8 5692 NBD. findet bei der Umrechnung von 
Renten Verſicherter, die vor dem 1. Juli 1925 das 21.Lebens⸗ 
jahr vollendet haben, keine Anwendung. 


(N Bal, 2. RekS., Urt. v. 31. Mai 1927, Is 3906/26.) [. 


Rechtſprechung 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


II. Länder. 
Oberverwaltungsgerichte. 
Preußen. 

Preußiſches Oberverwaltungsgericht. 


Berichtet von OVGR. Geh. RegRat von Kries u. RA. Dr. Görres, 
Berlin. 

1. 88 55, 563 GewO. Zur Auslegung des Begriffs 
der Ausübung der Heilkunde im Umherziehen ohne vor⸗ 
gängige Beſtellung. Eine vorgängige Beſtellung i. S. 
§ 55 GewO. liegt nicht vor, wenn ſie durch Ankündigungen 
in der Zeitung ſeitens des Gewerbetreibenden durch ſein 
Erſcheinen oder durch Niederlegung und Verteilung von 
Beſtellkarten hervorgerufen wird. f) 


L., der in Deutſchland nicht als Arzt approbiert iſt, ſondern 
nur ein Diplom als Doktor der Chiropraktik von der Hochſchule 
für Chiropraktik in Indiana (Amerika) beſitzt, übt nicht nur an 
ſeinem Wohnſitz B., ſondern auch in R. und in L. die anſcheinend 
in einer Art Maſſage des Rückgrats beſtehende Heilkunde der 
„Chiropraktik“ aus. Nachdem er im L. Tageblatt im Nov. 1924 
mehrmals angezeigt hatte, daß er jeden Sonnabend in L. im Park⸗ 
hotel Sprechſtunden halte, behandelte er in L. zunächſt die bei ihm 
auf Grund der Zeitungsanzeigen erſcheinenden Patienten ohne 
weiteres. Später nahm er dort nur Patienten an, die ſich vorher 
durch eine von ihm beſchaffte gedruckte Beſtellkarte angemeldet 
hatten, die er den in der Sprechſtunde erſcheinenden Patienten 
eine Zeitlang ſelbſt zur Ausfüllung mit dem Hinweis übergab, er 
könne ſie erſt in der nächſten Sprechſtunde behandeln; ſpäter lagen 
die Karten bei dem Oberkellner des Parkhotels zur Entnahme 
bereit. Neuerdings läßt ſich L. dieſe Karten nach B. in ſeine Woh⸗ 
nung ſenden und behandelt nur die ſo angekündigten Patienten. 

Die Polizeiverwaltung in L. erblickte hierin den Tatbeſtand 
der Ausübung der Heilkunde im Umherziehen und verbot ihm 
dieſelbe im März 1925 durch polizeiliche Verfügung auf Grund 
$ 56a GewO. Die von L. hiergegen nach vergeblichem Beſchreiten 
des Beſchwerdeweges erhobene Klage wies das OVG. ab. 

Durch § 56 2 Ziff. 1 GewO. iſt die Ausübung der Heilkunde 
durch nichtapprobierte Perſonen vom Gewerbebetrieb im Umher⸗ 
ziehen ausgeſchloſſen. Da nun der 855 Abſ. 1 a. a. O. den Ge⸗ 
werbebetrieb im Umherziehen begrifflich und ganz allgemein auf 
die Tätigkeit beſchränkt, die ohne vorgängige Beſtellung erfolgt, 
ſo iſt auch die Ausübung der Heilkunde durch nichtapprobierte 
Perſonen im Umherziehen durch § 56a Ziff. 1 nur inſoweit ver⸗ 
boten, als ihr keine vorgängige Beſtellung zugrunde liegt (Land⸗ 
mann, GewO. 856 Anm. 3 und 3; Urt. d. OV. v. 23. Sept. 
1907 [PrVerw Bl. 29, 1031). Die Entſch. im vorl. Falle hängt 
alſo von der Feſtſtellung ab, ob der Kl. zur Zeit des Erlaſſes der 
angefochtenen Verfügung in L., wo er unſtreitig keinen feſten 
Wohnſitz hatte, die Heilkunde ausübte, ohne durch vorgängige Be⸗ 
ſtellung für den einzelnen Fall dorthin berufen zu ſein. 

Unſtreitig hat der Kl. vor Erlaß der Verfügung ſeine Tätig⸗ 
keit durch Anzeigen in den Tageszeitungen angekündigt. Die Be⸗ 
handlung der Patienten, die ſich infolge dieſer Zeitungsanzeigen 
an ihn wandten, ſtellt einen Gewerbebetrieb ohne vorgängige Be⸗ 
ſtellung dar; denn als ſolcher gilt es, „wenn der herumreiſende 
Heilkünſtler die Patienten nicht in ihrer Behauſung ohne Auf⸗ 
forderung aufſucht, ſondern dem Publikum ſeine Wohnung und 
feine Sprechſtunde annoneiert“ (vgl. Landmann, Gew., 8 56 a 
Anm. 3 und Rohrſcheidt, GewO, 8 56 Anm. 4 und Urt. d. 
KG. v. 7. Febr. 1922: Johow 53 c, 362). Nun ſteht allerdings 
nicht feſt, ob der Kl. dieſes Verfahren der Behandlung von 


Zu 1. Man verſpürt aus Rechtsgefühl wenig Neigung, dem 
nicht in Deutſchland approbierten ſog. Heilkundigen, einen, natür⸗ 
lich ungewollten, Dienſt mit einer Kritik dieſes Urteils zu er⸗ 
weiſen. Es liegt auch im Geiſte ſowohl der von der Approbation 
handelnden Beſtimmung des $ 29 GewO. und der 88 55, 56 a daß,, 
ſo zu entſcheiden, wie es hier geſchehen iſt. Gleichwohl iſt das 
Urteil nicht ganz unbedenklich: Mag ſein, daß der herumreiſende 
Heilkünſtler früher auf dem Plane war, als der Wunſch feiner 
Patienten, ſich von ihm behandeln zu laſſen. Aber in dem vorl. 
Falle hat der Angekl. tatſächlich nicht dazu aufgefordert, ſich von 
ihm behandeln zu laſſen, ſondern er hat ſich erſt von dem Pu⸗ 
blikum bitten laſſen, nachdem ſeine Anweſenheit bekanntgemacht 
worden war. So ſehr groß iſt der Unterſchied gegenüber den heute 
doch nicht mehr ſeltenen Mitteilungen der Arzte, daß ſie von einer 
Reiſe zurückgekehrt find, und der Mitteilung, daß man gewiſſe 
Krankheiten, am Orte angelangt, behandeln werde, nicht. Die 
Rſpr. macht es ſich etwas leicht, wenn fie in einem Falle wie im 
vorliegenden von einer Umgehung des Geſetzes ſpricht. Etwas 
anderes wäre es, wenn man ſich grundſätzlich dazu entſcheiden 
könnte, in der Rſpr. ganz offen als dem Sinne des Geſetzgebers 
entſprechend die Bekämpfung der Kurpfuſcherei zum Grundſatz zu 
erheben, insbeſ. im Intereſſe der Patienten ſelbſt. 

Prof. Dr. Fritz Stier⸗Somlo, Köln. 
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Patienten, die ſich auf Zeitungsinſerat an ihn wandten, noch zur 
Zeit des Erlaſſes der Verfügung im März 1925 fortgeſetzt hat. 
Nach feiner eigenen Darſtellung iſt er in der Zwiſchenzeit dazu 
übergegangen, die Patienten, die ſich auf die Zeitungsanzeige an 
ihn wandten, zunächſt fortzuſchicken und ſie auf die nächſte Sprech⸗ 
ſtunde wieder zu beſtellen, in der dann erſt mit der Behandlung 
begonnen wurde. Zuvor mußten die Patienten eine vorgedruckte 
Karte ausfüllen, in der ſie den Kl. auf den nächſten Sprechtag 
beſtellten. Später hat der Kl. von Zeitungsanzeigen überhaupt 
abgeſehen und nur noch ſolche Patienten behandelt, die ihn durch 
eine nach B. geſandte Karte vorgedruckten Inhalts beſtellt hatten. 
Die Karten lagen einige Zeit lang in L. im Parkhotel zur Entnahme 
bereit. In dieſem ganzen vom Kl. bis zur Zeit des Erlaſſes der 
angefochtenen Verfügung durchgeführten Verfahren iſt nichts an⸗ 
deres, als ein Verſuch zur Umgehung der geſetzlichen Vorſchriften, 
die die Ausübung der Heilkunde im Umherziehen ohne vorauf⸗ 
gegangene Beſtellung verhindern ſollte, zu erblicken. Der Sinn 
dieſer Beſtimmungen geht dahin, daß die Tätigkeit des nicht⸗ 
approbierten Heilkundigen nur ſtatthaft ſein ſoll, ſoweit die Pa⸗ 
tienten ſich aus eigenem Antrieb an ihn wenden, daß dagegen die 
Anlockung und Heranziehung der Patienten, die von dem Heil⸗ 
kundigen ausgeht, deſſen Tätigkeit zu einer von ihm angebotenen, 
nicht auf Beſtellung erfolgten, und deshalb unzuläſſigen Aus⸗ 
übung der Heilkunde geſtaltet. Denn eine Beſtellung i. S. des 
855 GewO. liegt nicht vor, „wenn ſie erſt durch das Erſcheinen 
des Gewerbetreibenden provoziert wird“ (Rohrſcheidt, Gemd,, 
$ 55 Anm. 8). Das DVG. hat bereits in einer Reihe von Entſch. 
jedes Verfahren für geſetzwidrig erklärt, das ausſchließlich ein⸗ 
geſchlagen und durchgeführt wird, um unter Umgehung des Wort⸗ 
lauts des Geſetzes einen von der geſetzlichen Vorſchrift dem Sinne 
nach für unzuläſſig erklärten Rechtszuſtand herbeizuführen (vgl. 
insbeſ. Urt. v. 22. Febr. 1923 OVG. 78, 373 ff.). Ahnlich, wie 
dort, liegt der Fall des Kl. Auch wenn davon ausgegangen wird, 
daß er ſchon zur Zeit des Erlaſſes der ſtreitigen Verfügung nur 
ſolche Patienten behandelte, die ſeine Hilfe mit den von ihm an⸗ 
gegebenen Vordruckkarten angerufen hatten, ſo ſind dieſe Pa⸗ 
kienten nicht von ſich aus an den Kl. herangetreten und deshalb 
keine „Beſteller“ i. S. des 855 GewO. Vielmehr war es der Kl., 
der zunächſt durch feine Ankündigung in der Zeitung, dann durch 
ſein regelmäßiges Erſcheinen im Parkhotel und durch die Nieder⸗ 
legung und Verteilung der Vordruckkarten die Patienten anlockte. 
Die „Beſtellung“ durch dieſe Karten war eine nur zur Umgehung 
des Geſetzes veranlaßte Scheinmaßnahme. Tatſächlich gab der Kl. 
von ſich aus den Anſtoß dazu, daß ſeine Hilfe in Anſpruch ge⸗ 
nommen wurde. Das iſt der Tatbeſtand der Ausübung der Heil⸗ 
kunde im Umherziehen ohne voraufgegangene Beſtellung, die dem 
11 100 dafür nicht approbiert iſt, durch 8 56 a Ziff. 1 Gewd. ver⸗ 
oten iſt. 
(Pr OG., III. Sen., Urt. v. 24. März 1927, III A 61/6) 


Thüringen. 
Thüringiſches Oberverwaltungsgericht. 
Berichtet von OVGR. Dr. Knauth, Jena. 
2. Wanderlagerſteuer. Verkauf aus Kraftwagen als 
Betrieb eines Wanderlagers. 
Der Kl. hat ſchon vor dem Kreisverwaltungsgericht beſtritten, 
daß der Verkauf ſeiner Waren von ſeinem Kraftwagen aus ein 
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Wanderlager i. S. des 8 19 GKr AG. darſtelle, indem er behauptet hat, 
er habe ſich mit ſeinem Wagen in I. höchſtens 1 Stunden auf⸗ 
gehalten, ſei dabei von Straße zu Straße gefahren und habe überall 
nur einige Minuten zum Verkaufe gehalten. Vor dem OVG. hat 
er feine Behauptungen noch dahin ergänzt, daß es ſich bei ſeinem 
Auto um einen kleinen Wagen mit geringer Ladefähigkeit handle, er 
damit durch die Straßen von A. gefahren ſei und nach Art der 
Milchwagen von Zeit zu Zeit geklingelt habe, worauf die Käufer 
aus den Häuſern herausgekommen, von ihm in wenigen Minuten 
abgefertigt worden ſeien und er weiter gefahren fei... 

Die Begründung des Kreisverwaltungsgerichts läßt eine klare 
Stellungnahme hierzu und zu dem, was es unter einer „feſten Ver⸗ 
Kaufsſtätte“ verſtanden wiſſen will, vermiſſen .. 

Zu den Wanderlagern ſind nach dem Bundesratsbeſchluß v. 
27. März 1879 „diejenigen Unternehmungen zu rechnen, in welchen 
außerhalb des Wohnorts des Unternehmers und außerhalb des Markt- 
und Meßverkehrs von einer feſten Verkaufsſtätte aus (Laden, Magazin, 
Schiff u. dal.) vorübergehend Waren feilgehalten werden“ (Land⸗ 
mann, Komm. z. GewO., 7. Aufl., 1. Band S. 643). Knauth, 
GewStcf. § 1 Anm. 2 weiſt zutreffend darauf hin, daß alſo das 
Wanderlager der Grundeigenſchaft nach Wandergewerbebetrieb, aber 
durch das Vorhandenſein einer feſten Verkaufsſtätte 
dem ſtehenden Gewerbe verwandt ſei und ſich doch wieder durch das 
Fehlen einer dauernden Niederlaſſung von ihm unterſcheide. 

Das Begriffsmerkmal der feſten Verkaufsſtätte, die für das 
Vorhandenſein eines Wanderlagers weſentlich iſt, kann demnach 
nur den Sinn haben, den Wanderlagerbetrieb von dem gewöhnlichen 
Wandergewerbebetrieb als einem in der Bewegung von Haus 
zu Haus betriebenen Gewerbebetrieb abzugrenzen. Der Ausdruck 
„feſt“ bezieht ſich daher nicht fo ſehr auf die Beſchaffenheit des 
„Verkaufsſtandes“ als auf die Art der Ausübung des Ge⸗ 
werbes in dem Sinne, daß „feſt“ die zeitweilig an einen be⸗ 
ſtimmten („feſten“) Standort gebundene Gewerbeausübung 
bezeichnen will. Der im Umherziehen unter Benutzung des Kraft⸗ 
wagens betriebene Handel ſtellt ſich daher nur dann als Betrieb eines 
Wanderlagers dar, wenn der Kraftwagen derart in einer Straße oder 
auf einem Platze ſich aufſtellt und einen Verkauf eröffnet, daß er 
durch längeren Aufenthalt und Ausbreiten ſeiner Waren die Käufer 
zu ſich heranlockt, während ein Handel, der — auch vom Kraftwagen 
herab — wirklich nur von Haus zu Haus betrieben wird, wo es 
alſo zur Errichtung eines „feſten“ Verkaufsſtandes gar nicht Kommt, 
ſondern der Käufer, ähnlich wie bei dem herumziehenden Milchwagen, 
nur kurz abgefertigt und dann die Fahrt fortgeſetzt wird, nicht als 
Wanderlager betrachtet werden kann, weil es dann eben an der 
wenigſtens zeitweiligen Bindung der Gewerbeausübung an einen be⸗ 
ſtimmten („feſten“) Standort fehlt. 


(Thür VB., Urt. v. 23. Mai 1928, CO 25/28.) 


Die Zeilerfhen Umwertungszahlen. 


ang ne Gelbwertzahlen hen ie 
Mai 1928 1,506 Bill. 74,0% 1,11 Bil. 
Juni 1,514 „ 74,5 % 1,13 „ 
Juli 10 „ 75,0% a, 
Auguft Koss, 75,5 % 11 


Uberſicht der Kechtſprechung. 


(Die rechtsſtehenden Ziſſern bedeuten die Seitenzahlen des Heftes.) 


A. Zivilrecht. 
1. Materielles Recht. 
Bürgerliches Geſetzbuch. 


8 138 86 B.; 58 29f. Binn Schiff. Die im Befrachtungsvertrage 
eines Elbſchiffers enthaltene Beſchränkung des Anſpruchs auf das ge⸗ 
ſetzliche Liegegeld verſtößt nicht gegen die guten Sitten. OLG. Dresden. 

23314 

85 242, 249 BGB.; 597 VVG. Automobilverſicherung. Eine 
Beſtimmung in den VerſBed., nach welcher im Falle einer Beſchädi⸗ 
gung des Automobils die erforderlichen Koſten zu erſetzen ſind, ſtellt 
für den Verſicherungsanſpruch nicht die Vorausſetzung auf, daß die 
Reparatur vorher von dem Geſchädigten auszuführen iſt. RG. 23229 

8 276 86. Die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beſtimmt ſich 
nach dem objektiven Maßſtabe. Wenngleich hiernach ein Kapitän ſich 
auf unzulängliche nautiſche Erfahrung nicht berufen kann, wird er 
doch von der Haftung für einen Schiffsunfall gegenüber dem Eigen⸗ 


tümer frei, wenn dieſer den Kapitän in voller Kenntnis der Grenzen 


ſeines Könnens mit der Führung des Schiffes betraut hat. RG. 23183 


8 779 BB. Einfluß von Neiſen im ſelbſtgeſteuerten Automobil 
auf die Verſicherungsanſprüche eines gegen Unfall Verſicherten. Vor⸗ 
ausſetzungen für die Unwirkſamkeit eines Vergleichs. RG. .. 23218 

§ 810 BOB. Die Verpflichtung der Eiſenbahn zur Vorlage ihrer 
Unterſuchungsakten. OLG. Darmſtadeee . 23313 

88 831, 833 BGB. Der dem Tierhalter obliegende Entlaſtungs⸗ 
beweis verlangt auch den Nachweis, das Tier ſei infolge von Wildheit 
und Neigung zum Durchgehen nicht gefährlicher, als gleichartige Tiere 
es im allgemeinen ſind. Die Überwachung eines Kutſchers hat ſich 
nicht nur auf die techniſche Lenkung der Pferde zu erſtrecken, ſondern 
auch auf die Vermeidung von Verkehrsgefahren. RG. . . . 23194 

8 831 BGB.; 5 23 EBBetrO. v. 4. Nov. 1904. Die Eiſenbahn 
haftet für Unfälle beim Ausſteigen nicht vertraglich und für zu großen 
Abſtand des Trittbretts nicht aus Verſchulden. OLG. S 

23335 


$ 839, 823 BGB. Die Provinz als Straßeneigentlimerin iſt zur 
Aufſtellung von Warnungszeichen an gefährlichen Stellen nicht ver⸗ 
pflichtet; dieſe Verpflichtung trifft vielmehr nur den Staat, der für 
die eine Amtspflichtverletzung ſeiner Beamten darſtellende Unter⸗ 
laſſung der Anbringung ſolcher Warnungszeichen dem dadurch Ge⸗ 
ſchädigten gegenüber allein aufzukommen hat. RG. 23195 


* 


2336 
Handelsgeſetzbuch. 
§ 346 HGB. Verjährung von Anſprüchen gegen den Spediteur. 
Tragweite allgemeiner Geſchäftsbedingungen. K. 23301 


8456 S.; 5 84 EVO. Als „Beſchädigung“ i. S. § 456 
56. bezw. § 84 CO. kann nur eine qualitative äußere oder innere 
Verſchlechterung der Subſtanz, nicht aber eine auf anderen Umſtänden 
beruhende Wertverringerung des Gutes angeſehen werden. Die Eiſen⸗ 
bahn iſt unter beſtimmten Vorausſetzungen wegen poſitiver Vertrags⸗ 
verletzung ſchadenserſatpflichtig. OLG. Munchen. 2331s 

88 469, 456 ff. HGB.; 55 84, 95 EVO. Verluſt des Gutes durch 
Aushändigung an eine andere Perſon als den beſtimmungsgemäßen 
Empfänger. Eigenes Verſchulden des Abſenders wegen ungenauer 
Wohnungsangabe des Empfängers. R. 0 e 


Eiſenbahnverkehrsordnung. 


Abſenders wegen ungenauer 
Wohnungsangabe des Empfängers. Rh). 


transport erfölgt if. OSG. Celle 3302 


Geſetz über den Verſicherungs vertrag. 

Einfluß von Reiſen im ſelbſtgeſteuerten Automobil auf die Ver⸗ 
ſicherungsanſprüche eines gegen Unfall Verſicherten. Vorausſetzungen 
für die Unwirkſamkeit eines Vergleichs. RG. 23218 

$ 97 BS.; 8242 BGB. Automobilverſicherung. Eine Beſtim⸗ 
mung in den Vers Bed., nach welcher im Falle einer Beſchädigung des 
Automobils die erforderlichen Koſten zu erſetzen ſind, ſtellt für den 
Verſicherungsanſpruch nicht die Vorausſetzung auf, daß die Reparatur 
vorher von dem Geſchädigten auszuführen iſt. RGB.. . 23225 


2. Verfahrensrecht. 
Zivilbrozeßordnung. 
85 519 Abſ. 6, 519 d 38 O. Der Lauf der Nachweisfriſt wird durch 
das Konkursverfahren unterbrochen, nicht lediglich gehemmt. RG. 


232310 
B. Strafrecht. 
Strafgeſetzbuch. 


859 StchB. Fahrläſſigkeit. Nimmt der oberſte Leiter eines Be⸗ 
triebes in einem Betriebszweig, mit deſſen beſonderer Leitung eine 
an ſich geeignete Perſon beauftragt iſt, eine Ordnungswidrigkeit, die 
zu einem Unfall führen kann, insbeſondere einen Verſtoß gegen Uırfall- 
verhütungsvorſchriften, wahr, fo ift er neben dem beſonderen Beauf⸗ 
tragten verpflichtet, nach Möglichkeit für die Abſtellung der Ordnungs⸗ 
widrigkeit und die Beſeitigung der Gefahr zu ſorgen, ſei es auch nur 
durch Weiſungen an die unmittelbar Beteiligten. R.. . . . 232311 

§ 59 SIEG. Fahrläſſigkeit. Die Vorausſehbarkeit des Erfolges 
braucht ſich nicht auf die beſonderen im Einzelfall wirkſam gewordenen 
Unnſtände zu eren , 8 232413 

35 22, 230 StS. 521 Sraftfahrz®.; 85 4 Abſ. 1 Nr. 1 und 2, 
16. 18 Abſ. 1 u. 2 KraftfVerkVO. Verpflichtung des Kraftfahrers, 
die Fahrgeſchwindigkeit fo einzurichten, daß er in der Lage bleibt, 
ſeinen Verpflichtungen Genüge zu leiſten. Die Vorſchriften der VO. 
über den Kraftfahrzeugverkehr regeln die Pflichten des Kraftfahrers 
nicht erſchöpfend. Ein als Kraftwagenführer verwendeter Polizeiwacht⸗ 
meiſter darf einem Dienſtbefehl nicht nachkommen, durch den ihm die 
Ausführung einer Fahrt mit einem ſchwerwendigen und ſchwer zu 
5 Wagen in einer beſtimmten Fahrzeit aufgetragen wird. 


23281 

§ 359 StGB. Poſthelfer, der mit dem Ordnen der Briefe und 
Karten unter dem Geſichtspunkt des Abſtempelns mittels Stempel⸗ 
maſchine oder Handſtempels beauftragt iſt, als Beamter. RG. 233412 


Rechtſprechung 


— 


[Juriſtiſche Wochenſchrift 


Geſetz für den Verkehr mit Kraftfahrzeugen. 

87 Abſ. 3 Kraftfahrzch. Ob bei Beginn der Schwarzfahrt die 
erlaubte Benutzung bereits beendet war, wann eine Fahrtunterbrechung 
die völlige Inruheſetzung des Fahrzeuges und die Wiederaufnahme 
der Fahrt eine neue Inbetriebſetzung bildet, iſt im weſentlichen Tat⸗ 
frage. Das gilt auch für die neue Faſſung des 9 7. RB. 23212 

§ 21 KraftfahrzG.; 88 4 Abf. 1 Nr. 1 und 2, 16, 18 Abſ. 1 u. 2 
Kraft VerkV O.; 88 222, 230 StGB. Verpflichtung des Kraftfahrers, 
die Fahrgeſchwindigkeit ſo einzurichten, daß er in der Lage bleibt, 
ſeinen Verpflichtungen Genüge zu leiſten. Die Vorſchriften der VO. 
über den Kraftfahrzeugverkehr regeln die Pflichten des Kraftfahrer 
nicht erſchöpfend. Ein als Kraftwagenführer verwendeter Polizeiwacht⸗ 
meiſter darf einem Dienſtbefehl nicht nachkommen, durch den ihm die 
Ausführung einer Fahrt mit einem ſchwerwendigen und ſchwer zu 
bremſenden Wagen in einer beſtimmten Fahrzeit aufgetragen wird. 
RN FC oa 23254 

Verordnung über den Kraftfahrzeugverkehr. 

88 4 Abſ. 10, 16 KraftfahrzVd. Fahrläſſigkeit. Vorherſehbarkeit 
des Erfolges. Vorſchriftsmäßiger Zustand der Ladung. Begriff der 
Ladung g ß ̃²Ü—5eqd 232715 

884 Abſ. 1 Nr. 1 u. 2, 16, 18 Abſ. 1 u. 2 Kraftfahrz®D,; 821 Hraft⸗ 
fahrz(.; 88 222, 230 StGB. Verpflichtung des Kraftfahrers, die Fahr⸗ 
geſchwindigkeit fo einzurichten, daß er in der Lage bleibt, ſeinen Ver⸗ 
pflichtungen Genüge zu leiſten. Die Vorſchriften der VO. über den 
Kraftfahrzeugverkehr regeln die Pflichten des Kraftfahrers nicht er⸗ 
ſchöpfend. Ein als Kraftwagenführer verwendeter Polizeiwachtmeiſter 
darf einem Dienſtbefehl nicht nachkommen, durch den ihm die Aus⸗ 
führung einer Fahrt mit einem ſchwerwendigen und ſchwer zu brem⸗ 
jenden Wagen in einer beſtimmten Fahrzeit aufgetragen wird. RG. 

2325 4 

9 18 Abſ. 1 Kraftfahrz BD. enthält eine blankettausfüllende Norm. 
TTT * ee 232413 

3 21d Abſ. 4 Kraftfahrzöd. Zum Begriff der „Verengung“ der 
Fahrbahn i. S. 1 21d Abſ. 4 Kraftfahrzu O. RG. . . . 232413 

Kraftfahrzeugliniengeſetz vom 26. Aug. 1925. 

58 1,8 Kraftfahrzeinct. v. 26. Aug. 1925. Konzeſſionspflichtig⸗ 
keit von Hotelkraftwagen. Begriff der Kraftfahrlinie. Regelmäßigkeit 
der Fahrten, Preistarif, Haltepunkte. Unerheblichkeit von Beförde⸗ 
rungspflicht und von öffentlicher Fahrplanbekanntmachung. Zugäng⸗ 
lichkeit für jedermann. Der Unternehmerbegriff. Bedeutung der Be⸗ 
triebsregelung. Was heißt für eigene Rechnung? Initiative bedeutet 
Schaffung regelmäßig wiederkehrender Beförderungsgelegenheit, fei 
es auch auf Veranlaſſung Dritter. OL®. Kiel. 23338 

C. Steuerrecht. 
Umſatzſtener. 

88 1 Nr. 1 u. 3, 10 Abf. 1 u. 2 umſstch. Die gemäß 8 1 Nr. 1 
UmfSt®. begründete Umſaßſteuerpflicht des Lieferers, der eine Ware 
zur Weiterverwertung einem Zwiſchenhändler geliefert hat, wird nicht 
dadurch berührt, daß der Zwiſchenhändler die Ware im Verſteigerungs⸗ 


wege nach $1 Nr. 3 UmſStG. weiterveräußert. RF). . . 23341 
Wanderlagerſteuer. 

Wanderlagerſteuer. Verkauf aus Kraftwagen als Betrieb eines 
Wanderlagers. Thür. OVG. “eo. 23352 
D. Sonſtiges öffentliches Recht. 
Reichsbahngeſetz. 


Eiſenbahn⸗Bau⸗ und Betriebsordnung. 

5 23 ESgetrd. v. 4. Nov. 1904; 8 831 BGB. Die Eisenbahn 

haftet fur Unfälle beim Ausſteigen nicht vertraglich und für zu großen 

Abſtand des Trittbretts nicht aus Verſchulden. OLG. Stuttgart. 0 

2332 

Verordnung über die Anderung des Beſoldungsdienſtalters 
der Polizeibeamten beim Reichs waſſerſchutz. 

VO. der Reichsregierung v. 20. Okt. 1925 über die Anderung des 
Beſoldungsdienſtalters der Polizeibeamten beim Reichswaſſerſchutz. 
Die Warteſtandsbeamten nehmen an der Gehaltsverbeſſerung der 
aktiven Beamten nicht teil. R.. 20 

Gewerbeordnung. 

88 55, 66a Gewd. Zur Auslegung des Begriffs der Ausübung 
der Heilkunde im Umherziehen ohne vorgängige Beftellung. Eine vor⸗ 
gängige Beſtellung i. S. 555 GewQ. liegt nicht vor, wenn fie durch 
Ankündigungen in der Zeitung ſeitens des Gewerbetreibenden durch 
ſein Erſcheinen oder durch Niederlegung und Verteilung von Beſtell⸗ 
karten hervorgerufen wird. PrOV GGW. 2345 
Soziale Verſicherungsgeſetze 

(vgl. S. 2334). 
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